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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.04 Uhr.

Präsident Weber: Ich eröffne die 29. Sitzung der
Bürgerschaft (Landtag) und begrüße die hier anwe-
senden Damen und Herren sowie die Zuhörer und
die Vertreter der Presse.

Folgende Gruppen sind anwesend: eine Klasse der
Humboldtschule Bremerhaven, eine zwölfte Klasse
der Kaufmännischen Lehranstalten Bremerhaven, ei-
ne Klasse des Schulzentrums Helgolander Straße,
Schüler der Pestalozzischule II in Bremerhaven, eine
neunte Klasse des Schulzentrums Lerchenstraße.

Ich begrüße Sie ganz herzlich und wünsche Ih-
nen einen spannenden Vormittag.

(Beifall)

Gemäß Paragraph 21 der Geschäftsordnung gebe
ich Ihnen folgenden Eingang bekannt:

Soziales und ökologisches Kennzeichen für Texti-
lien, Dringlichkeitsantrag der Fraktionen der SPD
und der CDU vom 13. Dezember 2000, Drucksache
15/569.

Gemäß Paragraph 21 Absatz 1 unserer Geschäfts-
ordnung muss das Plenum zunächst einen Beschluss
über die Dringlichkeit des Antrags herbeiführen.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrags zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen vor, diesen Antrag mit Tages-
ordnungspunkt  zehn,  soziales  und  ökologisches
Kennzeichen für Textilien, zu verbinden.

Ich höre dazu keinen Widerspruch, dann ist die
Bürgerschaft (Landtag) damit einverstanden.

Den übrigen Eingang bitte ich dem verteilten Um-
druck zu entnehmen.

I. Eingang gemäß § 21 der Geschäftsordnung

Zusammenhänge und Auswirkungen der Bevöl-
kerungsentwicklung in und für Bremen

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 14. Dezember 2000
(Drucksache 15/ 570)

Diese Angelegenheit kommt auf die Tagesordnung
der Januar-Sitzung.

Der Abgeordnete Tittmann zur Geschäftsordnung!

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich möchte noch einmal zur Klar-
stellung von gestern deutlich machen, dass Bündnis
90/Die Grünen in der Stadtverordnetenversammlung
den Antrag zur Aufhebung des Fütterungsverbotes
für Fischmehl und Fischöl abgelehnt hat.

Präsident Weber: Wir nehmen das zur Kenntnis.

Meine Damen und Herren, wir treten in die Ta-
gesordnung ein.

Fragestunde

Für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag)
liegen acht frist- und formgerecht eingebrachte An-
fragen vor.

(Unruhe)

Meine Damen und Herren, ich bitte doch um et-
was Ruhe!

Die erste Anfrage trägt die Überschrift „Konzept
zur polizeilichen Gewaltprävention im Kinder- und
Jugendbereich“. Die Anfrage ist unterschrieben von
den Abgeordneten Herderhorst, Eckhoff und Frak-
tion der CDU.

Bitte, Herr Kollege!

Abg. Herderhorst (CDU): Wir fragen den Senat:

Welche Maßnahmen hat der Senat aufgrund des
Beschlusses der Stadtbürgerschaft vom 17. Novem-
ber 1998, pro Inspektionsrevier einen Jugendsach-
bearbeiter einzusetzen, der sich ausschließlich prä-
ventiver polizeilicher Jugendarbeit widmen sollte,
veranlasst?

Welche Vorstellungen hat der Senat hinsichtlich
der Umsetzung eines beim Senator für Inneres erar-
beiteten Rahmenkonzeptes „Kooperation zwischen
Schule und Polizei“, um einer steigenden Gewalt-
bereitschaft in der Gesellschaft – insbesondere im
Kinder- und Jugendbereich – adäquat entgegenzu-
wirken?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
durch Herrn Senator Dr. Schulte.

Senator Dr. Schulte: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Im Zusammenhang mit dem Beschluss der Bre-
mischen Bürgerschaft vom 17. November 1998 wur-
den bei der Polizei Bremen in den Inspektionen der
Polizeidirektion Schutzpolizei/regionale Polizeiarbeit
Beamte für das Aufgabenfeld Jugend, Prävention
und Öffentlichkeitsarbeit ausgebildet und eingesetzt.
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Diese dezentralen Jugendbeauftragten arbeiten eng
mit dem zentralen Jugendbeauftragten der Polizei-
direktion  Kriminalpolizei,  Landeskriminalamt  zu-
sammen.

Die Tätigkeit der dezentralen Jugendbeauftrag-
ten konzentriert sich auf den Informationsaustausch,
die Koordination der polizeilichen Aktivitäten zur
präventiven und repressiven Bekämpfung der Ju-
gendkriminalität durch die Polizeikommissariate und
die Kontaktbereichsbeamten, die Planung und Ver-
netzung von gemeinsamen Veranstaltungen und Ini-
tiativen insbesondere mit den ortsansässigen Schu-
len, dem Amt für Soziale Dienste sowie mit den Ein-
richtungen des Täter-Opfer-Ausgleichs.

Der von den Kooperationspartnern Schule und
Polizei im Bremer Westen entwickelte Entwurf des
Rahmenkonzeptes „Kooperation zwischen Schule
und Polizei“ wurde den Deputationen für Bildung
und Inneres vorgestellt. Im ersten Schritt wird der
Entwurf des Rahmenkonzeptes im Schuljahr 2000/
2001 im Bremer Westen auf seine Praxistauglichkeit
und  Wirksamkeit  erprobt  und  weiterentwickelt.
Nach dem Vorliegen der Ergebnisse wird der Senat
über weitere Schritte entscheiden. – Soweit die Ant-
wort des Senats!

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Herderhorst (CDU): Herr Senator, wie schät-
zen Sie es ein, wenn dieser Modellversuch sich mit
positivem Ergebnis darstellt, kann diese Kooperati-
on zwischen Schule, Soziales und Polizei flächen-
deckend eingesetzt werden?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte: Herr Abgeordneter, erst ein-
mal bin ich sehr optimistisch und sicher, dass dieser
Probelauf positiv sein wird. Wir werden sicherlich
zu einem Ergebnis kommen, das wir allgemein als
gut ansehen können. Wir werden dann alles daran
setzen, dass dies nicht nur auf den Bereich des We-
stens begrenzt bleibt, sondern flächendeckend ein-
geführt wird, zumal wir hier auch jetzt schon, das
darf ich sagen, hervorragende Ergebnisse der Zu-
sammenarbeit zwischen unseren Kontaktbereichs-
polizisten und den Schulen haben, so dass das eine
Ermunterung ist, dies fortzusetzen.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Herderhorst (CDU): Herr Senator, gehe ich
dann recht in der Annahme, dass Sie wie ich die
Kooperation  zwischen  diesen  Bereichen  außeror-
dentlich begrüßen und dass diese Kooperation auch
positiv weiterentwickelt wird?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte: Ich gehe genauso davon aus
und bin ganz sicher, dass es zu einem guten Erfolg
geführt wird.

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.

Die zweite Anfrage bezieht sich auf BLG-Beteili-
gungen im Ausland. Die Anfrage ist unterschrieben
von den Abgeordneten Schramm, Frau Dr. Trüpel
und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Bitte, Herr Kollege!

Abg. Schramm (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fra-
gen den Senat:

Erstens: Wie beurteilt der Senat die beabsichtig-
ten Finanzbeteiligungen der Bremer Lagerhaus-Ge-
sellschaft an ausländischen Umschlagsgesellschaf-
ten?

Zweitens: Welche finanziellen Risiken wären mit
der Realisierung dieser Beteiligungen für den bre-
mischen Haushalt verbunden?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
durch Staatsrätin Winther.

Staatsrätin Winther: Für den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Zu eins: Der Erwerb einer Beteiligung der BLG
von mehr als einem Viertel der Anteile eines ande-
ren Unternehmens bedarf auch der Zustimmung des
Gesellschafters Bremen. Ein entsprechender Antrag
liegt nicht vor. Damit entfällt eine Beurteilung.

Zu zwei: Eine Antwort entfällt wegen der Antwort
zu eins!

(Heiterkeit)

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg.  Schramm  (Bündnis  90/Die  Grünen):  Frau
Winther, vielen Dank für die ausführliche Darstel-
lung des Sachverhalts! Ist Ihnen bekannt, dass der
Aufsichtsrat über diese Beteiligung in Antwerpen
bereits beschlossen hat?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Winther: Es ist Grundsatz des Senats,
während laufender Verhandlungen keine Beurtei-
lungen abzugeben, und es ist ein weiterer Grund-
satz, dass bei Beteiligung des Landes alle Aspekte
dieser Beteiligung überprüft werden, wenn ein An-
trag vorliegt.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!
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Abg.  Schramm  (Bündnis  90/Die  Grünen):  Frau
Staatssekretärin, wenn die Beteiligung real gewor-
den ist, ist dann dieses finanzielle Engagement auch
Bestandteil des Controllingberichtes?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Winther: Ich habe Ihnen eben schon
gesagt, dass wir die Aspekte prüfen und darüber be-
richten werden, aber bisher ist es Spekulation.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage durch
Frau Linnert! – Bitte, Frau Kollegin!

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Frau
Winther, würden Sie das Recht der Abgeordneten
bestreiten, bevor der Senat gehandelt hat, informiert
zu werden?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Winther: Ich werde dem Parlament nie-
mals Rechte abstreiten, die es hat!

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Wie
kommt es, dass Sie hier dem Parlament antworten,
fragt nicht so blöd, wenn wir das alles schon be-
schlossen haben, teilen wir euch das auch mit?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Winther: Eine solche Antwort habe ich
hier nicht gegeben!

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Sie haben gesagt, dass das Parla-
ment informiert wird, wenn Sie das schon

beschlossen haben!)

Ich habe gesagt, dass wir alle Aspekte grundsätz-
lich bei einer Beteiligung überprüfen!

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Es geht um die frühzeitige Klä-
rung der Frage, ob Abgeordnete hier Fra-
gen stellen können und auch eine ordent-
liche Antwort bekommen, bevor der Senat
beschlossen hat. Darum geht es gerade!)

Im Moment ist das die Sache eines Unternehmens.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: An dem wir beteiligt sind!)

Ein Antrag liegt noch nicht vor. Wenn er uns vor-
liegt, werden wir weiter mit der Sache entsprechend
umgehen, auch in Ihrem Sinne.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Heißt
das, Sie versprechen hier, dass, wenn der Antrag
vorliegt, die Wirtschaftsförderungsausschüsse zeit-
nah informiert werden?

(Staatsrätin W i n t h e r :  Ja!)

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.

Die dritte Anfrage trägt den Titel „CargoLifter“.
Die Anfrage ist unterschrieben von den Abgeord-
neten Schramm, Frau Dr. Trüpel und Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.

Bitte, Herr Kollege!

Abg. Schramm (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fra-
gen den Senat:

Erstens: Wie beurteilt der Senat den Bedarf der
Firma CargoLifter AG zur Ausweisung eines Lan-
deplatzes für das Luftfrachtschiff „CargoLifter“ in
Bremerhaven?

Zweitens: Welche weiteren Wertschöpfungspoten-
tiale sieht der Senat bei Ausweis eines Landeplat-
zes für Luftschiffe für den Standort Bremen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
durch Frau Staatsrätin Winther.

Staatsrätin Winther: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Zu Frage eins: Die Firma CargoLifter AG ist ein
im Jahre 1996 gegründetes Unternehmen, das die
Entwicklung und Vermarktung eines Luftschiffes
zum Transport von großen und schwerlastigen Gü-
tern zum Ziel hat. Die erste Generation des Cargo-
Lifter, der CL 160, soll in der Lage sein, bis zu 160
Tonnen Nutzlast mit einer Geschwindigkeit von 80
bis 100 Kilometer pro Stunde zu befördern. Nach
Durchführung der entsprechenden Tests und der
notwendigen Abnahme durch das Luftfahrtbundes-
amt soll der kommerzielle Einsatz im Jahre 2003 oder
2004 erfolgen können.

Dem Senat liegen Informationen vor, nach denen
die Bremer Lagerhaus-Gesellschaft AG eine Projekt-
partnerschaft mit der CargoLifter AG eingegangen
ist. Die BLG und die CargoLifter AG haben einen
Letter of Intent unterzeichnet, dessen Gegenstand
die Durchführung von Marktuntersuchungen mit
Blick auf einen Aufbau von Logistikketten ist. Über
die Art und den Umfang möglicher Flächenbedarfe
in Bremerhaven und Bremen liegen dem Senat der-
zeit weder Informationen noch Anfragen vor.

Zu Frage zwei: Diese Frage kann erst dann be-
antwortet werden, wenn dem Senat die Ergebnisse
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von Marktuntersuchungen sowie konkrete Angaben
über die Flächenbedarfe vorliegen.

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte, Herr Schramm!

Abg. Schramm (Bündnis 90/Die Grünen): Um viel-
leicht auch aus den Erfahrungen zu lernen, die durch
den Antrag der BMW-Ansiedlung in Bremerhaven
gemacht worden sind: Ist es nicht Ihrer Meinung
nach sinnvoll, weit im Voraus eine Flächenplanung
vorzunehmen und dann entsprechende Angebote zu
unterbreiten?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Winther: Dazu werden wir die Markt-
untersuchung abwarten, damit wir wissen, in wel-
cher Größenordnung wir uns diesem Thema zu nä-
hern haben.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? – Bitte
schön!

Abg.  Schramm  (Bündnis  90/Die  Grünen):  Wie
schätzen Sie denn grundsätzlich die Entwicklung ei-
nes solchen ökologischen Transportsystems für die
Transportkette und für den Standort Bremen ein?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Winther: Wir haben im Rahmen des
Vulkan-Geländes über ein solches Projekt ja schon
einmal diskutiert, aber dieses Projekt CargoLifter be-
findet sich absolut im Anfangsentwicklungszustand.
Es gibt noch nicht einmal einen Prototyp, er wird
entwickelt, und es wird sich im weiteren Zeitablauf
zeigen, welcher Nutzen aus einem solchen Cargo-
Lifter für Bremen und Bremerhaven zu ziehen ist.

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.

Die vierte Anfrage trägt die Überschrift „Hat Bun-
desjustizministerin Däubler-Gmelin ihre Doktorar-
beit nie veröffentlicht?“.  Die Anfrage ist unterschrie-
ben von den Abgeordneten Bürger, Jäger, Eckhoff
und Fraktion der CDU.

(Unruhe – Glocke)

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie doch, ru-
hig zu sein und den Fragesteller die Anfrage stellen
zu lassen und die Beantwortung auch aufmerksam
wahrzunehmen! Ich stelle fest, dass heute Vormit-
tag eine ausgesprochene Unruhe hier im Plenarsaal
vorhanden ist.

Bitte, Herr Kollege!

Abg. Bürger (CDU): Wir fragen den Senat:

Treffen nach Kenntnis des Senats Veröffentlichun-
gen zu, dass Bundesjustizministerin Herta Däubler-
Gmelin ihre 1975 verfasste Dissertation bis dato nicht
veröffentlicht hat, und welche Auswirkungen hat
dies gegebenenfalls auf die Berechtigung zur Füh-
rung des Doktortitels?

Wie beurteilt der Senat die Absicht von Frau Mi-
nisterin  Däubler-Gmelin,  diese  Unterlassung  jetzt
durch eine Einstellung der Dissertation ins Internet
„heilen“ zu wollen, und sieht der Senat Anhalts-
punkte dafür, die weitere Führung des Titels den-
noch versagen zu müssen?

Welche Maßnahmen müssen nach Auffassung des
Senats ergriffen werden, um weitere offenkundig
ähnlich gelagerte Verfahrensfelder im Zuge zurück-
liegender Promotionsverfahren aufzuarbeiten, wie
viele derartige Fälle sind dem Senat bekannt, und
wie sollen derartige Vorkommnisse gegebenenfalls
zukünftig verhindert werden?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
durch Herrn Staatsrat Köttgen.

Staatsrat Köttgen: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Die vom Senat der Freien Hansestadt Bremen im
Januar  1973  genehmigte  Promotionsordnung  der
Universität Bremen sah vor, dass innerhalb von acht
Tagen nach der Entscheidung über die Promotion
dem Kandidaten die Promotionsurkunde auszuhän-
digen ist und der Doktorgrad nach Aushändigung
der Promotionsurkunde geführt werden darf. Die
Promotionsordnung bestimmte weiterhin: „Die Uni-
versität veröffentlicht die Dissertation in angemes-
sener Frist selbst, sofern sie noch unveröffentlicht
ist und sofern nicht der Verfasser die Veröffentli-
chung innerhalb angemessener Frist sicherstellt.“

Die Universität hat es versäumt, diese Veröffent-
lichung von Frau Dr. Däubler-Gmelin vorzunehmen.
Es besteht kein Anlass, die Berechtigung zur Füh-
rung des Doktorgrades in Frage zu stellen.

Nach dem Beschluss der Kultusministerkonferenz
vom 30. Oktober 1997 kann eine Dissertation auch
in einer elektronischen Version im Datennetz veröf-
fentlicht werden. Der Senat begrüßt es, dass Frau
Ministerin Dr. Däubler-Gmelin entsprechend dieser
Regelung ihre Dissertation jetzt ins Netz stellt. An-
haltspunkte dafür, dass der Akademische Senat der
Universität  die  Gradführung  untersagen  müsste,
sieht der Senat nicht.

Dem Senat ist nicht bekannt, ob und wie viele ähn-
lich gelagerte Verfahrensfehler der Universität Bre-
men unterlaufen sind. Die Promotionsordnung der
Universität Bremen wurde im Mai 1977 dahingehend
geändert, dass die Promotionsurkunde erst dann aus-
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gehändigt wird, wenn „die Dissertation veröffent-
licht beziehungsweise die Veröffentlichung sicher-
gestellt ist“.

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte, Herr Bürger!

Abg. Bürger (CDU): Herr Staatsrat, wenn Frau Dr.
Däubler-Gmelin, Ministerin der Justiz, es damals der
Universität überlassen hat, die Dissertation zu ver-
öffentlichen, wäre es dann nicht ihre Pflicht gewe-
sen, sich zwischenzeitlich danach zu erkundigen, ob
das tatsächlich geschehen ist?

(Abg.  Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Das ist keine Frage für den Landtag! Jeder
blamiert sich so gut er kann! – Abg. E c k -
h o f f  [CDU]: Warum sind Sie so aufgeregt

bei dieser Frage?)

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Köttgen: Nein!

(Unruhe bei der SPD – Zurufe von der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, ge-
ben Sie dem Staatsrat die Möglichkeit, diese Frage
zu beantworten! Bitte!

Staatsrat Köttgen: Herr Präsident, ich habe sie be-
antwortet!

Präsident Weber: Sie haben die Zusatzfrage von
Herrn Bürger beantwortet! Herr Kollege, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte schön!

Abg. Bürger (CDU): Herr Staatsrat, obwohl ich mit
der Beantwortung nicht einverstanden bin! Ein la-
pidares Nein ist hier, glaube ich, nicht angebracht,
das sage ich ganz deutlich!

(Beifall bei der CDU)

Eine zweite Frage: Wenn Sie geantwortet haben,
dass Ihnen, das heißt dem Senat, ähnlich gelagerte
Fälle nicht bekannt sind, ist es dann nicht ein Ar-
mutszeugnis der Universität – ich gehe davon aus,
dass Sie sich bei der Universität erkundigt haben –,
dass Ihnen darüber keine Auskunft erteilt worden
ist? Das muss doch bekannt sein!

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Köttgen: Nein, es ist offensichtlich nicht
bekannt! Die Regelung gibt es ja auch seit 1977 nicht

mehr. Seit 1977 gibt es eine Promotionsordnung,
nach der der Doktorgrad erst geführt werden darf,
wenn eine Veröffentlichung vorliegt oder die Veröf-
fentlichung sichergestellt ist. Insofern sehe ich das
nicht als ein Armutszeugnis an, aber die Universität
konnte uns dazu keine Angaben machen.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? – Bitte
sehr!

Abg. Bürger (CDU): Herr Staatsrat, sind Sie nicht
mit mir der Meinung, dass eine Universität doch über
Veröffentlichungen, auch wenn sie jetzt 25, 26 Jah-
re zurückliegen, Auskunft geben müsste? Das muss
doch irgendwo nachlesbar und überprüfbar sein!

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Köttgen: Natürlich kann die Universität
über Veröffentlichungen Auskunft geben, wenn sie
die entsprechenden Angaben hat, aber da es nicht
veröffentlicht worden ist – –.

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Da es nicht ver-
öffentlicht worden ist, kann es nicht beant-
wortet werden! – Abg. B ü r g e r  [CDU]:

Es ist nicht veröffentlicht!)

Sie fragen ja nach den nicht veröffentlichten Disser-
tationen!

(Abg. B ü r g e r  [CDU]: Richtig, ob es
ähnlich gelagerte Fälle gibt!)

Ich habe Ihnen geantwortet, dass ich Ihnen dies nicht
sagen kann. Aber Sie haben mich ja gefragt, ob die
Universität über Veröffentlichungen Auskunft geben
kann. Über Veröffentlichungen kann sie sicher Aus-
kunft geben.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Bürger (CDU): Hier war von Veröffentlichun-
gen von Dissertationen die Rede! Also, Herr Staats-
rat, ich muss schon sagen, das ist mehr als peinlich!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage durch
den Abgeordneten Dr. Güldner! – Bitte sehr!

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Staatsrat Köttgen, ich weiß nicht, ob Sie die Disser-
tation des ehemaligen Bundeskanzlers Dr. Dr. h. c.
Helmut Kohl gelesen haben, ich habe das getan. Sind
Sie mit mir der Meinung, dass es manchmal auch
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besser sein kann, eine Doktorarbeit nicht zu veröf-
fentlichen?

(Heiterkeit und Beifall beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der SPD – Abg. B ü r g e r
[CDU]:  Wir  beurteilen  Ihre  Doktorarbeit
auch nicht! – Zurufe von der CDU – Abg.
D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Ich habe sie gelesen im Gegensatz
zu Ihnen! Sie können Sie gern bekommen!

– Zurufe von der CDU – Glocke)

Präsident Weber: Die Fragestunde kann ja einen
hohen Unterhaltungswert haben, aber ich kann ei-
gentlich nicht zulassen, dass sie hier zu einer Kaba-
rettveranstaltung wird!

(Beifall bei der CDU)

Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Köttgen: Ich habe nicht das Vergnügen
gehabt, die Doktorarbeit von Herrn Dr. Kohl zu le-
sen.

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.

Die fünfte Anfrage bezieht sich auf die Verant-
wortung für die Förderung von Photovoltaikanla-
gen in Schulen. Die Anfrage ist unterschrieben von
den Abgeordneten Frau Dr. Mathes, Frau Linnert
und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Bitte, Frau Kollegin!

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie viele Schulen haben nach der Infor-
mation  über  den  möglichen  Bundeszuschuss  von
6000 DM für Photovoltaikanlagen Interesse an die-
ser Förderung geäußert?

Zweitens: Welche Hilfestellung bietet der Senat
den Schulen an, die diesen Zuschuss nutzen wollen,
und welche Behörde beziehungsweise Institution ist
für die Gesamtberatung auch über Komplementär-
mittel verantwortlich?

Drittens: Wie bewertet der Senat den zeitlichen
und organisatorischen Aufwand der Schulen, um
mögliche Zuschüsse des Bundes und des Landes zu
erhalten?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
durch Herrn Staatsrat Köttgen.

Staatsrat Köttgen: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Zu erstens: Fünf Schulen haben gegenüber dem
Landesinstitut für Schule Interesse an einer Förde-
rung  geäußert.  Es  handelt  sich  um  die  Schulen
Baumschulenweg, Gymnasium Obervieland, Schul-
verbund  Lesum,  Schulzentrum  Rockwinkel  und
Schulzentrum an der Grenzstraße. Alle fünf Schu-
len haben zwar Interesse geäußert, aber noch kei-
nen Antrag gestellt.

Zu zweitens: Für eine Beratung bei der Antrag-
stellung steht den Schulen das Arbeitsfeld Umwelt
und Entwicklung beim Landesinstitut für Schule zur
Verfügung. Die Investitionen für eine Photovoltaik-
anlage in der geförderten Größenordnung liegen bei
15000 bis 20 000 DM. Die betroffenen Schulen über-
legen, die Restfinanzierung zum Beispiel durch Mit-
tel der Ortsämter, durch Teilnahme am Wettbewerb
„Lokale Agenda 21“ und durch Aktionen innerhalb
der Schule sicherzustellen.

Zu drittens: Der zeitliche und organisatorische Auf-
wand der Schulen, um mögliche Zuschüsse für Pho-
tovoltaik zu erhalten, ist trotz Unterstützung durch
das Landesinstitut für Schule erheblich. Neben dem
umfangreichen Antragsverfahren für die Bundesmit-
tel bereitet insbesondere die Einwerbung der erfor-
derlichen zusätzlichen Mittel für ein derartiges Pro-
jekt den Schulen große Probleme.

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte, Frau Dr. Mathes!

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr Staatsrat, würden Sie mir zustimmen, dass diese
Richtung, Bundesmittel einzuwerben, um dann Pho-
tovoltaikanlagen zu installieren, aufgrund des Ge-
setzes  für  erneuerbare  Energien  mittelfristig  sich
auch finanziell für die Schulen rechnen wird?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Köttgen: Wenn es sich rechnet, ist das in
Ordnung! Das muss man in jedem Einzelfall über-
prüfen, wann es sich rechnet. Dazu gibt es ja Be-
rechnungen, die angestellt worden sind, dass es sich,
glaube ich, zwischen 20 und 30 Jahren amortisieren
kann.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? – Bitte
sehr, Frau Kollegin!

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Das hängt natürlich auch davon ab, wie man wo und
in welcher Form Komplementärmittel einwerben
kann, wie schnell es sich letztlich auch finanziell für
die einzelnen Schulen rechnet. Dazu meine Frage:
Würden Sie die Installation von Photovoltaikanla-
gen auch im weitesten Sinne als Energieeinsparmaß-
nahme definieren?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!
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Staatsrat Köttgen: Da zweifle ich jetzt, ob es eine
Energieeinsparmaßnahme ist, denn es ist ja keine
Energieeinsparmaßnahme.   Energieeinsparen   ist,
wenn ich den Schalter nicht anschalte, ob die Instal-
lation einer Photovoltaikanlage als solche eine Ener-
gieeinsparmaßnahme ist, da habe ich meine Zwei-
fel!

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? – Bitte
sehr!

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Aber Sie können mir zustimmen, wenn man eine
Photovoltaikanlage installiert hat und die Sonne
scheint, dass man dann weniger Strom aus den an-
deren Energieträgern braucht und damit sozusagen
hier entsprechend auch weniger Energie von sol-
chen Erzeugungsanlagen benutzt, die letztendlich
immer ihre Umweltauswirkungen haben?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Köttgen: Ja, wenn ich sie installiert habe,
aber ich habe gelernt, dass man bei solchen Ener-
giebilanzen auch einbeziehen muss, welche Ener-
gie verbraucht wird, um diese Anlage zu installie-
ren.

(Abg. B ü r g e r  [CDU]: Und herzustellen!)

Ja, und herzustellen und zu installieren. Dies muss
ich alles in eine Bilanz einbringen, und dann kann
ich das feststellen. Ich kann Ihnen aber jetzt nicht
im Einzelnen sagen, wie diese Bilanz bei einer sol-
chen Photovoltaikanlage aussieht.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Ich habe zunächst eine Anmerkung. Ich nehme erst
einmal mit, dass es relativ aufwendig ist für die Schu-
len, das zu beantragen, was ich sehr bedaure und
da eigentlich eine Bitte aussprechen möchte, das zu
vereinfachen. Das Zweite ist, man muss sich auch
klar machen, dass es hier mögliche Fördermittel gibt,
die man im Prinzip nur über Komplementärförde-
rung dann auch hier realisieren kann. Ich spreche
einfach die Bitte aus, sich auch zu bemühen, das hin-
zubekommen. – Danke!

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte, Frau Wilts!

Abg. Frau Wilts (SPD): Herr Staatsrat Köttgen,
wird bei der Hilfestellung des Senats auch berück-
sichtigt, dass Bremen zu den Gebieten in der Bun-
desrepublik mit der geringsten Sonneneinstrahlung
gehört?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Köttgen: Frau Abgeordnete, ich glaube
nicht, dass sich der Senat darüber Gedanken ge-
macht hat, wie stark die Sonneneinstrahlung in Bre-
men im Vergleich zu anderen Gebieten in der Bun-
desrepublik ist.

(Abg. Frau W i l t s  [SPD]: Aber das wür-
de bei der Energiebilanz sicher auch eine

Rolle spielen!)

Das würde dann sicher auch eine Rolle spielen.

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.

Die sechste Anfrage trägt die Überschrift „Wett-
mitteleinnahmen durch neue Sportwette“. Die An-
frage ist unterschrieben von den Abgeordneten Dr.
Güldner, Frau Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen.

Ich bitte den Fragesteller, die Anfrage vorzutra-
gen!

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): Wir
fragen den Senat:

Welchen Erfolg hatte die im Jahr 2000 neu von
der  Bremer  Toto  und  Lotto  GmbH  eingerichtete
Sportwette „Oddset“?

Welche zusätzlichen Wettmitteleinnahmen stan-
den aus dieser Wette bis heute zur Verfügung?

Um wie viel erhöhte sich damit der Wettmittelan-
satz in den verschiedenen Verwendungsbereichen,
bitte einzeln aufzuführen?

Präsident  Weber:  Zur  Beantwortung  erhält  das
Wort Senator Dr. Schulte.

Senator Dr. Schulte: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt und bitte um Entschuldigung, dass
die Antwort ein bisschen länger sein wird:

Zu Frage eins: Nach Mitteilung der Bremer Toto
und Lotto GmbH beläuft sich der Spieleinsatz der
neuen Sportwette Oddset-Kombiwette seit dem Ver-
anstaltungsbeginn am 1. Februar 2000 bis zur sie-
benundvierzigsten Kalenderwoche 2000 auf 8,969
Millionen DM. Als Jahresspieleinsatz erwartet das
Unternehmen für das Jahr 2000 insgesamt 9,6 Mil-
lionen DM.

Zu Frage zwei: Die Überweisungen der Zweck-
abgabenanteile aus der Oddset-Kombiwette erfol-
gen durch das Unternehmen aus abrechnungstech-
nischen Gründen quartalsweise und wegen der drei-
zehnwöchigen Gewinnmeldefrist der Spielteilneh-
mer im Einführungsjahr zu folgenden festgelegten
Terminen: am 1. Oktober 2000 für das erste und
zweite Quartal, am 1. Januar 2001 für das dritte und
am 1. April 2001 für das vierte Quartal. In 2001 er-
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folgt die erste Überweisung dann am 1. Juli, die an-
deren jeweils ein Vierteljahr später.

Nach  Auskunft  des  Unternehmens  standen  an
Wettmitteln, Zweckabgaben, aus der Oddset-Kom-
biwette für den Veranstaltungszeitraum 1. Februar
bis 30. Juni zum 1. Oktober insgesamt 893 957,49
DM und für den Veranstaltungszeitraum 1. Juli bis
zum  30.  September  stehen  am  1.  Januar  2001
319041,06 DM zur Verfügung. Dies sind zusammen
1 2130 000 DM. Das Unternehmen erwartet auf der
Basis des Planansatzes für das Jahr 2000 aus der
Oddset-Kombiwette  Zweckabgaben  in  Höhe  von
rund 1,556 Millionen DM.

Zu Frage drei: Die Verteilung der Zweckabgaben
aus der Oddset-Kombiwette ist wie die Verteilung
der Abgaben aus Toto und Lotto gesetzlich geregelt.
Auf die Empfänger dieser Wettmittelanteile vertei-
len sich die zu erwartenden Zweckabgaben aus der
Oddset-Kombiwette in Höhe von rund 1,556 Millio-
nen DM in 2000 nach einer Berechnung des Unter-
nehmens wie folgt:

Für Zwecke der Sportförderung erhalten die Stadt-
gemeinde Bremerhaven rund 54 000 DM, Paragraph
12, die Stadtgemeinde Bremen rund 218 000 DM,
Paragraph 12, der Landessportbund Bremen rund
96000 DM, die Paragraphen 12 und 14, und der Bre-
mer Fußballverband rund 52 000 DM, ebenfalls Pa-
ragraphen 12 und 14. Für Soziale Zwecke erhalten
die Stadtgemeinde Bremerhaven rund 182 000 DM,
Paragraph 13, die Stadtgemeinde Bremen insgesamt
727 738 DM, die Bereiche Kultur rund 182 000 DM,
Jugend 182 000 DM, Soziales 182 000 DM, Gesund-
heit 91 000 DM und Umwelt 91 000 DM, alles Para-
graph 13.

Für die Förderung von Schwerpunktprogrammen
erhalten  die  Stadtgemeinde  Bremerhaven  rund
32 000  DM  und  die  Stadtgemeinde  Bremen  rund
130 000 DM, Paragraph 14, und außerdem erhalten
die Wilhelm-Kaisen-Bürgerhilfe e. V. rund 50 000
DM und die Volkshilfe Bremerhaven rund 12 000
DM, ebenfalls Paragraph 14. – Soweit die Antwort
des Senats!

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte, sehr!

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Senator, können Sie hier bestätigen, dass sicherge-
stellt ist, dass diejenigen Anteile aus diesen zusätz-
lichen Einnahmen, die Sie gerade geschildert ha-
ben, erst nach Zustimmung in den politischen Gre-
mien, Deputationen in der Regel, für Sport, Sozia-
les, Kultur und so weiter ausgegeben werden?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte: Das ist ein gesetzlich vorge-
schriebenes Verfahren, Herr Abgeordneter. Selbst-
verständlich werden die in den jeweiligen Bereichen,

die ich eben vorgelesen habe, zuständigen Deputa-
tionen damit befasst und das dann auch entspre-
chend zu entscheiden haben.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): Heißt
das, anders herum gefragt, dass Sie hier auch ga-
rantieren können, dass keine dieser zusätzlichen Ein-
nahmen durch andere Absprachen oder auf ande-
rem Wege ihrem Zweck zufließt?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte: Nein, das kann ich sicher-
stellen. Wir müssen allerdings wissen, und das war
noch nicht Teil Ihrer Anfrage, und das können wir
heute auch noch nicht beantworten, inwieweit die
normalen Wetteinnahmen aus der bisherigen Wette
jetzt zurückgegangen sind. Wir haben jetzt hier die
Zahlen der zusätzlichen Oddset-Wette. Ob das jetzt
aber wirklich zusätzliche Mittel sind, können wir erst
dann erfahren, wenn wir wissen, ob die bisherigen
Wettabgaben gleich geblieben oder eventuell zu-
rückgegangen sind. Diese Bilanz muss man dann
feststellen. Das werden wir dann aber den jeweili-
gen Deputationen natürlich zur Verfügung stellen.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): Wann
können Sie uns diese Endbilanz, in der dann die zu-
sätzlichen Nettoeinnahmen feststehen, mitteilen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte: Herr Abgeordneter, fragen
Sie mich bitte etwas Leichteres!

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ich dachte, das wäre leicht!)

Ich werde das so schnell wie möglich tun. Ich kann
es auch gern der Innendeputation, weil ja der In-
nensenator für die Rechtsfragen zuständig ist, zur
Verfügung stellen, aber ich kann Ihnen jetzt kein
festes Datum nennen, wann das nun endgültig fest-
steht.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Senator, halten Sie es für einen guten parlamentari-
schen Brauch, dass Antworten auf Anfragen, die hier
im Parlament gestellt werden, einige Tage vorher
bereits der Presse zugeleitet werden, bevor sie dem
Parlament verkündet werden?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!
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Senator Dr. Schulte: Herr Abgeordneter, ich weiß
es gar nicht. Ich wundere mich auch immer, dass
Senatsvorlagen in einem mysteriösen Verteiler au-
tomatisch an die Presse weitergeleitet werden. Wenn
so ganz bescheidene kleine Fragen der Ressorts den
gleichen Weg gehen, wundert mich das auch, aber
beantworten kann ich Ihnen das nicht.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Können Sie sich nicht erinnern?)

Ich kann mich gar nicht erinnern, dass es jemals pas-
siert ist, nein!

Präsident  Weber:  Zusatzfrage?  –  Bitte,  Herr
Schildt!

Abg. Schildt (SPD): Herr Senator, können Sie also
noch nicht bestätigen, dass meine Informationen
stimmen, dass leider der Rückgang bei den ande-
ren Lottobereichen, deswegen ja auch Oddset als
möglicher Ersatz für Glücksspirale von Toto und Lot-
to, schon jetzt sichtbar ist, dass es neben der positi-
ven Erkenntnis einer Mehreinnahme leider so ist,
dass es im gesamten Toto eher weniger geworden
ist?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte: Ich glaube nicht, das wir bei
der Glücksspirale einen Rückgang haben, aber die
Oddset-Wette ist ja eine sehr spannende Wette, die
viel mehr zum Mitmachen motiviert, und es ist si-
cherlich festzustellen, dass es Umsteiger gibt, die
bisher bei der normalen Wette gespielt haben und
sich jetzt bei der Oddset-Wette noch viel mehr en-
gagieren. Es gibt auch zusätzliche Neukunden, das
ist völlig klar. Es wird also ein Mehr geben, und das
Mehr wird, hoffe ich, auch die Einnahmeverluste der
normalen Wette kompensieren. Wie das aber genau
aussieht, kann ich Ihnen erst einmal nicht sagen.

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.

Die siebte Anfrage bezieht sich auf die Mittel für
das Internet und E-Commerce-Competence-Center
Bremerhaven. Die Anfrage ist unterschrieben von
den Abgeordneten Töpfer, Schildt, Böhrnsen und
Fraktion der SPD.

Ich bitte den Fragesteller, die Anfrage vorzutra-
gen!

Abg. Töpfer (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie beurteilt der Senat das Projekt Inter-
net E-Commerce-Competence-Center für den Stand-
ort Bremerhaven und für die Geschäftsentwicklung
der dortigen IuK-Unternehmen?

Zweitens:  Aus  welchen  Gründen  hat  der  Wirt-
schaftssenator die von den Wirtschaftsförderungs-
ausschüssen am 22. Juni dieses Jahres beschlosse-
nen Mittel für das Center in Bremerhaven noch nicht
bewilligt?

Drittens: Sind mehrere Monate Bearbeitungszeit
eines  solches  Bewilligungsvorhabens  nach  Be-
schlussfassung der Wirtschaftsförderungsausschüs-
se inzwischen beim Wirtschaftssenator die Regel?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
durch Frau Staatsrätin Winther.

Staatsrätin Winther: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Zu  eins:  Das  Internet  Bremerhaven  stellt  eine
wichtige Ergänzung des IuK-Angebotes für die Wirt-
schaft in Bremerhaven dar und wird deshalb auch
vom Senat positiv beurteilt. In diesem Sinn erfolgte
auch die Beschlussfassung in den Wirtschaftsförde-
rungsausschüssen am 22. Juni dieses Jahres.

Zu zwei: Die Umsetzung des Projektes hat sich
aufgrund im Vorfeld nicht erkennbarer beihilferecht-
licher Probleme verzögert mit der Folge, dass die
Förderung entsprechend anzupassen war. Der Se-
nator für Wirtschaft und Häfen wird in Kürze die BIS,
Bremerhavener Gesellschaft für Investitionsförde-
rung und Stadtentwicklung mbH, auf Grundlage des
Beleihungsgesetzes  beauftragen,  einen  entspre-
chenden Zuwendungsbescheid zu erlassen.

Zu drei: Hierzu wird auf die Antwort zu Frage zwei
verwiesen.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Töpfer (SPD): Bedeutet die Formulierung des
Senats „in Kürze“, dass wieder mehrere Monate ge-
wartet werden muss? Schließlich geht es um einen
Zuschuss von etwa 500 000 DM, um dieses Center
in Bremerhaven in den Markt zu bringen, und die-
ser Markt ist ja heiß umkämpft, es könnten durch
weitere Verzögerungen durchaus Wettbewerbsnach-
teile entstehen! Bedeutet „in Kürze“, dass das dem-
nächst erfolgt oder dass wir wieder ein paar Monate
warten müssen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Winther: „In Kürze“ bedeutet, dass,
sobald alle Voraussetzungen vorliegen, die BIS ei-
nen entsprechenden Bescheid erlassen wird, nur es
müssen eben alle Voraussetzungen, die in Bremerha-
ven notwendig sind, die den Förderrichtlinien auch
entsprechen, vorliegen.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!
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Abg. Töpfer (SPD): Dann erkenne ich einen Wi-
derspruch in Ihren jetzigen Aussagen zu dem, was
der Senat formuliert hat. Er hat formuliert „in Kür-
ze“, und Sie deuten jetzt an, dass noch weitere Prü-
fungsmaßnahmen notwendig wären und noch wei-
tere Voraussetzungen erfüllt werden müssen!

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Winther: Wir haben geantwortet, dass
wir „in Kürze“ die BIS beauftragen, den Zuwen-
dungsbescheid zu erlassen, das heißt, dass wir das
umgehend tun, „in Kürze“ ist dann vielleicht auch
ein bisschen offen formuliert.

(Abg. T ö p f e r  [SPD]:  Bedeutet  umge-
hend noch in diesem Jahr? – Danke!)

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte, Herr Beck-
meyer!

Abg. Beckmeyer (SPD): Darf ich aus Ihrer Ant-
wort entnehmen, dass Sie der BIS auch das notwen-
dige Geld dafür zur Verfügung stellen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Winther: Ja, wir haben das in den Wirt-
schaftsförderungsausschüssen beschlossen.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte, Frau Busch!

Abg. Frau Busch (SPD): Frau Staatsrätin, sind die
von Ihnen genannten beihilferechtlichen Fehler und
die offenen Fragen so schwerwiegend, dass even-
tuell die Beschlussfassung in Frage gestellt werden
könnte?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Winther: Ich gehe nicht davon aus,
dass die Beschlussfassung in Frage zu stellen ist. Das
Wirtschaftsressort hat sich während der gesamten
Zeit um eine konstruktive Lösung der Probleme vor
Ort bemüht.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Busch (SPD): Könnte man dann nicht
einen Zuwendungsbescheid sofort erteilen unter Vor-
behalt, so dass dann die Fragen noch geklärt wer-
den können, so dass zumindest ein Beginn der Maß-
nahme in diesem Jahr sichergestellt werden kann?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Winther: Nach den Förderrichtlinien
müssen schon alle Voraussetzungen vorliegen, da-
mit der Bescheid erlassen werden kann.

Präsident   Weber:   Zusatzfrage?   –   Bitte,   Herr
Schramm!

Abg.  Schramm  (Bündnis  90/Die  Grünen):  Frau
Staatsrätin Winther, ist Ihnen der Beschluss der Wirt-
schaftsförderungsausschüsse bekannt, was die Fi-
nanzierung angeht? Ist unter Vorbehalt der Beihil-
feregelung beschlossen worden, oder ist die Finan-
zierung ohne Vorbehalt beschlossen worden?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Winther: Da muss ich in der Tat in der
Vorlage nachsehen. Sie werden mir sicher helfen!

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? – Bitte
sehr!

Abg. Schramm (Bündnis 90/Die Grünen): Sie ha-
ben gerade gesagt, Ihnen wäre der Beschluss be-
kannt, offensichtlich ist er Ihnen aber nicht in der
ganzen Tragweite bekannt. Ich habe aber noch eine
andere Frage: Sie sagten, die BIS wird jetzt vor Weih-
nachten noch angewiesen, die Bewilligungsbeschei-
de zuzustellen.

(Staatsrätin W i n t h e r :  Ja!)

Die BIS ist aber, wie Sie ja wahrscheinlich auch wis-
sen, eine beliehene Gesellschaft.

(Staatsrätin W i n t h e r :  Ja!)

Heißt es nicht im Beleihungsgesetz, dass die Kom-
petenz natürlich auch darin besteht, Bewilligungs-
bescheide eigenständig zu erteilen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Winther: Nach unserer Rechtsauffas-
sung ist die BIS in der Lage dazu. Wir werden die
BIS aber entsprechend noch einmal anweisen.

Präsident   Weber:   Zusatzfrage?   –   Bitte,   Herr
Schramm!

Abg. Schramm (Bündnis 90/Die Grünen): Ist das
nicht etwas widersinnig, sozusagen eine beliehene
Gesellschaft  noch  einmal  zusätzlich  anzuweisen,
dass sie die ihr zustehende Bewilligungsbefähigung
noch einmal ausführen soll?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Winther: Es mag da in dem einen oder
anderen Fall rechtlich unterschiedliche Meinungen
geben.
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Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Schramm (Bündnis 90/Die Grünen): Ist die-
ses Bewilligungsverfahren kompatibel mit der ange-
strebten Verwaltungsreform?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Winther: Darf ich einmal fragen: Wie
meinen Sie das im Detail?

Präsident Weber: Bitte, Herr Schramm!

Abg. Schramm (Bündnis 90/Die Grünen): Ich kann
Ihnen das noch einmal erklären! Meinen Sie nicht,
dass bei parallelen Verwaltungsvorgängen, bei drei-
oder vierfachen Vorgängen, wie es offensichtlich hier
der Fall ist, Bewilligungsbescheide auszusprechen,
hier dann drei oder vier Bewilligungsverfahen zu viel
sind und dass eines ausreicht?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Winther: Wir sind bemüht, solche nicht
ganz einfachen Fälle praxisnah zu lösen und in die-
sem Fall auch der Wirtschaft in Bremerhaven zu hel-
fen. Es kann passieren, dass dabei Schwierigkeiten
auch gerade bei den beteiligten Partnern vor Ort
auftreten.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage durch
Frau Dr. Trüpel!

Abg. Frau Dr. Trüpel (Bündnis 90/Die Grünen):
Frau Staatsrätin, Sie haben eben ausgeführt, dass
die Rechtsauffassung Ihres Hauses sei, dass Zuwen-
dungsbescheide erst erteilt werden, wenn alle recht-
lichen Fragen und auch die Fragen der Notifizie-
rung durch die EU-Kommission vorliegen würden.
Wie erklären Sie sich dann, dass im letzten Jahr Fir-
men von Herrn Köllmann Zuwendungsbescheide be-
kommen haben, ohne dass die EU-Notifizierung vor-
gelegen hätte?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Winther: Das ist nun ein ganz anderer
Fragenbereich!

(Widerspruch beim Bündnis 90/Die Grünen)

Natürlich! Es muss ja zumindest einmal der Zuwen-
dungsempfänger bekannt sein.

(Abg. S c h r a m m  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Was?)

Das Problem gab es in Bremerhaven.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? – Bitte
sehr!

Abg. Frau Dr. Trüpel (Bündnis 90/Die Grünen):
Ich würde gern wissen, Frau Staatsrätin, ob bei Ih-
nen zuwendungsrechtliche Fragen immer gleich ge-
prüft werden oder ob sie willkürlich geprüft oder be-
handelt werden!

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Winther: Sie werden in einem ordent-
lichen Verfahren behandelt.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte, Frau Dr.
Trüpel!

Abg. Frau Dr. Trüpel (Bündnis 90/Die Grünen):
Beim Space-Park dann anders, als jetzt bei der Fra-
ge in Bremerhaven, die Sie gerade beantwortet ha-
ben?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Winther: Nein! Das sind grundsätzlich
unterschiedliche Sachverhalte.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Trüpel (Bündnis 90/Die Grünen):
Die Sachverhalte sind natürlich unterschiedlich, weil
es um unterschiedliche Projekte geht. Ich frage Sie
nach der Rechtsauffassung, wie Sie in dem einen
Fall eine zuwendungsrechtliche Frage einmal mit a
und den anderen Fall mit b beantworten können.

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Winther: Auch die rechtliche Situation
ist in beiden Fällen unterschiedlich.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte, Frau Dr. Trüpel!

Abg. Frau Dr. Trüpel (Bündnis 90/Die Grünen):
Können Sie mir bitte erklären, warum die Fälle un-
terschiedlich sein sollen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Winther: Ich habe eben versucht, Ih-
nen das zu sagen. Wir haben hier ein Projekt, das
aus privaten Unternehmen in Kombination mit der
Hochschule besteht. Um einen entsprechenden Be-
scheid zu erlassen, müssen zum Beispiel entspre-
chende Kostenrechnungen vorliegen, und ohne die-
se können wir es nicht bescheiden. Wir werden das
aber tun und sind bemüht, die notwendigen Unter-
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lagen gemeinsam mit der BIS zu bekommen. Wir
begleiten das Projekt konstruktiv, weil wir es für Bre-
merhaven gern wollen. Sobald alle Voraussetzun-
gen gegeben sind, kann der Bescheid erlassen wer-
den.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte, Frau Dr. Trüpel!

Abg. Frau Dr. Trüpel (Bündnis 90/Die Grünen):
Nehmen Sie bitte zur Kenntnis, Frau Staatsrätin, dass
Sie meine Frage nicht beantwortet haben!

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage durch
den Abgeordneten Mützelburg!

Abg. Mützelburg (Bündnis 90/Die Grünen): Frau
Staatsrätin, Sie haben eben gesagt, zumindest müss-
te der Zuwendungsempfänger bekannt sein. Darf ich
daraus schließen, dass in Bremerhaven von der BIS
Zuwendungsbescheide vorbereitet werden, bei de-
nen der Zuwendungsempfänger nicht bekannt ist?
Sehen Sie mit mir darin einen starken Verstoß ge-
gen das Haushaltsrecht des Landes Bremen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Winther: Also, es gibt in dem einen
oder anderen Fall vielleicht Probleme, wenn es sich
um ein Kombi- und ein Verbundprojekt handelt.
Diese Probleme werden gelöst, und dann nimmt das
Projekt seinen Lauf.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? – Bitte
sehr!

Abg. Mützelburg (Bündnis 90/Die Grünen): Frau
Staatsrätin, darf ich Übereinstimmung in der Mei-
nung feststellen, dass die BIS in Bremerhaven of-
fensichtlich nicht so im Interesse der Wirtschaft ar-
beitet, wie es bei ihrer Gründung vorgesehen war?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Winther: Da kann ich Ihnen nicht zu-
stimmen.

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.

Die achte und damit letzte Anfrage in der Frage-
stunde trägt die Überschrift „Präventionskonzept
häusliche Beziehungsgewalt“. Die Anfrage ist un-
terschrieben  von  den  Abgeordneten  Frau  Wulff,
Böhrnsen und Fraktion der SPD.

Bitte, Frau Kollegin!

Abg. Frau Wulff (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Befinden sich sämtliche in der Mitteilung
des Senats im April 2000 dargelegten Elemente ei-
nes  Präventionskonzepts  gegen  häusliche  Bezie-
hungsgewalt inzwischen in der Realisierungsphase?

Zweitens: Welche aktuelle Rolle spielt die ressort-
übergreifende Arbeitsgruppe bei der Umsetzung des
Konzepts, und arbeiten in ihr alle seinerzeit betei-
ligten beziehungsweise im Bericht genannten Res-
sorts regelmäßig mit? Wenn nicht, welche Ressorts
aus welchen Gründen?

Drittens: Welche konkreten Realisierungsschritte
sind im für die langfristige Wirkung des Konzepts
besonders wichtigen Bildungsressort bisher unter-
nommen worden, und welche weiteren Schritte und
Maßnahmen sind bis zum Ende der Legislaturperi-
ode – bitte konkrete Maßnahmen-/Zeitverknüpfung
– konkret vorgesehen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
durch Frau Senatorin Adolf.

Senatorin Adolf: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Zu erstens: Alle in der Mitteilung des Senats an-
gekündigten Fortbildungsangebote für Beschäftig-
te des öffentlichen Dienstes, die mit Kindern arbei-
ten oder in den Krankenhäusern mit den Opfern von
häuslicher Beziehungsgewalt umgehen, werden der-
zeit vorbereitet mit dem Ziel, sie im kommenden Jahr
umzusetzen.

Das Sonderdezernat bei der Staatsanwaltschaft
Bremen schaltet die Gerichtshilfe für Erwachsene in
geeigneten Fällen bei Gewalt im häuslichen Nah-
bereich ein, soweit es die Täter betrifft. Darüber hin-
aus wird, zunächst befristet bis zum 31. März 2001,
eine Mitarbeiterin der Sozialen Dienste der Justiz
im Umfang einer halben Stelle für die Betreuung von
Opfern von Gewalt im häuslichen Nahbereich ein-
gesetzt.

Die den Senator für Inneres, Kultur und Sport be-
treffenden Elemente des Kapitels zehn des Präven-
tionskonzeptes „Häusliche Beziehungsgewalt“ sind
realisiert worden. Seit Anfang diesen Jahres wer-
den Straftaten in Verbindung mit häuslicher Bezie-
hungsgewalt im Informationssystem der Polizei mit
einem H besonders gekennzeichnet, um eine detail-
liertere statistische Erfassung zu gewährleisten. Im
ersten Halbjahr 2000 wurden 113 Fälle mit dieser
Kennzeichnung erfasst.

Zu zweitens: In der ressortübergreifenden Arbeits-
gruppe arbeiten alle am Präventionskonzept betei-
ligten Ressorts unter der Federführung der ZGF wei-
terhin mit. Die vom Senator für Bildung und Wis-
senschaft entsandte Vertreterin ist ausgeschieden.
Das Bildungsressort bemüht sich um eine Wieder-
besetzung. Die ressortübergreifende Arbeitsgruppe
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begleitet und berät den Umsetzungsprozess. Für die
Täter-Opfer-Arbeit ist ein Träger beauftragt worden.

Zu drittens: Als Unterstützungsmaßnahmen für
Schulen durch das Landesinstitut für Schule, LIS, gibt
es  verschiedene  Angebote,  in  deren  Kontext  die
häusliche Beziehungsgewalt thematisiert und bear-
beitet wird. Hierzu zählen unter anderem die Un-
terstützung, Intervention und Kooperation bei sexu-
ellem Missbrauch, die Präventionsarbeit gegen se-
xuellen Missbrauch in Zusammenarbeit mit Schat-
tenriss e. V. und das Sozialtraining in der Schule.
Die geschlechtsspezifische Bearbeitung häuslicher
Beziehungsgewalt nimmt in der Durchführung der
Maßnahmen in Orientierung an den konkreten Er-
fahrungen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer ei-
nen Stellenwert ein. – Soweit die Antwort des Se-
nats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte, Frau Wulff!

Abg. Frau Wulff (SPD): Frau Senatorin, können
Sie mir schon beantworten, wie es mit der Mitarbei-
terin in den Sozialen Diensten der Justiz weiterge-
hen wird? Sie haben eben erfreulicherweise berich-
tet, dass dort eine Mitarbeiterin bis zum 31. März
2001 beschäftigt ist. Können Sie mir schon irgend-
welche  Perspektiven  nennen,  ob  diese  Tätigkeit
dann weitergeführt werden kann?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Adolf: Das ist eine Maßnahme, die im
Justizressort zu entscheiden ist. Ich kann da also
nicht sagen, so soll es sein. Es wird zu bewerten und
auszuwerten sein, wie diese Arbeit war, wie erfolg-
reich sie war. Ich gehe davon aus, dass eine Fortset-
zung dann erfolgen muss. Da kann ich aber nicht
Entscheidungen vorgreifen, die in einem anderen
Ressort getroffen werden.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? – Bitte
sehr!

Abg. Frau Wulff (SPD): Ebenfalls wollte ich zu der
Antwort auf die Frage zwei nachfragen: Ist im Bil-
dungsressort schon abzusehen, dass jemand wieder
in dieser ressortübergreifenden Arbeitsgruppe mit-
arbeitet, dass dort in absehbarer Zeit jemand be-
nannt wird?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Adolf: Das Problem war, dass die Kol-
legin  dort  langfristig  erkrankt  war  und  jetzt  auch
wohl verrentet ist. Das Bildungsressort bemüht sich,
hat aber nach meiner Kenntnis zurzeit noch nieman-
den benannt.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? – Bitte
sehr!

Abg. Frau Wulff (SPD): Eine letzte Frage! Frau Se-
natorin, kann ich mich darauf verlassen, dass Sie sich
als federführende Senatorin für diesen Bereich im
Senat bei Ihren Kollegen mit Nachdruck dafür ein-
setzen, dass die einzelnen Schritte, die in dem Prä-
ventionskonzept angekündigt sind, auch in den ent-
sprechenden Ressorts durchgeführt werden und dass
Sie das intensiv begleiten werden?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Adolf: Ich stehe natürlich erst einmal
für mein eigenes Ressort und dafür, was wir da an-
gekündigt und auch zum großen Teil schon umge-
setzt haben oder was jetzt in die Umsetzungsphase
geht. Ich werde natürlich aber auch im Zuge des
Gesamtkonzepts  im  Senat  versuchen,  Einfluss  zu
nehmen, dass im Sinne des Konzeptes dort entschie-
den wird.

(Abg. Frau W u l f f  [SPD]: Schönen Dank!)

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage durch
die Abgeordnete Frau Schreyer! – Bitte sehr!

Abg. Frau Schreyer (CDU): Frau Senatorin, kön-
nen Sie mir sagen, ob in häuslicher Beziehungsge-
walt auch die Gewalt in Alten-, Pflege- und Kinder-
heimen einbezogen wird?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Adolf: Sie meinen in der Statistik des
Innensenators?

(Abg. Frau S c h r e y e r  [CDU]: Ja!)

Das, glaube ich, läuft nicht unter häuslicher Bezie-
hungsgewalt. Nein, das wird statistisch sicherlich
nicht darunter erfasst. Dass das ernst zu nehmende
Probleme sind und dass die zu bearbeiten sind, dar-
über sind wir uns völlig einig. Unter häuslicher Be-
ziehungsgewalt aber definieren wir andere Dinge.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Schreyer (CDU): Ich sage einmal, ein
Waisenhaus ist auch ein Haus!

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Adolf: Sicherlich!

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage durch
die Abgeordnete Frau Hoch! – Bitte, Frau Kollegin!
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Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Frau
Senatorin, wir haben das Thema hier ja schon im
Frühjahr debattiert. Da haben wir festgestellt, dass
dieses Projekt im Bremer Westen, wo eine Täter-
Opfer-Arbeit stattfindet, nicht richtig arbeiten kann,
weil es mit der Datenvermittlung nicht klappt. Ist
dieses Problem inzwischen gelöst?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Adolf: Ich gehe davon aus!

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Gehen
Sie nur davon aus, oder wissen Sie es?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Adolf:  Ich kann es Ihnen jetzt nicht kon-
kret beantworten, weil ich danach nicht mehr kon-
kret gefragt habe. Ich habe aber keinerlei Rückmel-
dungen bekommen, dass es da noch Probleme gibt.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Kann
ich davon ausgehen, dass Sie da noch einmal nach-
fragen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Adolf: Das will ich gern tun und dies
zum Anlass nehmen.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? – Bitte
sehr!

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Frau
Senatorin, Sie haben uns hier eben das Konzept dar-
gestellt. Können wir davon ausgehen, dass wir es
auch noch einmal in schriftlicher Form bekommen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Adolf: Das Konzept haben wir Ihnen ja
bereits im Frühjahr dargestellt. Diese Antwort kön-
nen Sie selbstverständlich schriftlich bekommen. Das
ist überhaupt kein Problem. Wir werden sicherlich
auch weiter hier berichten und debattieren, wenn
das aus Ihrer Sicht notwendig ist.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? – Bitte
sehr!

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Ich
habe im Frühjahr schon darauf hingewiesen, dass
es für uns kein richtiges Konzept war, weil es keine

Ziel- und Zeitvorgaben hatte, von daher wäre ich
Ihnen dankbar, wenn Sie es uns noch einmal vorle-
gen würden.

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Adolf:  Das will ich gern tun! Sie bekom-
men diese Antwort von mir und auch Material mit
Zeitschienen, die in der Arbeitsgruppe besprochen
sind. Das ist kein Problem, das können wir gern aus-
tauschen.

(Abg. Frau H o c h  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Wunderbar!)

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage durch
die Abgeordnete Frau Windler! – Bitte sehr!

Abg. Frau Windler (CDU): Frau Senatorin, kön-
nen Sie mir sagen, ob das Wegweisungsgesetz ges-
tern in Berlin auf den Weg gekommen ist?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Adolf:  Ich gehe davon aus! Ich habe den
Presseveröffentlichungen nichts anderes entnom-
men. Ich hoffe, dass wir auch in Bremen zu solchen
Regelungen kommen.

(Beifall bei der SPD – Abg. Frau W i n d -
l e r  [CDU]: Dahingehend zielte meine Fra-
ge! Das hoffen wir als CDU-Frauen auch

sehr!)

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.

Damit ist der Punkt eins der Tagesordnung erle-
digt.

Aktuelle Stunde

Meine Damen und Herren, für die Aktuelle Stun-
de ist von den Abgeordneten Frau Dr. Trüpel, Frau
Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen folgen-
des Thema beantragt worden:

Der Senator für Inneres, Kultur und Sport
legt bis Ende 2000 keinen Kulturentwick-

lungsplan vor

Dazu als Vertreter des Senats Senator Dr. Schulte.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erste Rednerin erhält das Wort die Abgeord-
nete Frau Dr. Trüpel.
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Abg. Frau Dr. Trüpel (Bündnis 90/Die Grünen) *):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Se-
nat hatte beschlossen, dass der Senator für Inneres,
Kultur und Sport bis Ende 2000 einen Kulturentwick-
lungsplan vorlegen soll, und die Vorlage des Kultur-
entwicklungsplanes sollte einhergehen mit vielen
Fachgesprächen in der kulturpolitischen Öffentlich-
keit, also unter Einbeziehung aller Beteiligten aus
den Institutionen und Projekten und aus der Politik.
Weder liegt dieser Plan vor, noch ist es in der ent-
sprechenden Anzahl zu diesen Kulturentwicklungs-
gesprächen gekommen. Dass dieser Plan nicht vor-
liegt,  meine  Damen  und  Herren,  das  ist  für  mich
Symptom der Unfähigkeit von Kultursenator Schulte.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich will mit Genehmigung des Präsidenten ein-
mal kurz zitieren. Sie erinnern sich, wir haben im
Oktober dieses Jahres hier eine Debatte zur Kultur-
politik geführt, und zwar ausgehend von einer Gro-
ßen Anfrage der Koalition, Grundsatzfragen zur Kul-
turpolitik und die Entwicklung eines Kulturplans für
die  laufende  Legislaturperiode.  Die  Anfrage  war
schon im März 2000 eingebracht, die Antwort ließ
und ließ auf sich warten, und wenn wir nicht selbst
eine Anfrage eingebracht hätten, wäre es auch im
Oktober zu dieser Debatte nicht gekommen.

Damals äußerte sich dann Herr Schulte in der De-
batte und sagte zu mir: Es wäre schon ganz gut ge-
wesen, und das war auch so mit den Koalitionsfrak-
tionen abgesprochen, diese heutige Debatte, näm-
lich die von Oktober, mit dem ersten Entwurf des
Kulturentwicklungsplans zu verbinden. Das hatten
wir uns für den November vorgenommen. Von da-
her war es bedauerlich, dass Sie, Frau Trüpel, nicht
dazu bereit waren zu warten. Ja, hätte ich einmal
bis November gewartet,

(Heiterkeit beim Bündnis 90/Die Grünen)

dann hätten wir weder eine Debatte gehabt noch
einen Kulturentwicklungsplan!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
E c k h o f f  [CDU]:  Dann  hättet  ihr  den

Kulturentwicklungsplan gehabt!)

Dann, Herr Schulte versucht ja immer, so optimis-
tisch  und  konstruktiv  zu  sein,  hieß  es  ganz  zum
Schluss seiner Rede: Deshalb kann ich nur sagen,
wir sind sicher, dass wir im November, spätestens in
der Sitzung der Deputation für Kultur am 15. De-
zember 2000 den Kulturentwicklungsplan vorlegen
werden. Da werden diese Strukturen vorgeschlagen
mit einer Zukunftssicherung der Bremer Kulturland-
schaft. Hört, hört!
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Meine Damen und Herren, wissen Sie, was letzte
Woche in der Sondersitzung der Kulturdeputation
passierte? Die Sondersitzung hat übrigens auch nur
stattgefunden, weil in der regulären Sitzung vorher,
als es um das Kito ging, das Ressort leider einmal
wieder nicht in der Lage war, eine schriftliche Vor-
lage zu erstellen, so dass die Koalitionsfraktionen
sich in der Lage gesehen hätten zu entscheiden. Des-
wegen gab es da eine Sondersitzung, in der es dann
endlich eine schriftliche Vorlage gab. Was passierte
dann? Zum Ende der Sitzung meldete ich mich und
sagte, Herr Senator, ich würde jetzt gern wissen, ob
am 15. Dezember die nächste reguläre Kulturdepu-
tationssitzung stattfindet.

Man erkundigt sich in diesen Zeiten ja gern, si-
cher kann man ja nie mehr sein, ob noch irgendeine
Sitzung wirklich so stattfindet, wie sie terminiert ist.
Dann sagte Herr Senator Schulte, ja, Frau Trüpel,
die Sitzung findet am 15. statt. Darauf meldete sich
Frau Emigholz und sagte, nein, Herr Senator, die
Sitzung findet nicht statt. Ich habe gerade mit Frau
Motschmann gesprochen, wir haben uns verständigt,
der  Entwurf  des  Kulturentwicklungsplans  ist  so
schlecht, so substanzlos, die Sitzung kann nicht statt-
finden.

(Abg. Frau E m i g h o l z  [SPD]: Das ha-
be ich nicht gesagt!)

Was macht der Senator dann? Er sagt mit all sei-
ner Naivität: Warum sagt ihr mir das nicht vorher?

Ja, meine Damen und Herren, das sind die Sit-
zungsverhältnisse in der Kulturdeputation, und lang-
sam nimmt die Unfähigkeit, dieses Chaos im Kul-
turressort Formen an, die man wirklich nicht mehr
sich bieten lassen kann!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Jetzt hat diese große Koalition in ihrer zweiten
Legislaturperiode schon mit dem großen Fehler in
der Kulturpolitik angefangen, dass Sie angeblich den
Kulturetat erhöhen wollten, nur leider haben Sie
Zahlen beschlossen, die 20 Millionen DM unter dem
waren, was der Etat vorher hergegeben hat. Das war
schon der erste große Fehler, weil Sie nicht wussten,
was Sie beschlossen haben. Dann wurde das nach-
gebessert, anstatt einmal zuzugeben, dass man ei-
nen großen Fehler gemacht hat, wurde uns das jetzt
als  wunderbarer  Umbautopf  verkündet,  dass  man
dann diese 9,5 Millionen DM in 1999 und 2000 be-
schlossen hatte. Auch das war wirklich schon der
erste massive Fehler, und so ist es in einer Tour dann
weitergegangen.

Herr Senator Schulte hatte zu Beginn seiner Amts-
zeit als Kultursenator zwar noch einige Vorschuss-
lorbeeren, aber die, meine Damen und Herren, sind
nun gründlich verwelkt. Es gibt ein ewiges Hü und
Hott in der Kulturpolitik. Sehen wir uns einmal ein
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paar Beispiele an! In dem einen Papier liest man,
dass sowohl das Philharmonische Staatsorchester wie
die Kammerphilharmonie demnächst international
platziert werden sollen. Dann gibt es eine Personal-
versammlung im Theater, Herr Schulte spricht zu
den Beschäftigten des Theaters und sagt, na ja, wenn
es ganz hart auf hart kommt, und so wie das Sanie-
rungssicherstellungsgesetz hier die Zahlen vorsieht
für den Kulturbereich, dann wird man sich wohl ent-
scheiden müssen, und dann wird es wohl eher wei-
ter das Philharmonische Staatsorchester geben, das
mit der Kammerphilharmonie Bremen wird dann
wohl nicht mehr möglich sein.

Ja, was will er denn? Kann mir das einer erklä-
ren? Will er nun beide Orchester, will er eines, will
er keines, will er das eine, will er das andere? Herr
Eckhoff, können Sie mir das erklären

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Was habe ich
nun wieder damit zu tun?)

oder vielleicht Frau Emigholz, können Sie mir er-
klären, was Sie eigentlich wollen in der Kulturpoli-
tik? Oder anderes Beispiel, da geht es um das Tanz-
theater! Einmal heißt es dann in den internen Pa-
pieren, das Concordia soll geschlossen werden, das
Tanztheater gleich mit, dann wieder soll es gerettet
werden,  weil  der  Tanzherbst  denn  nun  auch  mit
50 000  DM  sozusagen  über  die  Runden  gebracht
wird. Also, eine Linie, eine Haltung, was man ei-
gentlich will, ist überhaupt nicht zu erkennen.

So, und dann fragt man sich: Wer ist eigentlich
der Kultursenator, ist es Herr Eckhoff, der Schatten-
senator, der überall dazwischen funkt, wo es ihm
gerade passt, per Handy, per Interviews, oder ist es
doch Herr Schulte? Wenn es Herr Schulte ist, dann
frage ich Sie einmal, Herr Schulte: Warum hauen
Sie nicht einmal auf den Tisch? Warum lassen Sie
sich das eigentlich gefallen, wer macht denn hier
die Politik?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Sind Sie das eigentlich, oder ist es Frau Motschmann,
ist es Frau Emigholz? Die beiden Damen sägen ja
gern an Ihrem Stuhl.

(Widerspruch bei der SPD und bei der CDU)

Aber ich möchte irgendwie einmal wissen, wer
hier eigentlich etwas zu sagen hat in der Kulturpoli-
tik und vor allem, wohin die Reise gehen soll. So,
und dann Herr Scherf, das hatten wir in diesem Haus
ja auch schon kurz, bei der Frage, wer hier eigent-
lich Kulturpolitik macht, geht zur Jubiläumsfeier von
Dacapo, wie das dann so seine wunderbare Art ist,
sagt er erst einmal wieder, ich weiß ja gar nicht, wa-

rum ihr mich eingeladen habt, ehrlich gesagt ver-
stehen wir das bald auch nicht mehr.

(Heiterkeit)

Dann sagt er, bei der Peinlichkeit mit dieser Bremer
Kulturpolitik, ich verstehe auch nicht, warum Daca-
po kein Geld mehr bekommt. Das heißt, der regie-
rende Bürgermeister weiß überhaupt nicht, was mit
dem Kulturetat ist, nur leider ist es seine Politik, die
da exekutiert wird, denn schließlich ist er Bürger-
meister in dieser großen Koalition.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Aber er distanziert sich davon. Also, was ist denn
los? Was soll hier für eine Kulturpolitik gemacht
werden? Soll hier weiter so verfahren werden, dass
keiner weiß, was Sache ist, wo es lang geht? Alle
Projekte sind in einer fürchterlichen Unsicherheit,
und der Senat und der Kultursenator tun immer so,
als ob alles prima sei, man müsste halt ein bisschen
sparen, es seien harte Zeiten. Aber so einen Schlin-
gerkurs, wie wir ihn im letzten Jahr in der Kulturpo-
litik erlebt haben, hat es in Bremen so noch nicht
gegeben.

Nächstes Thema, Eiertanz im Ressort! Die KMB-
Beleihung! Erst einmal führte der McKinsey-Prozess
im Kulturbereich dazu, dass man eine Struktur ge-
schaffen hat, die nur konfliktuös sein kann. Man
macht eine Kulturmanagement GmbH mit weitrei-
chenden Kompetenzen, eigentlich soll sie aber nur
Servicefunktion haben, dann bestellt man einen neu-
en Abteilungsleiter, und diese beiden Herren – ja,
ehrlich gesagt, wie soll es denn anders sein? – sind
kräftig im Konflikt miteinander. Aber das kann man
doch vorher wissen, so etwas kann nicht gut gehen.

Man muss sich für das eine oder das andere Mo-
dell entscheiden, und Sie haben versucht, sich ir-
gendwo in der Mitte durchzumogeln, und das kann
nicht funktionieren, und dass es nicht funktioniert,
sehen wir seit einem Jahr. Die Herren sind perma-
nent mit internen Konflikten beschäftigt, anstatt ein-
mal die Kulturpolitik in der Stadt und im Land vor-
anzubringen, aber da haben sie irgendwie nichts auf
der Naht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Aber intern werden Papiere geschrieben, man be-
schwert sich übereinander, man macht Termine bei
Frau Motschmann und Herrn Schulte, weil der eine
einem wieder quer über den Weg gelaufen ist. Das
hat doch mit einer vernünftigen und zukunftswei-
senden Kulturpolitik nun wirklich nichts mehr zu tun!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Zu Beginn der Legislaturperiode fragte ich Herrn
Schulte in der Fragestunde: Wie ist das denn nun
mit der KMB und der neu geschaffenen Abteilung?
Ja, sagte Herr Schulte, die Abteilung hat das politi-
sche Prä vor der Servicefunktion der Kulturmana-
gement GmbH. Ein paar Wochen später gab Herr
Eckhoff ein großes Interview, die Beleihung der KMB
kommt, das ist mein Wille, das ist die einzige Chan-
ce, wie man die Kulturpolitik in Bremen voranbrin-
gen kann. Dann sagte die SPD, nein, aber so nicht
mit uns! Das mit der ganzen Beleihung sieht man ja
bei der BIG und der BIS, das führt irgendwie dazu,
dass wir parlamentarisch das nicht mehr richtig kon-
trollieren können, das wollen wir nicht.

Diesen Zustand haben wir seit Wochen. Die Kuh
steht mitten auf dem Eis, geht nicht vor und nicht
zurück, von der einen Seite wird gedrückt, von der
anderen geschoben,

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Dann klappt das
aber, dann bekommt man sie vom Eis!)

aber mitten auf dem Eis steht sie immer noch.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Dann gibt es einmal wieder ein paar andere Inter-
ventionen  vom  Fraktionsvorsitzenden  der  CDU,
dann nimmt man so kleine personelle Geiseln und
sagt, Herr Janke soll Geschäftsführer im Übersee-
Museum werden? Wo gibt es denn so etwas, der war
einmal SPD-Bürgerschaftsabgeordneter, das kommt
ja gar nicht in Frage! Dann geht Herr Schulte hin
mit Hilfe des Stiftungsrates und drückt den Janke
hinein, der Personalrat steht Kopf.

Meine Damen und Herren, das ist das Niveau der
Kulturpolitik,  wie  sie  uns  im  Moment  präsentiert
wird.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Keine Kulturentwicklungsgespräche, dafür dieser
personalpolitische Affentanz, kein Kulturentwick-
lungsplan,  dem  man  endlich  einmal  entnehmen
könnte, wohin denn die politische Reise gehen soll,
völlige Unklarheit, wird der Etat nach dem Sanie-
rungssicherstellungsgesetz um 30 Prozent konsum-
tiv gekürzt oder nicht, wie Herr Eckhoff sagt. Wir
müssen den Status quo halten, aber natürlich müs-
sen wir die Tarifsteigerung abziehen, ja, was gilt
denn? Gilt das, was Frau Emigholz sagt oder was
Herr Eckhoff sagt oder was der Senator sagt? Ich
kann es nicht erkennen. Es ist das absolute Chaos,
keiner weiß hier, was in der Kulturpolitik eigentlich
passieren soll.

(Glocke)

Ich komme zum Schluss! Ich stelle noch einmal
fest, die Ziele sind völlig unklar, es gibt keine gera-

de Linie, jeder macht hier, was er will, hauptsäch-
lich gegen den anderen, wirft ihm Knüppel zwischen
die Beine, und das nennt sich dann Kulturpolitik der
großen Koalition. – Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Das Wort hat die Abgeordnete
Frau Koestermann.

Abg. Frau Koestermann (CDU): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Das Thema der heuti-
gen Aktuellen Stunde dreht sich um den Kulturent-
wicklungsplan, ein wichtiges kulturpolitisches The-
ma! Nur, was ist daran so aktuell?

(Heiterkeit beim Bündnis 90/Die Grünen)

So ist es!

Über dieses Thema reden wir doch nun schon seit
dem Sommer,

(Heiterkeit und Beifall beim Bündnis 90/
Die Grünen)

aber das ist auch richtig so, und das finden wir gut
so. Nach dem alten Motto, Herr Senator, was lange
währt, wird endlich gut, sind Sie dabei, mit Ihren
Gesprächspartnern aus der Koalition einen Kultur-
entwicklungsplan zu erstellen.

(Abg. Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Eine Selbsterfahrungsgruppe!)

Die Koalitionäre haben einen Entwurf vorliegen, der
noch in den Feinheiten abgestimmt werden muss,
und das machen wir sehr gewissenhaft.

(Abg. Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Wir wollen Politik machen!)

Sehr geehrte Frau Trüpel, ich verstehe überhaupt
nicht, warum Sie so drängeln! Auch Ihre Fraktion
muss doch ein Interesse daran haben, dass dieser
KEP allen Anliegen der Bremer Kulturschaffenden
gerecht wird, dass sich jede Kultureinrichtung darin
wiederfindet, und das heisst, dass alle noch anste-
henden Probleme ausdiskutiert werden müssen und
gut durchdacht werden sollen.

(Beifall bei der CDU)

Sie wollen uns nun zwingen, diesen angestrebten
Termin Ende Dezember einzuhalten!

(Abg.  Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis  90/
Die Grünen]: Wir? Der Senat hat das be-

schlossen!)
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Aber Sie möchten doch gern, dass wir diesen Ter-
min einhalten. Aber dies, finde ich, ist nicht im In-
teresse der Sache, sondern ich denke einmal, das ist
ein Schaumanöver, das den Einrichtungen signali-
sieren soll, da seht ihr einmal, sie schaffen es nicht.

(Abg. Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis 90/
Die  Grünen]:  Sie  schaffen  es  auch  nicht!)

Ich kann Sie da aber beruhigen, wir werden es
schaffen. Wir werden einen KEP vorlegen, der allen
Ansprüchen und Forderungen gerecht wird und mit-
telfristig die kulturpolitischen Leitlinien und Ziele
der großen Koalition aufzeigt. Wenn dies erst im Ja-
nuar oder Februar passiert, wird die Welt nicht un-
tergehen,  sondern  im  Gegenteil,  es  beweist,  wie
ernsthaft wir uns mit der Sache beschäftigen.

(Beifall bei der CDU)

Sie haben mir vor ein paar Wochen ein Papier
zugeschickt mit der Überschrift „Grüne Eckpunkte
zur Kulturpolitik“. Ich habe Ihnen dazu gesagt, dass
ich mit vielen Punkten darin mit Ihnen übereinstim-
me, aber lange nicht in allen. Vor allem widerspre-
che ich Ihrer Feststellung, dass die Kulturpolitik bei
den Grünen einen höheren Stellenwert hat als in an-
deren Parteien. Das ist nun wirklich schlichter Un-
sinn.

(Beifall bei der CDU)

Was glauben Sie wohl, warum wir uns mit der Er-
stellung des KEP so viel Zeit nehmen

(Heiterkeit beim Bündnis 90/Die Grünen)

und uns die Mühe machen, mit den einzelnen Ein-
richtungen im Vorfeld zu diskutieren? Das tun wir
eben gerade, weil die Bremer Kulturpolitik zu unse-
ren wichtigsten Themen gehört und weil wir nicht
durch Fehlentscheidungen Dinge, die wir auf einen
guten Weg gebracht haben, gefährden wollen.

(Beifall bei der CDU)

Sie schreiben weiterhin, dass der Kulturetat auf
dem jetzigen Niveau zuzüglich der Tariferhöhungen
gehalten werden soll. Sehr geehrte Frau Trüpel, das
sind unrealistische Träume, die mir zeigen, dass Sie
es mit der Kulturpolitik so ernst nicht meinen kön-
nen. Sie verweigern sich damit der Realität und
streuen den Einrichtungen Sand in die Augen.

(Beifall bei der CDU)

Für uns heißt es, wenn wir es schaffen, den jetzi-
gen Etat auf einem gedeckelten Niveau zu halten,
haben wir eine große Leistung vollbracht. Tarifstei-

gerungen on top sind leider nur ein Traum, und das
wissen Sie genauso gut wie wir. Darauf haben wir
auch in unserer letzten Debatte zur Kulturpolitik hin-
gewiesen. Wir müssen den Einrichtungen helfen,
diese Tarifsteigerungen selbst zu erwirtschaften. Dies
wird auch in unserem Kulturentwicklungsplan ste-
hen. Wir müssen bei der Wahrheit bleiben und mit
den Realitäten leben. Das macht die Kulturplanung
nicht gerade leichter. Alle Probleme müssen gelöst
werden, aber eben in Ruhe und in dem Bewusst-
sein, dass wir unter schwierigen Bedingungen mög-
lichst viel erreichen müssen.

Auch wir hätten gern eine Dependance des Fo-
cke-Museums im Hafen, ein Auswanderermuseum
in  Bremerhaven,  ein  finanziell  gut  ausgestattetes
Vier-Sparten-Theater, ein Musikfest von internatio-
nalem Rang, eine Projektgruppe für neue Musik, und
Bremen wäre auch gern Kulturhauptstadt Europas.
Doch wir sind Realisten und sagen die Wahrheit:
Alles geht leider nicht!

(Beifall bei der CDU – Abg. Frau D r .
T r ü p e l  [Bündnis 90/Die Grünen]: Das
ist aber eine Frage von Prioritäten! Das sind

doch politische Entscheidungen!)

Man kann doch Politik am besten machen, wenn
man auch ein bisschen Geld hat, das man ausgeben
kann! Das ist doch eigentlich eine alte Weisheit!

(Beifall  bei  der  CDU  und  bei  der  SPD –
Heiterkeit  beim  Bündnis  90/Die  Grünen)

Politik zu machen, die ein Traum ist, was man von
vornherein weiß, halte ich nicht für eine gute Poli-
tik. Wir machen uns deshalb auch so viel Mühe mit
dem Kulturentwicklungsplan und scheuen uns nicht
zu sagen, wir sind leider noch nicht fertig, denn wir
tragen eine große Verantwortung für die Kulturland-
schaft Bremens. Ich finde es richtig zu sagen, die
erste Planung war noch nicht gut genug. Wir wer-
den noch weitere Einzelheiten diskutieren und jede
Möglichkeit überprüfen, wie wir zu einem optima-
len Ergebnis kommen.

Sie sollten uns bei dieser schwierigen Aufgabe
unterstützen. Statt nur Kritik zu üben, sollten Sie kre-
ativ sein und dazu beitragen, dass am Ende ein Kul-
turentwicklungsplan vorliegt, der den Kultureinrich-
tungen für die nächsten Jahre Sicherheit gibt und
ihnen ein kontinuierliches Arbeiten ermöglicht. Wir
sollten uns dabei nicht in ein parteipolitisches Ge-
rangel begeben, sondern zusammen an einem Er-
gebnis arbeiten, das nicht nur für uns, sondern haupt-
sächlich für die Einrichtungen gut ist und es ihnen
ermöglicht, weiterhin die Kunst und Kultur in unse-
rer Stadt so lebendig zu gestalten, wie es in unser
aller Interesse ist. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)
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Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Emigholz.

Abg. Frau Emigholz  (SPD) *): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Liebe Frau Dr. Trüpel, un-
umwunden zugegeben: Sie haben Recht, Ende des
Jahres sollte ein Kulturentwicklungsplan in der De-
putation vorliegen. Dieser Kulturentwicklungsplan
liegt bisher nicht vor. Ich würde auch ganz gern noch
etwas zum Verfahren sagen, auch in der Deputati-
on, weil Sie es angesprochen haben, weil wir, finde
ich, auch über das Verfahren deutlich machen kön-
nen, um welche Inhalte es geht. Es nützt aber nichts,
daran  herumzudeuteln.  Wir  haben  Fristsetzungen
vom Senat bekommen, wir haben eine Zeitschiene
verabredet, diese Zeitschiene war schlichtweg aus
inhaltlichen Gründen nicht einzuhalten.

Erstens: Wir hätten natürlich die erste Vorlage, den
ersten Arbeitsentwurf des Kultursenators, diskutie-
ren können. Wir wollten aber auch, das war Verab-
redung in der letzten Sitzung im Herbst – das wis-
sen Sie, da waren Sie dabei! –, die Opposition so
rechtzeitig mit vernünftigen, beratungsfähigen Un-
terlagen begrüßen, dass auch ein vernünftiges Be-
teiligungsverfahren  möglich  ist.  Wenn  wir  dieser
Leistung aber fristgerecht nicht entsprechen können,
müssen wir die Beratungsverfahren eines Kulturent-
wicklungsplans, der in dieser Form noch nicht vor-
liegt, zurückziehen. Das ist ein ganz gängiges Ver-
fahren.

Ich stehe zu der Zusage, die ich gemacht habe,
entweder wir schaffen es in einer vernünftigen Be-
teiligungsfrist, oder wir verschieben das, und da gibt
es für mich auch keinen Weg, daran herumzudeu-
teln. Dies einmal vorweg, weil ich denke, dass die
Rahmenbedingungen, die zukünftig über die Ent-
wicklung der Kultureinrichtungen entscheiden sol-
len, es wohl wert sind, dass alle Fraktionen, auch
die der Opposition, in Ruhe Gelegenheit haben müs-
sen, sich damit zu befassen! Das kann man nicht
heißgestrickt und hopplahopp verabschieden. Das
ist schlichtweg so, und das braucht man an dieser
Stelle auch nicht schönzureden.

Worum geht es? Kulturentwicklungsplanung steht
ja  nicht  im  Rahmen  dessen,  dass  der  Senat  ein
freundliches Millionenprogramm aufgelegt hat und
wir jetzt nur noch darüber nachdenken, wie wir gute
Gaben  verteilen.  Kulturentwicklungsplanung  steht
unter dramatischen finanziellen Rahmenbedingun-
gen. Sie wissen, dass der Senat in seiner Rahmen-
planung vorgesehen hat, die konsumtiven Haushalte
bis zum Jahr 2005 um 30 Prozent zu reduzieren.

Ich darf Ihnen einmal in Erinnerung rufen, wie
hoch der Kulturhaushalt insgesamt ist! Der Kultur-
haushalt für die Jahre 2001 und 2002 beträgt jähr-
lich 134,5 Millionen DM. Wenn man da 30 Prozent
herausspart, das sind über 40 Millionen DM, dann
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

bedeutet das nicht, dass wir den Einrichtungen ein-
mal kurz eine Kleinigkeit quer über alles wegneh-
men, sondern dass wir vor der schlimmsten Bedro-
hung der Kulturszene seit langem stehen, wenn es
bei  dieser  Rahmenplanung  bliebe.  Das  bedeutet
nicht nur, dass wir über die Reduzierung mancher
Luxusprogramme oder überflüssiger Dinge reden,
sondern auch konkret über den Abbau von mehr als
400 Arbeitsplätzen, um das deutlich zu machen.

Meine Damen und Herren, wenn Sie es da von
der Koalition fahrlässig finden, dass es noch Ge-
sprächsbedarf über die Konzeption eines solchen
Planes gibt, der möglicherweise diesen Kahlschlag
zu verhindern sucht, dann weiß ich nicht, vor wel-
chem Erklärungshintergrund und vor welchem Ar-
beitskontext wir stehen. Wir geben uns bei ganz
anderen politischen Fragestellungen intensiv Mühe,
und ich glaube, eine solche Existenzkrise ist es wohl
wert, dass sie in diesem Bereich auch gründlich dis-
kutiert und bearbeitet wird.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Das ist, denke ich, eine Sache, bei der wir uns da-
rüber klar werden müssen, dass wir damit so nicht
umgehen können.

Zu den Inhalten im Einzelnen! Was ist von einem
Kulturentwicklungsplan zu erwarten? Aus meiner
Sicht kann der jetzt im Januar oder Februar vorzu-
legende Kulturentwicklungsplan nur ein Kulturrah-
menplan sein. Was müssen wir leisten? Wir müssen
es leisten, ein kulturpolitisches Leitbild für die Stadt
unter veränderten gegebenen Rahmenbedingungen
zu formulieren, wir müssen es leisten, verschiedene
Szenarien finanzieller Art aufzumachen.

Ein Szenario wird die konsequente Umsetzung der
bisherigen Finanzvorgabe des Senats sein. Dem wer-
den wir das gegenüberstellen, was die Grünen in
ihrem Grundsatzpapier zur Kulturpolitik ja inhalt-
lich auch begrüßen, nämlich ein Szenario, das von
konsolidierten  Kulturfinanzen,  das  heißt  von  der
Fortschreibung des Eckwertes, ausgeht. Ich denke,
es gibt ja nicht nur kontroverse Positionen in der
gemeinsamen Arbeit, Frau Dr. Trüpel, sondern was
die finanzielle Ausstattung angeht, sind wir Fach-
politiker ja einer Meinung. Die Frage ist nur, wie
wir uns an die Arbeit der Begründung machen.

Der nächste Teil, den wir vor uns haben, sind die
so genannten strukturverändernden Maßnahmen,
auf die wir kommen müssen, selbst wenn wir dieses
Szenario der Fortschreibung gegenüber der Rah-
menplanung des Senats als optimales Szenario an-
nehmen. Das optimale Szenario bis 2005, meine Da-
men und Herren, und setzen wir uns da keine blau-
en Brillen auf, bedeutet auch, dass 11,5 Millionen
DM in diesem 134,5-Millionen-DM-Haushalt einge-
spart werden müssen, weil die Tarifzuwüchse bis-
her nicht geregelt und geklärt sind. Das bedeutet,
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wir stehen vor drastischen Maßnahmen, vor einem
Umbau des Tarifsystems im Kulturbereich, vor ei-
ner  Zusammenlegung  von  Produktions-  und  Lei-
tungskapazitäten in einzelnen Bereichen. Wir ste-
hen davor, kulturwirtschaftliche Betriebe, die jetzt
noch in der Kulturförderung stehen, in Eigenstän-
digkeit  zu  überführen,  und  wir  werden  auch  um
schmerzliche Einschnitte, um Schwerpunktsetzun-
gen und auch um Schließungen nicht umhinkom-
men.

Selbst wenn wir das Szenario der Grünen anneh-
men, das sie ja unterstützen, die Kulturentwicklungs-
planung fortzuschreiben, ganz abgesehen davon,
wie man unter diesen Bedingungen dann noch dar-
über reden will, mehr und anderes möglich zu ma-
chen, sollten wir so viel Realitätssinn haben, dass
wohl der kreativste Bereich der Projektbereich sein
wird, den wir versuchen, frei zu gestalten, den wir
fördern wollen, bei dem wir sehen wollen, dass wir
kulturelles Leben auch in der Entwicklung von un-
ten, in der Künstlerszene möglich machen. Aber das
sind die Rahmenbedingungen selbst unter günstig-
sten Annahmen, für die wir kämpfen.

Diese Rahmenbedingungen, diese Umbauarbei-
ten,  Umstrukturierungsmaßnahmen,  Schwerpunkt-
setzungen müssen vermittelt werden. Deswegen bin
ich dafür, dass wir den kulturpolitischen Leitlinien,
die wir vorschlagen, den Finanzszenarien, die wir
ebenfalls gegenüberstellen und vorschlagen, nicht
nur eine Beschreibung und Bestandsaufnahme der
kulturpolitischen Handlungsfelder gegenüberstel-
len, sondern dass wir auch sagen, welche wesentli-
chen Fragen bis zum Jahr 2005 bearbeitet werden
müssen, denn das wird Anlass und Indiz für den Se-
nat sein anzunehmen, wie die Sparanstengungen
innerhalb dieses Bereiches sind.

Würde man zu einer Umsetzung der Rahmenpla-
nung kommen, reden wir über eine Einsparung von
40 Millionen DM. Da können Sie würfeln, ob Sie die
Stadtbibliothek oder die Volkshochschule gänzlich
einstampfen, zusätzlich noch alle Museen, oder ob
Sie sich entscheiden, beim Theater einen Kahlschlag
zu machen. Ich glaube, das ist eine Utopie, die wir
alle nicht wollen, insbesondere wenn wir am Erhalt
des kulturellen Lebens interessiert sind.

(Beifall bei der SPD)

Man muss sich einmal klar machen, worüber wir
reden: Es geht, wie ich eingangs schon gesagt habe,
nicht nur um Sparszenarien, darum, welchen Luxus
wir uns heute nicht mehr leisten können, sondern
es geht auch um Menschen und um ihre Arbeits-
plätze. Denen und der Aufrechterhaltung dieser Ar-
beitsplätze sind wir verpflichtet. Was tun wir, wenn
wir 400 Menschen auf die Straße schicken, alterna-
tivlos, ideenlos? Was tun wir für die Stadt? Was bie-
ten wir denen an, die eine sinnvolle Freizeitgestal-
tung suchen? Was tun wir, um die Attraktivität des

Standortes zu erhalten? Ich denke, dass es eine sehr
konsensuale Debatte darüber gab, welche Potentiale
möglicherweise in der Konzeption stecken, Bremen
zur Kulturhauptstadt im Jahr 2010 zu machen. Aber
diese Arbeit, die wir vor uns haben, ist eine Anstren-
gung und eine Mühe wert.

Wir haben jetzt Dezember. Sie mahnen den für
diesen Monat ausgewiesenen Plan an, das ist Ihr
gutes Recht. Ich bin aber der Meinung, für die Hef-
tigkeit dieser Debatte besteht am Ende des Tages
relativ geringer Anlass, und zwar aus folgendem
Grund: Wir haben diesen Plan nicht um ein Jahr
verschleppt, sondern bisher noch nicht einmal voll-
ständig um die Frist von einem Monat. Ich gehe auch
davon aus, dass Sie in Kürze mit den Unterlagen,
auch so, dass Sie es in der Opposition beraten kön-
nen, begrüßt werden.

Nun zum Verfahren im Einzelnen! Es ist richtig,
es hat in der Koalition auch im Verfahren das eine
oder andere Hin und Her gegeben, das man nicht
schönreden kann. Wir haben uns nicht nur über
Verfahren, sondern auch über Inhalte gestritten. Ob
das jetzt, sage ich einmal, die Finanzausstattung des
Bremer Theaters war, ob es die Möglichkeit des
Tanzfestivals war, ob es die Umsetzung des Biblio-
thekenkonzepts war, es gibt sehr viele Fragen. Doch
am Ende des Tages, finde ich, sollten wir an dem zu
messen sein, was herauskommt. Bisher haben wir
unter großem Druck und unter großen Schwierig-
keiten, auch möglicherweise mit viel Gerangel und
Gezerre, aber immerhin für die besten Inhalte ge-
stritten und noch etwas hinbekommen, das, was Sie
uns bei jeder Parlamentsrede in orgelartiger Litanei
immer  wieder  vorgehalten  haben,  was  wir  nicht
schaffen. Ich erinnere nur an den 9,5-Millionen-DM-
Beschluss! – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort Se-
nator Dr. Schulte.

Senator Dr. Schulte: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Liebe Frau Dr. Trüpel, bei aller
Wertschätzung: Das, was Sie gesagt haben, fand ich,
gelinde gesagt, eine ziemliche Unverfrorenheit! Ich
sage das ganz deutlich. Sie als ehemalige Kulturse-
natorin wissen ganz genau, was ich übernommen
habe, als ich dieses Amt angetreten habe: ein un-
sortiertes Ressort

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Moment einmal! – Zurufe vom Bünd-

nis 90/Die Grünen)

mit  unmotivierten  Mitarbeitern,  mit  Personalent-
scheidungen, die Sie zum Teil selbst getroffen ha-
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ben in Ihrer Amtszeit. Das will ich einmal ganz deut-
lich sagen!

(Beifall bei der CDU)

Mir jetzt vorzuwerfen, dass es nicht leicht wird,
dieses Ressort zu führen, das sage ich einmal in al-
ler Deutlichkeit, das halte ich für eine ziemliche Un-
verfrorenheit! Dazu noch mit Ihrer Nachfolgerin, die
mir eine Situation übergeben hat nach der McKin-
sey-Diskussion, als wir nicht wussten, was hat die
KMB für Aufgaben, soll es ein Kulturamt geben, was
macht die Kernverwaltung!

(Abg. Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Daran bin ich schuld?)

Nein, ich habe gesagt, Ihre Nachfolgerin!

Wir haben drei neue leitende Mitarbeiter der Kul-
turabteilung bekommen, die drei unterschiedliche
Arbeitsverträge haben, mit unterschiedlichen Klar-
heiten. Sie müssen es sich so vorstellen: Sie bekom-
men ein Boot, fahren auf dem großen Ozean, haben
eine Mannschaft, die Sie nicht versteht, Sie haben
kein Benzin im Tank, Sie haben keinen Orientie-
rungsplan, und das Boot ist dazu noch leck. Das war
die Ausgangssituation!

(Zuruf  des  Abg. D r .  K u h n  [Bündnis
90/Die Grünen] – Abg. Frau L e m k e -
S c h u l t e  [SPD]: Dann würde ich mir ei-

nen Kompass kaufen!)

Ich muss mir jetzt einfach einmal ein bisschen Luft
machen!

Die zweite Ausgangsposition ist, ich habe zwölf
Millionen DM im Jahr zu wenig gehabt. Was haben
wir jetzt erreicht? Wir haben erreicht, meine Damen
und Herren, dass wir pro Jahr 9,5 Millionen DM be-
kommen haben, wir haben Planungssicherheit für
die Kulturszene in Bremen für das Jahr 2000/2001
bekommen. Das ist bei der desolaten Ausgangssi-
tuation ein großer Erfolg, Planungssicherheit für die
Kultureinrichtungen in den Jahren 2000/2001! Sie
wissen  alle  noch,  wie  schwer  das  war  bei  diesen
Haushaltsberatungen,  diesen  finanziellen  Plafond
hinzubekommen.

Insofern war es gar nicht möglich, liebe Frau Dr.
Trüpel, mit dem Kulturplanungsinstrumentarium frü-
her zu beginnen, denn Sie brauchen erst einmal die
Rahmenbedingungen.

(Abg.  Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis  90/
Die Grünen]: Das hat doch der Senat be-

schlossen!)

Der Senat hat beschlossen, bis Ende des Jahres 2000
die  Daten  vorzulegen.  Ich  komme  gleich  darauf.

Aber Sie können doch Kulturentwicklung nur ma-
chen,  wenn  Sie  eine  Rahmenstruktur  haben!  Sie
müssen wissen, habe ich nun eine Rahmenstruktur
von 50 Millionen DM mehr oder von 20 Millionen
DM minus.

(Abg. Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Das entscheiden Sie doch!)

Das entscheide ich nicht, das entscheidet die Bür-
gerschaft  mit  ihrer  Beschlussfassung  für  das  Jahr
2000/2001, ich darf daran erinnern! Nachdem diese
Beschlussfassung da war, haben wir uns seit einem
halben Jahr ganz engagiert an die Arbeit gemacht.
Das will ich jetzt einmal deutlich machen. Wir ha-
ben in diesem letzten halben Jahr, ausgehend von
dem Sockelrahmen der zur Verfügung stehenden
Gelder, nun in rund zehn Spartengesprächen, zu ei-
nigen waren auch die Deputierten eingeladen, ein
Rohkonzept über das Ziel, wie es weitergeht mit der
Kulturplanung bis zum Jahr 2005 und darüber hin-
aus, intern vorgelegt. Daran sitzen wir jetzt.

Frau Dr. Trüpel, die Zahl 2000 ist doch keine Zahl,
die ein Fixstern ist, sondern wir als Senat haben doch
deshalb diesen Zeitpunkt so benannt, weil wir ge-
sagt haben, wir brauchen eine klare Vorgabe für den
jetzt anstehenden Haushaltsrahmen 2002/2003, und
wir brauchen einen ganz klaren Vorgabenrahmen
für die Finanzplanung bis zum Jahr 2005. Am 6. März
2001 wird der Senat über den Finanzplan als Vorla-
ge für die Bürgerschaft entscheiden. Wir müssen jetzt
mit den Ressorts unsere inhaltlichen und finanziel-
len Rahmen rechtzeitig sortieren, damit wir dies bis
zum 6. März hinbekommen. Ob ich das nun am 15.
Dezember 2000 oder am 15. Januar 2001 in der De-
putation vorlege, ist doch wirklich nebensächlich!

Natürlich ist es auch das gute Recht der Regie-
rungsfraktionen, dass sie sagen, ich setze einmal das
Thema aus für eine Deputationssitzung im Dezem-
ber und mache es dann im Januar. Entscheidend und
wichtig ist, dass wir mit unseren Zielen, mit unse-
rem finanziellen Rahmen die Beratung des Senats
für den 6. März 2001 erreichen, weil wir dort den Fi-
nanzplan bis 2005 festlegen müssen.

Nun lassen wir wieder die Förmlichkeit zurück.
Wir haben eine Vielzahl von vorbereitenden Maß-
nahmen  eingeleitet  inklusive  der  Beratung  der
Staatsrätesteuerungsgruppe und zusammen mit an-
deren Ressorts, um dann der Deputation eben auch
einen Vorschlag auf den Tisch zu legen, der abgesi-
chert ist. Sie wissen doch selbst, dass man als zu-
ständiger Senator nicht einfach einen Plan auf den
Tisch legen kann, der nicht mit den anderen Res-
sorts, mit dem Finanzressort und den Staatsräterun-
den abgestimmt ist. Darum ist es mir viel wichtiger,
dass wir solide die Zeit haben, dies jetzt einen Mo-
nat länger zu Ende zu führen.

Die inhaltlichen Planungen liegen alle fest, wir
sind jetzt dabei, sie in Ruhe mit den anderen Staats-
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räten und den zuständigen Gremien abzustimmen.
Sie können sicher sein, dass wir dann rechtzeitig Mit-
te Januar 2001 auch die Deputation begrüßen wer-
den. Insofern ist das alles überhaupt kein Problem!

(Abg. Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Alles wunderbar!)

Wenn Sie, liebe Frau Dr. Trüpel, jetzt aus einzel-
nen Sparten diskutieren, natürlich ist es so, dass wir
in einem Eventualfall, wenn wir 30 Prozent weniger
Ausgaben für die Kultur haben, den Riemen noch
enger schnallen müssen, als wenn wir den jetzigen
Sockeletat plafondieren können. Unser gemeinsa-
mes Ziel ist es, die jetzige Landschaft der Kultur in
Bremen zu stabilisieren, und nach den Planungen,
die wir jetzt haben, wird das auch gelingen. Des-
halb sollten Sie nicht so aufgeregt sein,

(Abg. Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Doch!)

wenn wir diese Diskussion um einen Monat verschie-
ben. Ich finde es wichtiger, dass es gelingt, ein soli-
des, auch mit den beiden Regierungsfraktionen und
dem Finanzsenator abgestimmtes Konzept auf den
Tisch zu legen als nun in Hektik vor Weihnachten.
Deshalb, ganz gelassen, bin ich ganz sicher, dass wir
ein gutes Ergebnis erreichen! – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Dr. Trüpel.

Abg. Frau Dr. Trüpel (Bündnis 90/Die Grünen) *):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Se-
nator Dr. Schulte, diesen Vorwurf der Unverfroren-
heit gebe ich postwendend an Sie zurück! Sich hier
hinzustellen und zu sagen, Sie hätten ein Ressort mit
nur unmotivierten Mitarbeitern übernommen, wie
kann man hier eigentlich solche Pauschalverurtei-
lungen aussprechen?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Das weise ich mit Entschiedenheit zurück! Ich
glaube, jeder, der einmal ein Ressort geleitet hat,
weiß, dass es sehr leistungsfähige Mitarbeiter gibt,
die gibt es und gab es auch im Kulturressort, und es
gibt andere, die Probleme haben. Dafür muss man
eine Lösung finden. Aber wenn Sie die bis jetzt noch
nicht gefunden haben, die große Koalition regiert
seit fünf Jahren, fällt das Ihnen auf die Füße und
niemand anderem!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Eine zweite Bemerkung: Sie hätten ein unsortier-
tes Ressort übernommen! Wer hat denn regiert? Sie
waren das! Es war die große Koalition, Frau Kahrs
war die zuständige Senatorin, Herr Köttgen hat die-
sen ganzen Prozess gemanagt, und Ihr Ergebnis ist
das einer Waterloo-Erklärung, es sei ein unsortier-
tes Ressort! Wer hat das denn zu verantworten? Doch
nicht wir, sondern die große Koalition!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich habe Ihnen eben schon gesagt, wenn man sol-
che  falschen  und  dummen  Entscheidungen  trifft,
zwei Männer, den einen als Geschäftsführer, den an-
deren als Abteilungsleiter, installiert und die Struk-
turen nicht klar sind, was soll denn um Gottes wil-
len passieren? Wer hat das zu verantworten? Sie und
niemand anders!

Ich erwarte von Ihnen, dass Sie dieses Problem
lösen. Wir haben einen Lösungsvorschlag gemacht.
Wir haben gesagt, hören Sie auf mit dem Unsinn
dieser Beleihung, fangen Sie endlich an, das Res-
sort zu modernisieren, und dann kann man auch im
öffentlichen Dienst Führungsleute auf Zeit einstel-
len! Das muss doch nicht nur in staatseigenen pri-
vaten Gesellschaften so sein, das kann man auch im
öffentlichen Dienst machen. Wir wollen diese Art der
Modernisierung des öffentlichen Dienstes. Mit uns
geht das, aber Sie kommen doch an dem Punkt nicht
in die Puschen!

Seit anderthalb Jahren haben wir diese Struktur,
bei der Sie sich gegenseitig blockieren. Welche Ener-
gie frisst das denn! Dann stellen Sie sich hier hin
und distanzieren sich davon! Sie sind der zuständi-
ge Senator, Sie haben diese Politik mit diesem Er-
gebnis gemacht! Ich bin damit auch nicht glücklich,
das habe ich ja eben deutlich gemacht. Im Gegen-
teil, ich halte das für einen großen Fehler, was hier
in den letzten Jahren kulturpolitisch passiert ist. Aber
das ist nicht unsere Schuld!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Jetzt zu der wunderbaren Aussage von Frau Koes-
termann: Politik kann man nur machen, wenn man
Geld hat. Jetzt wissen wir aber – und Sie doch auch,
Sie nennen sich Sanierungskoalition –, dass das mit
den  Staatsfinanzen  in  Bremen  schwierig  ist.  Die
Kunst des Regierens und der Politik besteht darin,
das Beste mit knappen Mitteln zu machen. Aber ehr-
lich gesagt, es sind doch immer noch, Frau Koester-
mann, politische Entscheidungen! Wenn das Musi-
cal  12,84  Millionen  DM  Liquiditätshilfe  bekommt,
was in zwei Monaten entschieden wurde, man für
den Kulturetat zehn Monate streiten muss, damit Ihr
Fehler korrigiert wird und Sie 9,5 Millionen DM hin-
terher bekommen, dann sind das politische Entschei-
dungen, nichts anderes! Das sind Ihre Schwerpunkt-
setzungen, da kann man sich hier nicht herausre-
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den und sagen, wir haben kein Geld, wir können
nichts machen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das ist Ihre Politik, die hier exekutiert wird! Es ist
eine Prioritätenentscheidung, wenn man den Über-
seehafen verfüllt und den Großmarkt verlagert. Die-
ses Geld kann man theoretisch auch für etwas an-
deres ausgeben. Aber nein! Sie haben sich gemein-
sam entschieden, es so auszugeben.

Dann, ehrlich gesagt, dieser Gestus! Frau Emig-
holz und Herr Dr. Schulte reden hier fast so, als sei-
en sie Oppositionsredner. Ich meine, Frau Emigholz,
Sie sitzen immer noch in einer der Regierungsfrak-
tionen und tragen doch die politischen Entscheidun-
gen dieser Regierung mit. Was blättern Sie uns hier
auf? Die Existenzkrise und Bedrohung der Kultur-
einrichtungen! Ehrlich gesagt erwarte ich von Ih-
nen ein bisschen mehr. Sie haben ja Recht mit die-
sem Horrorszenario, das Sie hier an die Wand ma-
len. Aber das sind doch Ihre Entscheidungen mit dem
Sanierungssicherstellungsgesetz. Wir haben dage-
gen opponiert, wir wollen das nicht so.

Ich erwarte, dass hier einmal ein bisschen Butter
bei die Fische kommt. Ich würde jetzt Herrn Eck-
hoff verhaften und sagen: Wunderbar, lieber Jens
Eckhoff! Sie haben gesagt, der Kulturetat soll auf
dem Status quo gehalten werden. Da würde ich doch
an Senator Dr. Schultes Stelle gleich hingehen und
einen Kulturentwicklungsplan auf dieser Grundla-
ge vorlegen. Ich würde mich mit den 30 Prozent kon-
sumtiver Einsparungen doch gar nicht mehr abge-
ben, wenn mein Fraktionsvorsitzender so etwas öf-
fentlich sagt. Ich würde sagen, wunderbar, das ist
immer schon die Hälfte der Miete. Da schreibe ich
einen  Kulturentwicklungsplan,  der  genau  dazu
passt, alles andere würde ich doch gleich hinaus-
werfen. Ich mache mich doch nicht kleiner, als ich
sein muss, Herr Senator!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das verstehe ich ehrlich gesagt nicht!

Noch einmal zu einer anderen Prioritätensetzung,
dem Musical, das Sie ja immer so hoch loben! Stand-
ortfaktor Bremen! Das Musical „Ein Käfig voller Nar-
ren“ hat eine Auslastung von 98 Prozent im Goe-
the-Theater, „Jekyll and Hyde“ hatte in den letzten
drei Monaten 30 und 31 Prozent. Das noch einmal
zu der Frage, wie man Musicals macht, was sich hier
lohnt und was dann von Ihnen finanziert wird! Was
ist das für ein ewiger Kampf um die Kulturpolitik
und einen angemessenen Etat! Für vieles andere
haben Sie Geld, warum eigentlich für Kultur so we-
nig?

Jetzt bin ich ja ganz unverdächtig, eine politische
Freundin von Herrn Stoiber zu sein. Wissen Sie, was

der in den letzten Jahren gemacht hat? Die haben
auch Staatseigentum verkauft, um in Hightech und
Kultur zu investieren. Ich behaupte einmal mit Herrn
Stoiber, dass das eine sehr kluge, zukunftsgerichte-
te strukturpolitische Entscheidung ist, neue Techno-
logien und Kultur zu fördern.

(Zuruf des Abg. B o r t t s c h e l l e r  [CDU])

Ganz ruhig, Herr Borttscheller!

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Aber diese Kul-
turentscheidung macht ihm auch nicht viel

Spaß! Das wissen Sie doch genau!)

Aber anders als bei der großen Koalition in Bremen
ist das eine Politik, die wirklich auf die nächsten Jahr-
zehnte schaut, die nicht Kultur platt macht und ab-
wickelt und sich dann als Regierungsfraktion hin-
stellt und sagt, es ist alles ganz furchtbar, aber wir
müssen  die  Existenzkrise  diskutieren.  Nein,  man
muss sie nicht diskutieren, man muss sie abwenden!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Emigholz.

Abg. Frau Emigholz  (SPD) *): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Wir reden ja hier angeblich
alle der Sache verpflichtet, das Beste im Sinne der
Betroffenen herauszuholen und eine vielfältige kul-
turelle Landschaft möglich zu machen. Einmal ein
paar Bemerkungen zu dem, was hier eigentlich ab-
geht! Wenn wir es noch vor Weihnachten schaffen
wollen, eine große Verunsicherung in die Kultursze-
ne zu tragen und die Sache eskalieren zu lassen,

(Widerspruch beim Bündnis 90/Die Grünen)

sind auch solche Taten nicht unbedingt dazu geeig-
net. Sie können jetzt auch weiter brüllen! Wir kön-
nen auch zusammen singen, das interessiert mich
an dieser Stelle nur peripher, denn zwei Dinge möch-
te ich an dieser Stelle gern anmerken: Erstens, ich
bin ja ganz begeistert über den Bedeutungszuwachs,
den ich innerhalb einer Sitzung erfahre, dass ich al-
lein die Finanzrahmenplanung des Senats ändern
kann. Liebe Kolleginnen und Kollegen, kommen Sie
alle zu mir, ich entscheide das allein! Das habe ich
gerade über den Beitrag von Frau Dr. Trüpel gelernt.
Herr  Schrörs,  malen  Sie  keine  Szenarien,  das  ist
falsch! Kommen Sie zu mir, ich entscheide! Sie brau-
chen auch unseren Fraktionsvorsitzenden in Ihren
Augen nicht mehr, wir entscheiden als Fachpoliti-
ker allein.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Frau Dr. Trüpel, das ist nicht ehrlich! Das ist in
keiner Weise ehrlich, und zwar deswegen nicht, weil
wir alle als Fachpolitiker um Rahmenbedingungen
für die Bereiche kämpfen, die wir zu vertreten ha-
ben, und das nach bestem Wissen und Gewissen und
auch nach bestem Fachwissen, was Sie ja auch in-
haltlich diesen Szenarien attestiert haben. Dies dazu!

Ich erinnere nur ungern daran, aber wir haben
auch Veranstaltungen mit den Grünen gehabt, wo
Frau Linnert gefragt hat: Was hat eine Kassiererin
von Aldi eigentlich davon, wenn das Theater sub-
ventioniert wird? Nun wollen wir doch hier einmal
nicht so tun, als wenn all diese Fragestellungen in
jeder Partei gleichermaßen Konsens wären und die
Grünen allein das Bataillon der Armen und Entrech-
teten wären, was diesen Bereich angeht.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Mir wird gleich schlecht! So viel Verlogenheit halte
ich einfach nicht aus! Wir wissen alle, wenn wir uns
untereinander unterhalten, dass Kulturpolitiker je-
der Fraktion es schwer haben, Sozialpolitiker und
Bildungspolitiker haben es schwer,

(Unruhe)

und zwar schlichtweg aus dem Grund, weil wir un-
ter Sanierungsbedingungen arbeiten. Diese Arbei-
ten fordern leider den Menschen, die konsumtive
Bereiche vertreten, enorme Anstrengungen ab.

Nun zu Ihnen, Herr Schulte!

(Unruhe – Glocke)

Um da noch einmal eine andere Sache zu sagen!
Sie haben gerade beschrieben, welche desolaten
Umstände Ihnen auf die Füße gefallen sind und wie
sehr  Sie  insbesondere  unter  mangelnder  Motiva-
tion in der Verwaltung und ähnlichen Dingen gelit-
ten haben. Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen, ich
habe mich konstruktiv und ruhig im Sinne der Sa-
che um eine Zusammenarbeit bemüht. Solche Ton-
arten und Schuldzuweisungen werden Sie von mir
nicht erleben! Ich werde es auch deswegen nicht
tun, weil Sie diese Schuldzuweisungen und Tonar-
ten auf dem Rücken derer austragen, die versuchen,
aus dieser Misere noch das Beste zu machen, näm-
lich denen der Mitarbeiter der Fachverwaltung.

(Beifall bei der SPD)

Das lasse ich nicht zu! Das ist ein Stil, den wir hier
nicht respektieren können! Ich verwahre mich auch
dagegen, dass wir nach anderthalb Jahren Dienst-
fähigkeit eine Delegation in andere Legislaturperi-
oden haben. Wenn ich mir allein überlege, unter wel-
chen Rahmenbedingungen die Politik arbeiten muss-

te, nur weil wir so viele Jahre den Kohl aushalten
mussten, das fand ich auch nicht so erträglich,

(Heiterkeit)

oder was wir von einer Debatte halten sollen, die
sich in Zeiten, in der wir höchste Sensibilität anzu-
wenden haben, mit deutscher Leitkultur beschäftigt,
wird mir auch ganz übel! Ich muss Ihnen ganz ehr-
lich sagen, dass ich für diese Art von Kooperation
kein Verständnis habe, weil Sie sich zumindest, was
die fachliche Arbeit angeht, immer auf meine Un-
terstützung und nicht auf Diskreditierungen verlas-
sen konnten. – Danke schön!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort der Abgeordnete Eckhoff.

Abg. Eckhoff (CDU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten  Damen  und  Herren!  Zu  dem  Rundum-
schlag von Frau Emigholz möchte ich nichts sagen.
Ich habe nur Angst um Ihren Gesundheitszustand,
so häufig, wie Ihnen übel geworden ist, Frau Emig-
holz!

(Beifall bei der CDU)

Ich möchte einige Bemerkungen zu der Kollegin
Dr. Trüpel machen! Erstens, Frau Dr. Trüpel, Oppo-
sitionspolitik ist ja sehr einfach, wir haben da über
viele Jahre genug Erfahrungen gesammelt. Sie als
Grüne wollen mehr Geld in der Kulturpolitik ausge-
ben, Sie als Grüne wollen mehr Geld in der Bildungs-
politik ausgeben, Sie als Grüne wollen mehr Geld
in der Sozialpolitik ausgeben, im Bereich der Wis-
senschaftspolitik und für die Umweltpolitik, und
gleichzeitig wollen Sie das Land Bremen sanieren.
Merken Sie nicht, wie unglaubwürdig Sie sich ma-
chen?

(Beifall bei der CDU – Zuruf der Abg. Frau
D r .  T r ü p e l  [Bündnis  90/Die  Grünen])

In der letzten Debatte habe ich die Zahlen ge-
nannt, wie es zu Ihren Regierungszeiten aussah. Ins-
gesamt, Frau Dr. Trüpel, haben Sie im Schnitt Ihrer
vier Jahre 115 Millionen DM pro Jahr für die Kultur
ausgegeben,  wir  geben  knapp  135  Millionen  DM
aus. Von Ihnen brauchen wir keine Nachhilfestun-
den, wie es mit dem Kulturetat aussieht!

(Beifall bei der CDU)

Zusätzlich geben wir aus dem Bereich der Wirt-
schaft zu den Millionen noch einmal zehn Millionen
DM dazu, weil wir gerade die Kultur als Standort-
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faktor erkannt haben. Auch das ist ein wichtiger Bei-
trag für die Kulturpolitik in diesem Land gewesen.

(Beifall bei der CDU)

Frau Dr. Trüpel, das Schöne ist – weil Sie immer mit
„Jekyll and Hyde“ argumentieren –, erst einmal bitte
ich Sie, auch hier die richtigen Zahlen zu nennen,
aus diesem Sanierungsfonds kommen acht Millio-
nen und nicht zwölf Millionen DM. Hören Sie also
mit diesen Fehlinformationen auf! Wenn ich diese
acht Millionen DM auf die Gesamtzahl der Besu-
cher rechne, so haben wir dort einen Rettungsbei-
trag von acht DM pro Besucher, und das setzen Sie
einmal ins Verhältnis zum Beispiel zum Goethe-
Theater – auch das muss an dieser Stelle einmal ge-
sagt werden –, wo jede Karte mit 180 DM bezu-
schusst wird, liebe Frau Dr. Trüpel!

(Beifall bei der CDU – Zuruf der Abg. Frau
D r .  T r ü p e l  [Bündnis  90/Die  Grünen])

Eine letzte Bemerkung noch! Sie haben auch ei-
nen Kulturentwicklungsplan vorgelegt, Sie haben
dafür zwei Jahre gebraucht. Diese Zeit werden wir
locker einhalten, wir werden schneller sein. – Vie-
len Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das
Wort Senator Dr. Schulte.

Senator Dr. Schulte: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich möchte noch einmal etwas zu
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sagen, Frau
Dr. Trüpel und Frau Emigholz, weil das vielleicht
auch falsch angekommen ist. Ich habe den Zustand
zu dem Zeitpunkt beschrieben, als ich das Ressort
übernommen habe, und es ist wahr, und ich wieder-
hole das, ich hatte Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter der Kulturverwaltung vorgefunden, die wirklich
demotiviert waren.

(Abg.  Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Dann machen Sie es jetzt nicht noch schlim-

mer!)

Es ist uns gelungen, insbesondere Frau Motsch-
mann ist es gelungen, durch eine Vielzahl von Ein-
zelgesprächen mit jedem einzelnen Mitarbeiter sie
wieder zu motivieren. Meine Damen und Herren,
es muss erlaubt sein, auch das einmal in einer sol-
chen Debatte zu sagen.

(Abg.  Frau L e m k e - S c h u l t e  [SPD]:
Aber wir wissen es besser!)

Ich möchte mich deshalb über das Engagement und
die Loyalität auch nicht beklagen, aber der Zustand,

als wir das Ressort übernommen haben, war so, dass
die Mitarbeiter demotiviert waren, weil ihnen nicht
klar war, in welche Richtung eigentlich die Kultur-
abteilung arbeiten sollte.

(Abg.  Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis  90/
Die Grünen]: Aber jetzt ist es ihnen klar, ja?)

Es gab unklare Inhalte, die vorgeschrieben waren.
Ja, liebe Frau Trüpel, so war es!

(Abg. Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Ja, aber jetzt ist es doch nicht

besser!)

Darum muss ich einfach die Ausgangslage hier dar-
stellen können.

Ich darf sagen, wenn ich diese heutigen Mitarbei-
ter nicht hätte, hätte ich nicht bis Ende des Jahres
jetzt auch einen Entwurf eines Kulturentwicklungs-
plans. Insofern ist es gelungen, und mit einem gro-
ßen Dankeschön an Frau Motschmann, diese Leute
jetzt auch wirklich einzufangen.

(Zuruf von der SPD: Das glaubt doch kei-
ner! – Abg. K l e e n  [SPD]: Motschmann
fängt die Leute ein! – Abg. Frau H ö v e l -

m a n n  [SPD]: Lasso-Liesel!)

Aber es muss doch einmal erlaubt sein, das in ei-
nem solchen Bereich zu sagen, wenn Sie hier nur
ein Szenario aufstellen, es wäre überhaupt nichts er-
reicht worden!

Meine Damen und Herren, der zweite Punkt! Na-
türlich bin ich froh, wenn hier die Fraktionen – und
ich weiß, dass Frau Emigholz und Herr Eckhoff das
sehr engagiert sagen – der Meinung sind, dass wir
den jetzigen Kulturetat deckeln, weiterfahren kön-
nen. Trotzdem muss ich mich an die Senatsvorlage
halten, dass wir alle Finanzszenarien darstellen müs-
sen, das ist notwendig. Deswegen, liebe Frau Dr. Trü-
pel, kann ich nicht einfach nur abschreiben, was Herr
Eckhoff an Zusagen gibt – ich bin da sehr dankbar –,
sondern  ich  muss  es  in  einem  Gesamtzusammen-
hang sehen.

(Zuruf der Abg. Frau D r .  T r ü p e l
[Bündnis 90/Die Grünen])

Liebe Frau Dr. Trüpel, so ist es einfach! Sie haben
ja so tolle Erfahrungen, wie das so läuft. Wenn man
alles allein entscheiden könnte, wäre es ja wunder-
bar auf unserer Welt. Leider gibt es dazu andere Res-
sorts und auch noch die Bürgerschaft, die beschlie-
ßen wollen, und mein Interesse ist es, dass wir ei-
nen inhaltlich und finanziell abgestimmten Entwurf
auf den Tisch legen, und ich bin sicher, dass wir das
schaffen werden.

(Glocke)
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Präsident Weber: Herr Senator, gestatten Sie eine
Zwischenfrage der Abgeordneten Frau Emigholz?

Senator Dr. Schulte: Ja, bitte!

Präsident Weber: Bitte, Frau Abgeordnete!

Abg. Frau Emigholz (SPD): Sind Sie bereit, zur
Kenntnis zu nehmen, Herr Senator, dass die positi-
ve Botschaft, wie sie die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Verwaltung wertschätzen, dort nicht ori-
ginär angekommen ist nach der Art, wie die Frage
der Beleihung der KMB kommuniziert wurde?

Senator Dr. Schulte:  Ich glaube doch, dass ein gro-
ßes Verständnis der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter insofern da ist, weil es gelungen ist – oder hof-
fentlich gelungen ist –, ihnen deutlich zu machen,
welchen positiven Effekt die KMB-Beleihung hat,
nämlich endlich einmal eine klare Sortierung der
Aufgaben vorzunehmen und nicht eine Überschnei-
dung von Aufgaben, die auch zu einer Doppelauf-
gabenerfüllung führen würde. Ich habe das jeden-
falls mit vielen Mitarbeitern besprochen, und nach-
dem es denen so klar ist, dass eine solche Beleihung
auch zu einer Klarstellung führen kann, ist es auch
akzeptiert worden. Ich kann das nur so sagen.

(Abg.  Frau E m i g h o l z  [SPD]:  Dann
würde ich Sie bitten, auch für die Deputa-
tion, sich über diesen Sachverhalt im Hau-

se noch einmal kundig zu machen!)

Gern!

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aktuelle Stunde ist geschlossen.

Novellierung des Bremischen Poizeigesetzes
(BremPolG)

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 10. Juli 2000

(Drucksache 15/404)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 5. Dezember 2000

(Drucksache 15/551)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Dr. Schulte,
ihm beigeordnet Staatsrat Dr. Böse.

Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die
Große Anfrage in der Bürgerschaft mündlich zu wie-
derholen.

Ich frage Sie, Herr Senator Dr. Schulte: Möchten
Sie die Antwort auf die Große Anfrage der Fraktion
der CDU mündlich vortragen?

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Vorlesen!)

Das ist nicht der Fall.

Auf die Antwort des Senats auf Große Anfragen
folgt eine Aussprache, wenn dies Mitglieder der Bür-
gerschaft in Fraktionsstärke verlangen.

Ich frage, ob in eine Aussprache eingetreten wer-
den soll. – Das ist der Fall.

Die Aussprache ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Herderhorst.

Abg. Herderhorst (CDU) *): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Bevor ich zum eigentlichen
Thema komme, möchte ich Herrn Dr. Güldner da-
rauf hinweisen, dass er offenbar seine Wette verlo-
ren hat, was mir sehr Leid tut, und ich hoffe nur,
dass sein Wettpartner uns beim Trinken des Weines
beteiligt!

(Abg. K l e e n  [SPD]: Alle innenpoliti-
schen Sprecher bitte, aller Fraktionen!)

Meine Damen und Herren, der Senator ist eben
aufgefordert worden, die Antwort des Senats hier
noch einmal vorzutragen. Er hat darauf verzichtet,
und dies wurde zumindest mit einem leichten Lä-
cheln begleitet.

(Abg.  Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis  90/
Die Grünen]: Das wäre ein Quickie gewe-

sen!)

Ich denke, das war auch verständlich, weil diese
Antwort in der Tat, jedenfalls in meiner Zeit hier in
der Bürgerschaft, ein Novum darstellt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Gleichwohl will ich nicht verhehlen, dass diese
Antwort auch Hintergründe hat, die insbesondere
sicherlich darin liegen, dass es noch in einigen Punk-
ten einer Feinabstimmung innerhalb des Senats be-
darf, die möglicherweise dazu führt, wenn wir hier
den Gesetzentwurf dann endgültig beraten – und
ich gehe davon aus, dass das Anfang nächsten Jah-
res sein wird –, dass wir dann möglicherweise in ei-
nigen zurzeit noch strittigen Punkten möglicherweise
in Form eines Kompromisses noch ein, zwei Punkte
mehr haben, als im Augenblick in der Debatte ste-
hen.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Dennoch, meine Damen und Herren, erachte ich
die Antwort des Senats als selbst eingeräumte Frist-
verlängerung, um, wie ich es gesagt habe, zu die-
sen Kompromissen zu kommen. Ich möchte hier nicht
verhehlen, dass es sich dabei um Forderungen mei-
ner Fraktion handelt, die vom Innensenator voll über-
nommen worden sind und in den Entwurf zur No-
vellierung des Bremischen Polizeigesetzes, so wie
er mir vorliegt, eingearbeitet wurden. Dennoch, so
glaube ich, wird es bis zur endgültigen Beschlussfas-
sung über ein neues Polizeigesetz die Möglichkeit
geben, den einen oder anderen Gedanken in Rich-
tung Kompromiss zwischen den Koalitionären aus-
zutauschen.

Meine Damen und Herren, alle hier im Hause wis-
sen, dass Koalitionen häufig eben über Kompromis-
se weiterleben können, und deshalb bin ich auch in
Sachen Polizeigesetz überzeugt, dass es bis zur end-
gültigen Beratung in diesem Haus noch Kompromis-
se geben wird, die einerseits die rechtlichen Rah-
menbedingungen für die Befugnisse der Polizei op-
timieren und andererseits unter Umständen noch
Lücken oder Dissense offen lassen, die dann aller-
dings für die Zukunft in die Diskussion geführt wer-
den müssen.

Meine Fraktion war und ist jedenfalls der Auffas-
sung, dass die Novellierung des Bremischen Poli-
zeigesetzes eines der brennendsten innenpolitischen
Themen in Bremen darstellt und dass zweieinhalb
Jahre Beratung darüber genug sind, selbst wenn wir
Verständnis für einige Feinabstimmungen innerhalb
des Senats haben. Aber die Diskussion über dieses
Thema war überfällig. Ich glaube, wir setzen damit
auch öffentlich das Signal, dass diese Koalition sich
auch bei diesem zweifelsohne wichtigen Thema fort-
bewegt und grundlegende Änderungen des Polizei-
gesetzes, wie ich schon sagte, Anfang 2001 verab-
schieden wird.

Deshalb, meine Damen und Herren, haben wir die
Große Anfrage der CDU-Fraktion vom 10. Juli 2000
heute aufrufen lassen und einer Fristverlängerung
nicht mehr zugestimmt. Dass die Antwort des Se-
nats so ist, wie sie ist, liegt sicherlich auch am Zeit-
punkt  der  Fristverlängerungsverweigerung  durch
uns, doch das Rathaus kommt dann unter Umstän-
den  auch  etwas  schneller  zu  Ergebnissen  seiner
Überlegungen und damit zu weiterer Kompromiss-
bereitschaft. Wenn der Senat sich letztlich auf einen
Entwurf einigt, dann werden wir an dieser Stelle un-
ter Umständen feststellen können, nicht alles ist auf
einen Nenner zu bringen, aber das Ergebnis ist weit
überwiegend tragbar, damit Polizeirecht optimiert
wird  und  Polizeibeamtinnen  und  -beamte  klare
Handlungsanweisungen und Befugnisse in den po-
lizeigesetzlichen Normen wiederfinden. Lieber wäre
mir natürlich, wir würden uns jetzt schon auf alle
Punkte einigen.

Meine Damen und Herren, die Große Anfrage der
CDU-Fraktion war ein Zwischenschritt auf dem Weg,

ein neues, novelliertes Poizeigesetz zu erreichen, das
den Anforderungen moderner Prävention, Gefahren-
abwehr auf allen Deliktsfeldern und klaren Befug-
nisbeschreibungen für die Polizeibeamtinnen und
Polizeibeamten entspricht. Dabei enthalten die Fra-
gen, die heute noch durch den Senat unbeantwortet
geblieben sind, auch die Grundforderungen meiner
Fraktion zu neuen, den Anforderungen im heutigen
Polizeialltag gerecht werdenden Regelungen und
der Befriedigung der Sicherheitsbedürfnisse der Be-
völkerung.

Wir haben bereits vor zweieinhalb Jahren einen
Antrag vorgelegt, der bis auf Videoüberwachung,
Wegweisungsrecht und die Frage der Ingewahrsam-
nahme nach Platzverweis alle Punkte enthielt, die
auch heute und in unseren Grundpositionen ihren
Niederschlag finden. Damals sah sich die SPD au-
ßerstande, den Antrag mit zu unterschreiben. Da-
raus entstand die lange Laufzeit der Beratungen in-
nerhalb der Koalition über die unverzichtbaren Eck-
punkte in einem neuen Polizeigesetz, eine lange Zeit,
wie ich meine, die dringend zu Ende gehen muss,
denn  das  Bremische  Polizeigesetz  muss  geändert
werden. Darüber besteht wohl auch in diesem Haus
ein fraktionsübergreifender Konsens.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, zweieinhalb Jahre sind
eine lange Zeit. In dieser Zeit hat es ja mindestens
zweimal Gelegenheit gegeben, sich in diesem Haus
über Novellierungsnotwendigkeiten zum Polizeige-
setz einzulassen. Im Mai 1998 hat die AFB-Fraktion
einen Antrag zu diesem Thema eingereicht, und im
November 1998 gab es die Mitteilung des Senats
zur Änderung des Polizeigesetzes an dieses Haus.
Der AFB-Antrag wurde damals von der Koalition mit
der Begründung abgelehnt, die beteiligten Senats-
ressorts seien in Abstimmungsverfahren. Wer das
Protokoll von damals nachliest, kann unschwer er-
kennen, dass wir von damaligen Gegensätzen zu
heutigen,  zumindest  in  der  Koalition  geeinigten
Punkten große Fortschritte erzielt haben. Dabei kon-
zediere ich: Es dauert viel zu lange!

Die damaligen Redner, der heutige SPD-Frakti-
onsvorsitzende Böhrnsen, der AFB-Sprecher Mar-
ken, der Kollege der Grünen, Martin Thomas, und
ich haben damals in vielen Grundsätzen kontrovers
diskutiert, doch Änderungsnotwendigkeiten insbe-
sondere in Datenerhebung, -verarbeitung und -wei-
tergabe wurden von allen deutlich gemacht.

Meine Damen und Herren, ich will heute auch
nicht verhehlen, dass die damalige Änderung des
Polizeigesetzes mit dem Ziel, eine Landespolizei zu
normieren, in mir die Erwartungshaltung aufkom-
men ließ, dem auf dem Fuße noch andere Änderun-
gen des Polizeigesetzes folgen zu lassen. Leider
wurde diese Erwartung bis heute nicht erfüllt, gleich-
wohl sind wir nahe daran.
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Meine Damen und Herren, gerade auch die Re-
form der Polizei, die unbestreitbar gute Fortschritte
gemacht hat, verlangt nach aktuellen Rechtsgrund-
lagen für das Einschreiten von Polizeibeamtinnen
und -beamten. Dazu gehört als Kernstück das Bre-
mische Polizeigesetz. Auf der strafprozessualen Seite
hat sich in den letzten zehn Jahren schon viel ver-
ändert, deshalb verlangt auch das Bremer Polizei-
gesetz nach Anpassung auf das Niveau.

Meine Damen und Herren, eigentlich ist es mü-
ßig, darüber zu streiten, wer als Erster initiativ ge-
worden ist, wer aus welchen Gründen auch immer
die Neuregelungen zum Bremischen Polizeigesetz
verzögert hat.

(Vizepräsident R a v e n s  übernimmt
den Vorsitz.)

Doch aufgrund vielfältiger öffentlicher Äußerun-
gen über die Medien, die zu verschiedenen Zeit-
punkten insbesondere unser Koalitionspartner ver-
breitet hat, stelle ich hier gern noch einmal fest, er-
stens: Anfang 1998 hat die CDU-Fraktion einen An-
tragsentwurf zur Änderung des Bremischen Polizei-
gesetzes vorgelegt, der von der SPD kommentarlos
unerwidert blieb. Zweitens: Es hat dann Abstim-
mungsgespräche insbesondere zwischen Innen- und
Justizsenator gegeben, die bis heute angedauert ha-
ben. Drittens: Es gab, wie zum Beispiel im Juli 2000,
immer wieder Einsprüche gegen eine Beratung ei-
ner Polizeigesetznovelle in der Innendeputation sei-
tens der SPD-Innenpolitiker. Viertens: Insbesonde-
re das SPD-Justizressort erhob immer wieder Ein-
wände gegen den Entwurf des CDU-Innensenators,
wobei erfreulicherweise im Laufe der Zeit weitere
Annäherung erzielt werden konnte. Fünftens: Auch
die ständige Wiederholung, die CDU gefährde mit
ihrer ideologischen Verweigerungshaltung die ge-
meinsame Umsetzung der vielen anderen Regelun-
gen, ist und bleibt falsch und versucht, die Tatsa-
chen zu verdrehen.

(Beifall bei der CDU)

Wer dringend notwendige, klare Normen im Poli-
zeigesetz als Handlungsmaxime für eingesetzte Be-
amtinnen und Beamten wie beim finalen Rettungs-
schuss ablehnt, gerade der ist ideologisch verbrämt
und hat nicht den realistischen Blick für das Not-
wendige.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, allein weil in wenigen
Punkten von der SPD immer wieder neue Diskussi-
onsfelder eröffnet wurden und die SPD offenbar un-
endlichen Beratungsbedarf hatte und noch hat, siehe
Beschluss des SPD-Landesvorstandes vom Juni 2000,

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Was
ist denn mit Ihrem Landesparteitag?)

hat sich der Gesetzgebungsgang bis heute und ins
Jahr 2001 hinausgezögert. Es ist schon dreist zu be-
haupten, der CDU-Koalitionspartner verweigere sich,
um dann selbst über die partei- und funktionsinter-
nen SPD-Probleme hinwegzutäuschen, die der ei-
gentliche Grund für die inzwischen immensen Ver-
zögerungen sind.

(Beifall bei der CDU)

Wenn man nur auf die kontroversen Positionen
zwischen  SPD-Landesvorstand,  SPD-Fraktion  und
SPD-Senatsressort blickt, kann man unschwer er-
kennen, welche tiefsitzenden ideologischen Brüche
in Sachen Polizeigesetz es innerhalb der SPD gibt.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Be-
nennen Sie sie doch einmal!)

Meine Damen und Herren, wenn mein Kollege
Kleen in den Printmedien erklärt, die CDU-Fraktion
verweigere sich, dann frage ich mich, ob er unsere
Initiativen in Sachen Polizeigesetz nicht zur Kennt-
nis genommen hat, ich erinnere, zuerst Anfang 1998!
Warum hat er am 13. Juli 2000 unter anderem dem
Senator für Inneres gegenüber erklärt, ich zitiere mit
Genehmigung des Präsidenten: „Er begrüße sehr“
– in Klammern steht da noch die erneute Initiative
des Senators für Inneres und ,ohne Ironie‘, das hat
der damalige Staatsrat Goehler geschrieben –, „lei-
der sehe er aber seinerseits keine Möglichkeit, die
vor einer Sitzung der Innendeputation erforderliche
Einigung innerhalb der SPD herzustellen.“

Wertung des damaligen Staatsrates:

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Aber
dadurch nicht richtig!)

 „Gemeinsames Verständnis war daraufhin, dass das
Vorhaben Sondersitzung Juli mit anschließendem
Senatsbeschluss nicht realisierbar sei. Herr Kleen
wies allerdings darauf hin, dass er die Chancen ei-
nes fairen Kompromisses kurz nach der Urlaubszeit
durchaus  sehe.“  Scheinbar  hat  der  Kollege  über-
gangslos vom Sommer bis Dezember Urlaub gehabt.

(Beifall bei der CDU)

Doch gefehlt: Am 24. November 2000 lässt Herr
Kleen dann erneut mitteilen, ich zitiere: „Sehr ge-
ehrter Herr Herderhorst, im Namen des innenpoliti-
schen  Sprechers  der  SPD-Bürgerschaftsfraktion,
Hermann Kleen, teile ich Ihnen mit, dass die SPD-
Fraktion den Senator für Inneres, Kultur und Sport,
Herrn Dr. Bernt Schulte, um Aussetzung des Tages-
ordnungspunktes Polizeigesetz für die Deputations-
sondersitzung am 5. Dezember gebeten hat.“ Wer
da noch die Verweigerung auf der CDU-Koalitions-
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partnerseite sucht, der weiß in der Tat nicht mehr,
wovon er redet.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, andererseits ist es im
Prinzip nicht verwunderlich, dass der innenpolitische
Sprecher der SPD-Fraktion die Orientierung verliert,

(Abg. K l e e n  [SPD]: Nein, ich habe die
Orientierung nicht verloren!)

denn es gibt ein Papier der GdP an die Untergliede-
rungen dieser Gewerkschaft, in der deren Vorstän-
de aufgefordert werden, zu den vorgesehenen Än-
derungen zum Polizeigesetz und den Positionen der
Parteien Stellung zu nehmen. Ich vernachlässige die
Kolleginnen und Kollegen vom Bündnis 90/Die Grü-
nen an dieser Stelle einmal, obwohl der Beschluss
der   Landesmitgliederversammlung   der   Grünen
schon interessant ist, um auf die Position der SPD
einzugehen.

Vorab, zum Glück haben sich bis heute schon an-
dere Sichtweisen in der SPD ergeben, gleichwohl,
was als Ergebnis von Beratungen innerhalb der SPD
an die GdP gegeben wurde, ist schon erschreckend!
Da findet man dann teilweise unsachgerechte Fest-
legungen. Da heißt es zum Beispiel zum Paragra-
phen 64: Straftaten zu bekämpfen anstatt Straftaten
vorbeugend zu bekämpfen. Insgesamt gibt es fast
nur Ablehnung bis auf das Wegweisungsrecht bei
häuslicher Gewalt. Ich kann gern zitieren, ich glau-
be aber, wir ersparen es uns.

Ich muss allerdings einen Punkt herausgreifen, das
ist der Punkt vier, darüber steht „SPD lehnt Todes-
schuss ab“.

(Beifall bei der SPD)

„Der Landesvorstand lehnt jede Diskussion über den
polizeilichen Todesschuss, auch finaler Rettungs-
schuss, ab. Bremischen Polizeibeamten steht bei der
Bewältigung von entsprechenden Notsituationen das
allgemeine Nothilferecht zur Seite. Eine landesrecht-
liche Norm, die zum Töten von Menschen berech-
tigt, ist überflüssig. Ihr Fehlen hat in Bremen noch
nie eine Rolle bei Polizeieinsätzen gespielt. Insbe-
sondere lehnt die SPD den Versuch ab, mit Hilfe ei-
ner polizeirechtlichen Befugnis den Todesschuss zu
einer Maßnahme zu machen, die vom Einsatzleiter
angeordnet werden kann. Das widerspricht der Ge-
wissensfreiheit des Grundgesetzes. Bei Geiselnah-
men setzt die SPD auf die seit vielen Jahren in Bre-
men erfolgreich angewandten Verhandlungslösun-
gen.“

(Abg. Frau S t r i e z e l  [CDU]: Siehe
Huckelriede!)

Siehe Huckelriede! „Eine Änderung der Polizeitak-
tik hin zu einer Lösung mit Waffengewalt wird ab-
gelehnt.“

Meine Damen und Herren, wer so oberflächlich
mit dieser Rechtsmaterie verfährt, die in der Tat tief
greifende Rechte im Sinne unserer Verfassung fest-
legt, mit denen unsere Beamtinnen und Beamten
umgehen sollen und müssen, der ist wahrlich nicht
geeignet, anderen Vorwürfe über Verzögerungstak-
tiken zu machen,

(Beifall bei der CDU)

sondern ist aufgerufen, sach- und fachgerecht an den
Realitäten des täglichen Lebens orientierte Vorschlä-
ge oder Kompromissvorschläge zu machen, wie ein
aktuelles, den Anforderungen entsprechendes und
insbesondere den Bürgern Sicherheit verleihendes
Gesetz formuliert werden soll.

Meine Damen und Herren, die CDU-Fraktion hat
mit der GdP 1997 eine gemeinsame Erklärung ver-
einbart, darin sind alle im heutigen Gesetzentwurf
des Senators für Inneres enthaltenen Regelungsvor-
schläge zu finden. Im Vorgriff auf meine Ausführun-
gen zu den einzelnen Regelungstatbeständen möch-
te ich Ihnen an dieser Stelle die Passage aus der Er-
klärung zur verdachts- und ereignisunabhängigen
Kontrolle nicht vorenthalten. Da heißt es:

„GdP und CDU-Fraktion sind sich einig, dass die
EU-Außengrenze des Landes Bremen die Aufnah-
me einer gesetzlichen Norm in das Bremische Poli-
zeigesetz erfordert, die die Polizei zur Durchführung
von verdachts- und ereignisunabhängigen Perso-
nenkontrollen, Schleierfahndung, zur Bekämpfung
der internationalen grenzüberschreitenden Krimina-
lität in Bremen ermächtigt. Die Aufgaben der Was-
serschutzpolizei bleiben unberührt.“

Das war im Dezember 1997. Leider hat sich die
GdP zurückgenommen. Der gleiche Vorstand be-
hauptet heute das Gegenteil, ich weiß leider nicht
genau warum.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Fra-
gen Sie doch einmal nach!)

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir, weil
die Antwort des Senats auf unsere Große Anfrage
doch ungewöhnlich kurz ausgefallen ist und inso-
fern auf das eigentlich übliche Eingehen auf die
Antwort des Senats schwierig ist, auf unsere Vor-
stellungen über eine Neufassung des Bremischen Po-
lizeigesetzes einzugehen!

Meine Damen und Herren, dass die geltende Ko-
alitionsvereinbarung mit dem Entwurf des Senators
für Inneres realisiert wird und es da keinen Dissens
gibt, brauche ich nicht besonders zu betonen. Ich
mache Sie allerdings auch darauf aufmerksam, dass
die Forderungen der CDU zur Novellierung des Po-
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lizeigesetzes bereits Anfang 1988 vorgelegt wurden
und die Koalitionsvereinbarung seit Ende des Jah-
res 1999 existiert. Deshalb ist es legitim, über die
Vorgaben  des  Bundesverfassungsgerichts  hinaus
Änderungen und Fortschreibungen im Polizeirecht
vorzunehmen, die alle Anforderungen an ein mo-
dernes Polizeigesetz erfüllen. Dabei dürfen Eingriffs-
rechte der Polizei nur so weit wie nötig und so be-
grenzt wie geboten geregelt werden.

Meine Damen und Herren, die Debatten vom Juli
1998 noch gut in Erinnerung, stelle ich auch heute
fest, erstens, in dieser Frage wird sich die große Ko-
alition nicht in Entscheidungsunfähigkeit drängen
lassen.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das sieht aber schon so aus!)

Ja,  es  sieht  so  aus,  aber  wir  warten  einmal  den
Schluss ab!

Zweitens: Aus mindestens mehrheitlich bürger-
schaftlichem Wollen einen Gegensatz zwischen der
Lösung gesellschaftlicher Probleme und der klaren
Regelung für polizeiliche Befugnisse herzustellen ist
falsch. Diese Positionen widersprechen sich nicht,
sondern sie ergänzen sich.

Drittens: Unserer demokratisch legitimierten und
den hohen Ansprüchen unseres Rechtsstaates ge-
recht werdenden Polizei müssen Befugnisse an die
Hand gegeben werden, um eben den demokrati-
schen sozialen Rechtsstaat zu schützen und der weit-
aus überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung die
zu erwartende Sicherheit zuteil werden zu lassen.
Maßnahmen der Polizei richten sich im Polizeirecht
gegen Störer unserer Rechtsordnung und nicht ge-
gen rechtstreue Bürger.

Die innere Sicherheit ist ein Teil unserer Gesell-
schaftspolitik. Gute Polizeigesetze sind ein Zugewinn
für die innere Sicherheit. Deshalb, meine Damen und
Herren, darf ich den innenpolitischen Sprecher der
SPD von 1998, Herrn Böhrnsen, zitieren, der damals
feststellte: „Drei Gründe sprechen für die Novellie-
rung des Polizeigesetzes: Polizei kann noch erfolg-
reicher zum Schutz der Bürger wirken, dies muss
durch einwandfreie rechtsstaatliche Regelungen ge-
schehen, und die Bürger müssen vor ungerechtfer-
tigten Eingriffen des Staates in ihren privaten Le-
bensbereich geschützt werden.“ Dem ist nicht nur
nichts hinzuzufügen, sondern, ich betone, genau das
ist Zielsetzung der vom Senator für Inneres vorge-
legten Polizeigesetznovelle und wird von uns zu 100
Prozent getragen.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, Bremen hat, was die
Regelungen  im  Polizeigesetz  angeht,  erheblichen
Nachholbedarf, also enorme Regelungsdefizite. Mit

Ausnahme der  im Jahr 1998 neu gefassten Organi-
sations- und Zuständigkeitsregelungen besteht das
Bremische Polizeigesetz seit dem Jahr 1983 unver-
ändert. Bis auf Bremen haben alle anderen Bundes-
länder,  insbesondere  mit  Blick  auf  das  Volkszäh-
lungsurteil des Bundesverfassungsgerichts von 1983,
ihre Polizeigesetze aktualisiert und den Vorgaben
des  Bundesverfassungsgerichts  angepasst.  Insbe-
sondere die Datenerhebung, -speicherung und -über-
mittlung findet in Bremen im Wesentlichen immer
noch auf der Grundlage der Generalklausel statt. Das
muss dringend geändert werden.

Das Recht auf informelle Selbstbestimmung be-
ziehungsweise seine Beschränkung bedarf der Klar-
heit für Bürger und muss dem rechtsstaatlichen Ge-
bot der Normenklarheit entsprechen. Dies ist ein we-
sentlicher Anspruch an ein neues Bremisches Poli-
zeigesetz. Darüber hinaus muss das Bremische Poli-
zeigesetz den Standards der anderen Bundesländer
angepasst werden. Dabei ist nicht unwesentlich, was
das Land Niedersachsen in seinem Gefahrenabwehr-
gesetz geregelt hat, allein deswegen, weil in Form
von Nacheile oder auch Amtshilfe Gemeinsamkei-
ten im gesetzlich vorgegebenen polizeirechtlichen
Rahmen wünschenswert sind.

Meine Damen und Herren, es wäre aus meiner
Sicht natürlich auch sehr sinnvoll und vorteilhaft,
wenn erneut über die IMK versucht würde, einen
Musterentwurf eines Polizeigesetzes zu beschließen,
den alle Länder mittragen und jeweils in ihren Poli-
zeigesetzen verankern könnten, doch hier gilt wahr-
scheinlich das Prinzip Hoffnung.

Noch eines, meine Damen und Herren, muss ich
deutlich machen. Die CDU-Fraktion hält es absolut
mit dem Prinzip Opferschutz vor Täterschutz.

(Beifall bei der CDU)

Diffamierungen  der  Polizei,  sie  könne  über  ihre
rechtsstaatlichen Regelungen hinaus Bürgerrechte
verletzen, lassen wir nicht zu. Die Polizei handelt
rechtsstaatlich und damit gesetzestreu, verhältnis-
mäßig und zum Schutz der rechtstreuen Bürger des
Landes sowie zur Wahrung der inneren Sicherheit
schlechthin. Für das besonnene und dem Gesetz
verpflichtete Handeln muss der Polizei rückblickend
insgesamt sehr gedankt werden.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, wir wissen, der Streit
von zwei Juristen ergibt drei Meinungen. Dennoch
können  die  Juristen  aller  anderen  Bundesländer
nicht ganz falsch mit ihren Rechtsbetrachtungen zu
ihren jeweiligen Polizeigesetzen liegen, oder soll-
ten einzig die Bremer SPD-Juristen die richtige und
gültige Meinung haben? Das, was in anderen Bun-
desländern längst geregelt ist und als Grundlage er-
folgreicher Bekämpfung von Kriminalität und Ver-
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stößen gegen die öffentliche Ordnung dient, kann
auch für das kleine Bremen nach langen Jahren der
polizeirechtlichen Neuregelungsenthaltsamkeit nicht
ganz falsch sein.

Potentielle Opfer und die rechtstreuen Bürger ver-
langen auch in Bremen nach Regelungen. Deswe-
gen, meine Damen und Herren, fordern wir neue
Regelungen zum finalen Rettungsschuss, der kein
Todesschuss ist, das betone ich. Polizeibeamte töten
nicht, sondern sie versuchen, Leben und körperli-
che Unversehrtheit vorrangig von Opfern zu retten
beziehungsweise zu sichern!

(Starker Beifall bei der CDU)

Dabei ist der gezielte Rettungsschuss insbeson-
dere bei Geiselnahme das letzte, aber auch einzig
wirksame Mittel, um in extremen Situationen Opfer
unversehrt aus den Fängen von Verbrechern her-
auszuholen.

(Beifall bei der CDU)

Ich brauche nicht zu betonen, dass der Rettungs-
schuss als Ultima Ratio für die Polizei gilt. Es ist in
Anbetracht dessen, dass Bremen als einziges Land
bundesweit keine Regelungen zum finalen Rettungs-
schuss hat und dies auch weiterhin von der SPD
abgelehnt wird, ein nicht zu akzeptierendes Verhal-
ten.

(Beifall bei der CDU)

Darüber hinaus kann es nicht richtig sein, dass
der Polizei Jedermannsrechte zur Verfügung stehen
sollen, die durch klare polizeirechtliche Regelungen
abgelöst werden müssen, sondern auch gerichtliche
und disziplinarische Nachspiele für die ohnehin psy-
chisch stark belasteten Beamten nach einem solchen
Schusswaffengebrauch haben.

Alle Bundesländer, wie gesagt, haben Regelun-
gen als Spezialnorm für polizeiliches Handeln. Da-
bei unterscheiden sich die Länder durch Regelun-
gen, die den Schusswaffengebrauch mit voraussicht-
lich  tödlicher  Wirkung  und  Einschränkung  des
Grundrechts auf Leben oder ausschließlich die Ein-
schränkung des Grundrechts auf Leben festgelegt
haben. Letzteres hat auch Niedersachsen in einem
Gesetz geregelt.

Meine Damen und Herren, ich gestehe, ich kann
nicht nachvollziehen, wenn einerseits der finale Ret-
tungsschuss unter subsidiärer Anwendung von Je-
dermannsrechten – entsprechend Paragraph 32 fol-
gende des Strafgesetzbuches – zugelassen werden
soll, wobei Rechtswissenschaftler sich öffentlich da-
rüber streiten, ob Polizeibeamte, da in einem beson-
deren Rechtsverhältnis stehend, Notstandsparagra-
phen in Anspruch nehmen können, und andererseits

eine klare, eindeutige Spezialregelung im Bremi-
schen Polizeigesetz hier zurzeit durch die SPD ver-
sagt wird. Warum nicht deutlich regeln, was zuge-
standen wird: Rettungsschuss als Ultima Ratio!

(Beifall bei der CDU)

Ich habe bereits 1998 in der Debatte auf die be-
gründete Forderung der Polizei in Bremen nach ei-
ner solchen Polizeigesetznorm hingewiesen. Ich will
es heute nicht wiederholen, allerdings deutlich sa-
gen, dass die Bremer Polizei und auch die Gewerk-
schaften uns unisono auffordern, eine spezialgesetz-
liche Regelung in das bremische Gesetz aufzuneh-
men. Dahinter steht sicher auch die Mehrheit der
Bevölkerung, und selbst SPD-Mitglieder, weiß ich,
sind dieser Auffassung.

Meine Damen und Herren, insbesondere in Fäl-
len  von  Geiselnahme,  wie  zum  Beispiel  die  Glad-
beck-Geiselnahme, muss bei geschlossenem Einsatz
von  PSK,  also  Präzisionsschützenkommando,  oder
SEK, Sondereinsatzkommando, ein Polizeiführer ei-
nen solchen gezielten Schuss als Ultima Ratio an-
ordnen oder freigeben dürfen. Im letzteren Fall, im
Freigabefall, liegt dann die Verantwortung für den
Zeitpunkt bei dem jeweiligen Beamten.

Aufgrund einer Zeitungsmeldung, die ein paar Ta-
ge zurück liegt, in der eine Professorin sich zu Wort
meldete, weise ich hier darauf hin: Polizeibeamte
werden zu keiner Zeit zum Töten ausgebildet! Sie
werden im Schießvermeidungstraining, in der Ge-
nauigkeit des Schusses und zum Schutz der Bürge-
rinnen und Bürger an der Waffe ausgebildet.

(Beifall bei der CDU)

Darüber hinaus gibt es dann lediglich die speziell
ausgebildeten Einheiten PSK und SEK, die intensiv
für eine solche Situation – wie man im Polizeideutsch
sagt, eine solche Lage – vorbereitet und trainiert
werden.

Genau da lassen sich aber die realitätsfernen, fach-
unkundigen  Auffassungen  erkennen.  Aus  weiter
Ferne beurteilen zu wollen, wie Geiseln zumute ist,
wenn sie Schwerstkriminellen ausgeliefert sind und
Hilfe nicht stattfindet, weil es möglicherweise an
rechtlichem Rahmen fehlt, das, meine ich, kann man
nicht hinnehmen!

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, anlassbezogen habe
ich mich in den Untersuchungsausschussbericht des
Gladbeck-Geiseldramas eingelesen.

(Abg. B ö h r n s e n  [SPD]: Da bin ich
einmal gespannt!)
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Ich kann nur sagen, die Probleme und Fehler der
Polizei einmal unberücksichtigt gelassen, hier hätte
eine eindeutige Regelung im Polizeigesetz mit Si-
cherheit Schlimmes verhindert.

(Abg. Frau J a n s e n  [SPD]: Wie denn? –
Abg. B ö h r n s e n  [SPD]: Haben Sie den
Bericht wirklich gelesen? Haben Sie mit Pe-

ter Kudella gesprochen?)

Den Abschlussbericht, nicht die Minderheitenvoten!
Ich empfehle jedem, der sich mit den Fragen Poli-
zeigesetz und hier finaler Rettungsschuss befasst, die
Seiten 248 folgende des Abschlussberichts zu lesen.
Ich habe ihn da liegen, das kann ich Ihnen auch
gleich geben.

Ich will nur deutlich machen: Der finale Rettungs-
schuss hätte damals abgegeben werden können und
müssen,  insbesondere  hier,  wenn  die  rechtliche
Grundlage da gewesen wäre, wenn die Geiselneh-
mer handlungsunfähig gestellt werden sollten. Das
ist Voraussetzung in einer solchen Situation, die Gei-
sel nicht zu gefährden. Der damalige Leiter der han-
noverschen PSK-Gruppe hat eindeutig festgestellt,
dass die Situation es erlaubt hätte, Schusswaffen zum
finalen Rettungsschuss anzuwenden und so die Gei-
seln unversehrt zu befreien.

(Abg. I s o l a  [SPD]: Das ist dann ja
passiert!)

Im Wortprotokoll hat er erklärt, dass danach ge-
tötete  Personen  noch  leben  könnten,  wenn  die
Schüsse  auf  die  zwei  Geiselgangster  angeordnet
oder freigegeben worden wären,

(Beifall bei der CDU)

doch fehlende Rechtsgrundlage und Klarheit hätten
den Zugriff verhindert. An anderer Stelle des Unter-
suchungsausschussberichts heißt es, dass diese Aus-
sage, die dieser PSK-Führer gemacht hat, im Grund
auch  nicht  zur  Kenntnis  genommen  zu  werden
brauchte, denn die Rechtslage hätte den Schuss nicht
zugelassen, Seite 259 des Berichts!

Meine  Damen  und  Herren,  um  es  noch  einmal
deutlich zu sagen: Der finale Rettungsschuss ist das
allerletzte Mittel, um Lagen von Geiselnahme zu be-
wältigen! Vorgeschickt werden Verhandlungsgrup-
pen und andere polizeiliche Maßnahmen, die den
Versuch starten, ohne Schusswaffengebrauch diese
Situation zu lösen, was durchaus richtig und in je-
dem Fall wünschenswert ist. Aber es gibt auch Si-
tuationen,  bei  denen  auch  eine  solche  rechtliche
Möglichkeit gegeben sein muss, um diese Leute ent-
sprechend  handlungsunfähig  zu  machen.  Ein Bei-
spiel  ist  in  Huckelriede,  wo  man  weiß,  dass  das

Schwerstkriminelle sind, die vor keiner Tat zurück-
scheuen, was sie auch nachher bewiesen haben.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, ich darf Ihnen nur ein-
mal eine Passage in Auszügen zitieren. Es hat eine
Debatte im saarländischen Landtag gegeben, die ist
noch nicht lange her, nämlich im Mai 2000. Da hat
der Landtag unter anderem genau diesen finalen
Rettungsschuss beschlossen. Der Abgeordnete Joost
von den Sozialdemokraten hat dort folgende Aus-
führungen gemacht:

„Trotz dieser Kritik,“ – nämlich der Kritik an an-
deren Positionen – „meine Damen und Herren, gibt
es einen Punkt im Rahmen der Gesetzesdiskussion,
den wir wirklich ernst nehmen. Wir nehmen im In-
teresse der potentiellen Opfer und im Interesse der
Kolleginnen und Kollegen der Polizei die Regelung
zum finalen Rettungsschuss ernst. Es geht uns um
mehr Rechtssicherheit für die handelnden Personen.
Es geht uns um mehr Rechtssicherheit und Schutz-
sicherheit für die potentiellen Opfer, beispielsweise
auch für die Geiseln, die in dieser Frage in gleich-
wertigem Zusammenhang zu sehen sind. Es geht uns
aber  auch  darum,  eine  Handlungspraxis  abzusi-
chern, die für die einzelnen Kolleginnen und Kolle-
gen bei der Polizei eine Optimierung darstellt. Ziel
ist es, sowohl die Polizeibeamtinnen und -beamten
als auch die Geiseln in den entscheidenden Situa-
tionen nicht allein zu lassen, um orientiert am Ein-
satz taktisch und rechtlich saubere und in der extre-
men Gefährdungslage bessere Lösungen herbeifüh-
ren zu können.“

(Beifall bei der CDU)

Dem ist nichts hinzuzufügen, und das hat immer-
hin ein Sozialdemokrat gesagt!

Herr Präsident, ich komme erst einmal zum Schluss.
Ich käme dann zu den verdachtsunabhängigen Kon-
trollen, das spare ich mir für nachher auf.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Kleen.

Abg. Kleen (SPD) *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Vielleicht darf ich die, mit Verlaub,
als knapp zu bezeichnende Antwort des Senats doch
hier noch einmal vorlesen, weil Herr Dr. Schulte sich
das erspart hat: „Der Senat wird den Entwurf eines
Gesetzes zur Änderung des Bremischen Polizeige-
setzes der Bürgerschaft zuleiten, sobald die erfor-
derlichen Ressort- und Fraktionsabstimmungen über
offene  Fragen  des  Entwurfs  abgeschlossen  sind.“
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Das ist die Antwort des Senats. Es verwundert doch
ein bisschen, dass die CDU-Fraktion auf einer Poli-
zeigesetzdebatte am heutigen Tag bestanden hat.
Viel Neues haben wir ja nicht gehört!

(Beifall bei der SPD)

Herr Senator, was fällt einem unbefangenen Be-
obachter ein, wenn die CDU eine Große Anfrage
stellt, der Senat darauf eine Nichtantwort gibt und
der erste Redner der CDU eine halbe Stunde dazu
redet? Mir fällt dazu nur ein: Wer Parteifreunde hat,
braucht keine Feinde mehr!

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, Herr Herderhorst hat
die Ausgangslage skizziert. Wir haben in der ver-
gangenen Legislaturperiode die Debatte um ein Po-
lizeigesetz aufgenommen, geleitet von der Erkennt-
nis, dass aus datenschutzrechtlichen Gründen – Herr
Herderhorst hat das Bundesverfassungsgerichtsur-
teil genannt – das rechtliche Handwerkszeug der
Polizei nicht mehr aktuell ist. Bereits in dieser Dis-
kussion mit Herrn Senator Borttscheller und Herrn
Herderhorst haben wir vom finalen Rettungsschuss
Abstand genommen, für den es keineswegs in allen
anderen Bundesländern spezialgesetzliche Regelun-
gen gibt.

Diese Geschäftsgrundlage, nämlich keine polizei-
rechtliche  Befugnis  für  den  gezielten  tödlichen
Schuss auf Menschen, haben wir auch in der Koali-
tionsvereinbarung  für  die  Zeit  bis  2003  erneuert.
Deshalb gab es im Sommer von Herrn Goehler, und
ich gehe doch sehr davon aus, dass das mit Herrn
Senator Dr. Schulte verabredet war, einen Entwurf
des Polizeigesetzes, geschickt an den innenpoliti-
schen Sprecher der Grünen, in dem der finale Ret-
tungsschuss fehlte. Herr Teiser hat deshalb auch in
einer Debatte bei der CDU in der Neustadt sehr deut-
lich gesagt, dass für ihn der finale Rettungsschuss
keine zentrale Norm sei, wenn wir es nur schafften,
in  vielen  anderen  Punkten  zu  Kompromissen  zu
kommen.

Meine Damen und Herren, zur Geschäftsgrund-
lage unserer Koalitionsvereinbarung gehört auch,
dass wir in dieser Legislaturperiode das Polizeige-
setz im Übrigen den Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts oder der Bundesverfassungsrechtspre-
chung anpassen. Ich finde, dass wir als große Koali-
tion – sowohl die CDU als auch die SPD hat die In-
nenpolitik als einen wichtigen Schwerpunkt dieser
Legislaturperiode bezeichnet – das auch hinbekom-
men müssen in dieser Legislaturperiode und, wenn
es geht, möglichst bald.

Die SPD hat sich an die Vorgabe dieser Koaliti-
onsvereinbarung sehr konstruktiv gehalten. Wir ha-
ben zu einem Referentenentwurf des Hauses ganz
spannende und aufschlussreiche Gespräche mit den

Polizeiobersten aus Bremen und Bremerhaven, den
Personalräten der Polizeien in unserem Lande, den
Expertinnen  der  bremischen  Zentralstelle  für  die
Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau
und mit dem Landesbeauftragten für den Daten-
schutz geführt. Wir haben mehrfach mit der Gewerk-
schaft der Polizei gesprochen, und wir haben uns in
einer öffentlichen Anhörung wissenschaftlichen Ra-
tes bedient. Nicht zuletzt, Herr Senator Dr. Schulte,
haben wir mit Ihnen und Ihrem damaligen Vertre-
ter, Herrn Staatsrat Goehler, konstruktive Gesprä-
che geführt.

Leider passt es dazu am Ende nicht, dass Sie, Herr
Senator, sich im Rahmen Ihres Landesparteitages
haben hinreißen lassen, das Polizeigesetz zum Wahl-
kampfthema machen zu wollen. Sie tragen für die-
sen Bereich die politische Verantwortung, erklären
drei Jahre vor dem nächsten Urnengang die Gesprä-
che für beendet und sagen, wir machen das zum
Wahlkampfthema. Das kann nicht richtig sein!

(Beifall bei der SPD)

Herr Senator, ich bitte Sie sehr herzlich, lassen Sie
uns zum ergebnisorientierten Weg zurückkehren,
und versuchen Sie, davon auch Ihren Fraktionsvor-
sitzenden zu überzeugen! Sie wissen aus vielen Ge-
sprächen mit mir, Jens Böhrnsen und den Vertre-
tern des Justizressorts, dass es uns als SPD überhaupt
nicht um Blockaden geht,

(Lachen bei der CDU)

sondern es geht uns darum, einen modernen Aus-
gleich zwischen dem Instrumentarium einer effekti-
ven Gefahrenabwehr und dem Schutz freiheitlicher
Bürgerrechte zu schaffen.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb, meine Damen und Herren, hakt es ja
auch bei der verdachtsunabhängigen Kontrolle, die
sich eben gerade nicht, wie Herr Herderhorst es vor-
hin allgemein skizziert hat, an den Störer unserer
Rechtsordnung wendet, sondern an jedermann, die
alle betrifft. Wir brauchen dieses Instrument, das
nach Schengen einen Ausgleich für den Wegfall der
innereuropäischen Grenzkontrollen sein soll, in Bre-
men nicht, denn Bremen ist das einzige Land, das
keine innereuropäischen Grenzen verloren hat. Das
sieht auch die Polizei so. Die Gewerkschaft der Poli-
zei hat sehr nachdrücklich darum gebeten, von der
Einführung dieses Instruments abzusehen. Gerade
noch am Dienstag, Herr Herderhorst hat darauf hin-
gewiesen, hat die Polizei diese Bitte sehr intensiv in
einer Podiumsdiskussion noch einmal ausgespro-
chen.

Herr Senator, ich habe gerade bei dieser Frage
manchmal das Gefühl, weil Sie dies auch in Diskus-
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sionen oft sagen, Sie wollten beim Polizeirecht vor
allen Dingen verhindern, dass es Bremensien gibt.
Ich bin immer ganz entsetzt, dass ein Senator in un-
serer Hansestadt Angst vor Bremensien hat.

(Beifall bei der SPD)

Ich bin immer ganz stolz auf Bremen, und ich finde,
unsere Maxime muss sein, das, was woanders gut
ist, das machen wir in Bremen auch, aber wir ma-
chen nicht alles, was es woanders gibt, nur weil es
die anderen auch machen.

(Beifall bei der SPD)

Da bitte ich Sie, Herr Senator, das auch offensiv
und mit Selbstbewusstsein in der Innenministerkon-
ferenz bei Ihren Kollegen aus der CDU – und ich
richte diese Bitte auch an Herrn Staatsrat Böse für
die B-Länderrunde der Staatsräte – zu vertreten! Wir
können auf Bremensien durchaus manchmal auch
stolz sein.

Wir können, meine Damen und Herren, heute
keine inhaltliche parlamentarische Debatte führen,
weil wir schlicht nicht wissen, welche Vorlage der
Senat dem Parlament zuleiten wird. Deshalb kön-
nen wir uns auch kaum über einzelne Fragen aus-
sprechen. Wenn allerdings Herr Herderhorst wie-
der einmal und noch einmal versucht, das polizeili-
che Desaster, diese Aneinanderreihung von Pannen
des Gladbecker Geiseldramas zu einem Versagen
des Gesetzgebers umzudeuten, dann ist das in höch-
stem Grade unanständig, und dem ist deutlich zu
widersprechen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Die  Ereignisse  in  Bremen  sind  vom  Untersu-
chungsausschuss unter der hervorragenden Leitung
von Peter Kudella hinreichend aufgeklärt worden,
und zwar so, dass anschließend im Stadt- und Poli-
zeiamt und in der Polizeiführung kein Stein auf dem
anderen geblieben ist. Die Verantwortungen für die
Ereignisse sind absolut eindeutig und klar, und wer
immer noch nicht überzeugt ist, dass sich der Kampf
um  die  Verhandlungsstrategie,  die  damals  nicht
funktioniert hat – und nicht, weil wir sie nicht woll-
ten, sondern weil wir nicht darauf eingerichtet wa-
ren –, dass sich der Kampf gegen den finalen Ret-
tungsschuss lohnt, der braucht nur auf das Ende des
Gladbecker Geiseldramas zu schauen. Diese Gei-
selnahme wurde mit Waffengewalt beendet, und die
Geisel Silke Bischoff ist im Kugelhagel gestorben.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CDU)

Herr Herderhorst, ich habe bis heute nicht begrif-
fen, dass Ihnen das Beispiel Gladbeck bei Ihrem

Kampf um die Lizenz für den Todesschuss nicht im
Halse stecken bleibt.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, vor elf Jahren hat die
CDU halbherzig und vergeblich versucht, den ge-
zielten Todesschuss oder tödlichen Rettungsschuss
in das Bundesgesetz über die Anwendung unmit-
telbaren Zwangs einzuführen, das hat sie natürlich
nicht gemacht, auch der Bundesgrenzschutz hat die-
se Möglichkeit nicht. Heribert Brand hat in der „Süd-
deutschen Zeitung“ damals geschrieben, der Streit
um den Todesschuss sei das große Unglück des deut-
schen Polizeirechts. Herr Senator Dr. Schulte, las-
sen Sie uns verhindern, dass der Streit um den To-
desschuss auch für das Bremer Polizeirecht zum gro-
ßen Unglück wird, denn wir haben viele notwendi-
ge Regelungen über sichere datenschutzrechtliche
Grundlagen des polizeilichen Handelns, die von den
Menschen, von den Beamten auf den Revieren drin-
gend erwartet werden!

Auch auf einer anderen Seite, wenn ich das noch
sagen darf, warten Bürgerinnen und Bürger darauf,
dass wir endlich zu Potte kommen. Ich meine die
Frauen, die unter ihren gewalttätigen Männern zu
leiden  haben.  Der  Bund  hat  gerade  gestern  den
nächsten Schritt getan, häusliche Beziehungsgewalt
aus der Mitte des Alltäglichen in den Scheinwerfer
des Verwerflichen zu holen. Frau Senatorin Adolf
hat den Entwurf einer Norm als Spezialfall der Platz-
verweisung vorgeschlagen und an das Innenressort
übermittelt.

Herr Senator Dr. Schulte, ich weiß, dass es auch
in der CDU gegen die häusliche Beziehungsgewalt
im Prinzip wenig Widerstände gibt. Lassen Sie uns,
wenn Sie nicht Mut und Phantasie genug haben, den
rechtlichen Rahmen jetzt neu abzustecken, das sei
noch einmal an dieser Stelle gefordert, dem Vorbild
Baden-Württembergs und Bayerns, dort in der Di-
rektion Unterfranken, folgen und in der Bremer Po-
lizei einen Modellversuch starten, der das künftige
Recht zum Schutz der Frauen und Kinder offensiv
anwendet! – Danke schön!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident  Ravens:  Als  Nächster  erhält  der
Abgeordnete Dr. Güldner das Wort.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Wir haben es
hier in der Tat mit einem sehr ernsten und einem
sehr ernsthaften Thema zu tun in all seinen Facet-
ten,  die  in  dieser  Gesetzesnovelle  betroffen  sind.
Aber lassen Sie mich vorab ein paar allgemeine Be-
merkungen machen!
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Wenn hier immer noch über die Regierungszeit
von 1991 bis 1995 – deren Ruf, wie ich finde, nach
wie vor sehr viel schlechter ist als die wahren Er-
gebnisse dieser Regierungszeit – als so genanntes
Ampelgehampel gesprochen wird, wenn das noch
als  Ampelgehampel  bezeichnet  wird,  dann  kann
man die Auseinandersetzungen um das Polizeige-
setz und das, was sich da nun seit einem oder ein-
einhalb Jahren abspielt, wirklich nur als die Veran-
staltung von „Schulteschen Chaostagen in Bremen“
bezeichnen, meine Damen und Herren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es zeigt sich, dass die Gemeinsamkeiten in der
Innenpolitik dieser großen Koalition, die angetreten
ist, um schnell und zügig durchzugreifen, durchzu-
setzen und sich dann strahlend nach außen zu prä-
sentieren, aufgebraucht sind, dass der Glanz weg
ist und dass rapide der Verfall der Gemeinsamkei-
ten gerade am Beispiel Innenpolitik – wir haben vor-
hin über die Kultur geredet, wir werden heute Nach-
mittag über die Beleihung reden, egal, über welche
Themen wir reden – hier an einen Endpunkt gekom-
men ist, und hier sind Stagnation und Stillstand an-
gesagt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Lassen Sie mich kurz die Auseinandersetzung um
das Polizeigesetz, und zwar nur in diesem Jahr, re-
kapitulieren! Es wurde zu Recht gesagt, dass seit
1998 eine Debatte geführt wird, aber ich werde nach-
her noch einmal darauf zurückkommen, dass bereits
im Jahre 1990 hier eine ähnliche Auseinanderset-
zung  stattgefunden  hat,  die  auch  sehr  aufschluss-
reich ist, wenn man sie sich noch einmal anschaut.

Im April 2000, das ist noch gar nicht so lange her,
kündigt der Innensenator an, dass eine Einigung in
Sachen Polizeigesetz vor der Tür stehe, man brau-
che jetzt noch ein, zwei Wochen, und er hat auch
ein Rezept für diese Einigung. Er hat sich nämlich
eine Meinung gebildet und gesagt, ich als Innense-
nator schlage vor, alles, was zwischen den beiden
Koalitionspartnern strittig ist, nehmen wir aus dem
Entwurf heraus, dann verabschieden wir den, und
das heißt, dass dann der ganz dicke Teil – über den
hier gar nicht gesprochen wird – der datenschutz-
rechtlichen Bestimmungen und so weiter zügig ver-
abschiedet werden kann.

Ich zeige Ihnen das einmal, der Kollege Kleen hat
bereits darauf hingewiesen, wie so etwas aussieht.
Das ist der Entwurf aus dem Innenressort von da-
mals, da waren alle entsprechenden Paragraphen,
ob es nun der finale Rettungsschuss ist oder die ver-
dachtsunabhängige Kontrolle, vom Staatsrat Goeh-
ler eigenhändig mit Filzstift ausgestrichen, das heißt,

so wichtig kann es der Spitze des Ressorts nun gar
nicht gewesen sein, dass diese Paragraphen darin
sind.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Nun wurde der Senator, wie in so vielen Fällen,
von der Fraktion zurückgepfiffen, und es wurde ganz
klar aus politischen Gründen gesagt, so einfach wol-
len wir uns das mit dem Polizeigesetz nun doch nicht
machen. Da lag der Entwurf zunächst auf Eis, und
es hat sich wenig getan. Damit wieder ein bisschen
Bewegung in die Sache kommt, haben Herr Her-
derhorst, Herr Eckhoff und die Fraktion der CDU im
Juli besagte Große Anfrage eingebracht mit fünf-
maliger Fristverlängerung, und, wie Herr Herder-
horst nun vorhin sagte, der Senat hat sich noch ein-
mal aus der Affäre gezogen, indem er eine, Herr
Kleen hat es vorgetragen, Nichtantwort vorgelegt
hat.

Nun sollte das auch in den entsprechenden Gre-
mien zur Sprache kommen, und es wurde dem Spre-
cher der SPD und dem Sprecher der Grünen in der
Innendeputation im November angekündigt, man
wolle eine Sondersitzung der Innendeputation zum
Meldegesetz machen. Gegen eine Sondersitzung
zum Meldegesetz hatten wir nichts, allerdings stell-
te sich das anders dar. Was auf dem Tisch lag, war
dann ein Entwurf zum Polizeigesetz, auch ein inter-
essanter Versuch, das Thema wieder auf die Tages-
ordnung zu setzen. Ergebnis, um es kurz zu machen
– man könnte das hier stundenlang ausführen –, der
Entwurf wurde zurückgezogen, die Sondersitzung
wurde abgesetzt, und nur by the way, auch das Mel-
degesetz wurde zurückgezogen, weil es da auch kei-
ne Einigung gab. Das war der Stand vom Novem-
ber.

Was haben wir nun? Wir haben die Anwort des
Senats, und deswegen haben wir heute auch hier
die Debatte. Wir haben am 12. Dezember, das war
vorgestern, eine Befassung im Senat gehabt, Ergeb-
nis, Sie werden es kaum erraten: Nichtbeschlussfas-
sung, Absetzung des Tagesordnungspunktes. Wir
haben aber noch etwas dazwischen gehabt. Wir ha-
ben nämlich am 2. November 2000 einen Sonder-
parteitag der SPD gehabt,

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Was?)

das finde ich auch sehr denkwürdig, und deswegen
möchte ich darauf noch einmal eingehen – einen
Sonderparteitag der CDU, entschuldigen Sie bitte,
vielen Dank für den Hinweis –, einen Sonderpartei-
tag der CDU zum Thema Polizeigesetz. In der Tat
wird da ein bisschen deutlich, warum wir diese Art
der Debatte führen, nämlich nicht die fachliche De-
batte darum, wer den besseren Weg zum Schutz der
Bürgerinnen und Bürger hat – das ist nämlich eine
sehr interessante Debatte, und da werde ich auf ei-
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nige Punkte noch zurückkommen –, sondern die
politische Debatte, wer hier in einer einigermaßen
verzweifelten Lage versucht, sich noch ein bisschen
politisches Profil in dieser Stadt zu verschaffen an-
gesichts Bürgermeister Scherf und Bildungssenator
Lemke, die ganz offensichtlich der CDU die Luft zum
Atmen nehmen und irgendwie bei Ihnen eine Ver-
zweiflung zum Ausdruck bringen, dass Sie nicht
mehr wissen, womit Sie eigentlich hier in dieser Stadt
noch punkten sollen.

Da haben Sie auf diesem Sonderparteitag, wie-
derum in Person des Innensenators Dr. Schulte, ge-
sagt, also gut, wenn wir das nicht bekommen, was
wir gern hätten – ich habe vorhin dargestellt, dass
er es selbst ja gar nicht will, denn er hatte es ja schon
herausgestrichen, das ist immer so ein bisschen
schwierig –, dann machen wir das eben zum Wahl-
kampfthema 2003. Dadurch wird, glaube ich, sehr
deutlich, worauf Sie hinauswollen und was Ihre po-
litischen Absichten sind.

Aber es ist in der Zwischenzeit in dieser Stadt et-
was sehr Interessantes passiert, und ich hatte per-
sönlich damit gar nicht gerechnet. Es hat sich in die-
ser Stadt in der Tat, und das finde ich jetzt wieder
sehr positiv, eine sehr qualifizierte, auch mit reger
Beteiligung versehene, differenzierte Debatte um die
Frage des Polizeirechts herausgebildet. Das finde ich
sehr begrüßenswert, dass wir an diesem Punkt ein-
mal nicht über Sanierungsprogramme und nur über
Finanzen reden, sondern dass auch wieder die Fra-
ge von Konzepten, von ethischen Werten, von be-
stimmten politischen Themen, die nicht nur finanzi-
ell begründet sind, in dieser Stadt einmal wieder in
den Vordergrund rücken. Wir haben durchaus bei
der GdP am Dienstag, eine von mehreren Veran-
staltungen,  wie  ich  finde,  eine  sehr  differenzierte
Veranstaltung gehabt.

Worum geht es den Grünen in dieser Frage? Uns
geht es in dieser Frage darum, dass wir wirklich
schauen, was für die Sicherheit der Bremerinnen und
Bremer, für die Sicherheit in diesem Land wirklich
getan werden muss. Ich möchte Sie an dieser Stelle
noch einmal daran erinnern, die Grünen haben in
der Vergangenheit und Gegenwart all den Maßnah-
men, von denen wir glauben, dass sie in der Tat auf
die konkrete Sicherheit der Bremerinnen und Bre-
mer bezogen sind, zugestimmt.

Das ist eine ganze Reihe von Maßnahmen. Das ist
die Reform der bremischen Polizei, das ist die Um-
wandlung  der  polizeilichen  Laufbahn  hin  zu  der
zweigeteilten Laufbahn. Das ist die Herausnahme
aus der PEP-Quote und der Verzicht darauf, bei der
Polizei weiter Stellen abzubauen. Das ist der Punkt,
Kontaktbereichsbeamte zu haben, die auf der Stra-
ße für den Bürger ansprechbar sind und die im Stadt-
teil ganz konkret als Ansprechpartner für die Bür-
ger für Sicherheit sorgen.

Das ist eine ganze Reihe von Punkten, und an all
diesen Punkten, wo es wirklich um die Menschen in

dieser Stadt geht, haben wir Sie unterstützt und kon-
struktiv mitgewirkt. Unsere Prämisse ist nämlich, und
darauf werde ich nachher bei der Frage der Video-
überwachung noch einmal zurückkommen, durch
Polizeibeamte, gut ausgebildet, gut motiviert, gut be-
zahlt und in ausreichender Anzahl, Polizeibeamte
aus Fleisch und Blut, bürgernah vor Ort für Sicher-
heit zu sorgen, das ist der entscheidende Weg für
mehr Sicherheit für die Menschen draußen.

Die Grünen wollen den Menschen draußen sagen,
dass wir das unterstützen und dass wir darauf den
Schwerpunkt setzen sollen, und sie sollen beachten,
dass die Debatte, die hier geführt wird um Ereignis-
se, die alle 50 Jahre einmal in Extremsituationen
vorkommen und über die wir eine sehr rechtsspezi-
fische Debatte führen, nichts, aber auch gar nichts
mit der Sicherheit von Frau Meyer und Herrn Schul-
ze in Bremen oder Bremerhaven zu tun hat.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Was ist also das Ziel der CDU bei dieser Debatte?
Man kann sich nur wundern, was überhaupt ihre
Zielsetzung ist. Die eine, da weiß ich nicht, ob das
nun absichtlich Ihr Ziel oder nur ein Nebenprodukt
ist, ist, dass Sie als CDU-Fraktion Ihren Innensena-
tor schwächen und umgekehrt, die zweite ist, und
das ist auf Ihrem Sonderparteitag deutlich gewor-
den, dass Sie wirklich versuchen, mit bestimmten,
in der Öffentlichkeit als Reizthema bekannten The-
men sich nun ein Profil zu geben. Da will ich Ihnen
noch nicht einmal unterstellen, dass das Absicht ist,
Sie tun nur relativ wenig, um zu verhindern, dass es
so ausgelegt werden kann.

Gerade der polizeiliche Todesschuss, der nach
Durchgreifen, Schießen, zum Abschluss bringen und
jetzt einmal richtig hinlangen klingt, ob Sie das wol-
len oder nicht, scheint ganz offensichtlich für Sie so
attraktiv zu sein, weil es politisch, und das ist nur
politisch zu erklären, dazu dienen soll, der CDU ei-
nen gewissen Symbolwert im Bereich der inneren
Sicherheit zu verschaffen. Das ist, glaube ich, Ihr ein-
ziges Ziel in diesem Punkt.

Lassen Sie mich zu einigen der angesprochenen
konkreten Punkte kommen! Nehmen wir, weil wir
gerade dabei waren, den finalen Rettungsschuss
oder polizeilichen Todesschuss! Es geht in dieser
Debatte eine ganze Menge durcheinander. Weder
ist der Vorwurf, und ich sage das hier jetzt gerade
auch im Namen meiner Fraktion, an die Polizei rich-
tig, die Polizei wolle nun irgendwelche Straftäter
erschießen und so weiter. Das ist vollkommen falsch,
um dieses Thema geht es überhaupt nicht, und die-
sen Vorwurf hat auch niemand in diesem Haus er-
hoben. Ich kenne jedenfalls keinen, der dies je ge-
tan hat. Das ist nicht der Punkt.

Es ist aber auch nicht richtig, dass der finale Ret-
tungsschuss nun, und Herr Herderhorst hat es hier
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gesagt, das einzige Mittel ist, das letztendlich dann
in diesen Situationen wie Geiselnahmen greift. Da
ist die Polizei sehr viel weiter als Sie.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen –
Zurufe von der CDU)

Nein, die Polizei ist in dieser Frage sehr viel weiter
als Sie! Was ist denn die Konsequenz? Herr Kleen
und auch Herr Böhrnsen haben sich durch Zwischen-
rufe auch noch einmal auf das Gladbecker Geisel-
drama bezogen. Was hat denn die Polizei aus die-
sem Versagen und bundesweit übrigens aus vielen
solcher Ereignisse für Konsequenzen gezogen?

(Abg. H e r d e r h o r s t  [CDU]: Haben
Sie das schon gelesen?)

Ja! Die Polizei hat die Konsequenz daraus gezogen,
da ist sie viel weiter als Sie, im Bereich psychologi-
scher  Experten  und  im  Bereich  von  Kommunika-
tionsexperten aufzurüsten.

(Lachen bei der CDU)

Sie lachen!

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Es geht um
das letzte Mittel und nicht vorher!)

Entschuldigung, das ist für eine Partei der inneren
Sicherheit doch blamabel, Sie lachen über die Poli-
zei, das tut die Polizei nämlich schon die ganze Zeit!

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Es geht um das
letzte Mittel, und Sie reden von der Phase

vorher!)

Die Polizei hat Prioritäten gesetzt. Ich rede von
Prioritäten. Die Polizei hat Spezialisten im Bereich
der Psychologie, der Kommunikation eingesetzt. Das
ist die Priorität der Polizei. Zum Schutz der Geiseln
muss nämlich der erste und hauptsächliche Weg sein,
die Täter mit psychologischen Mitteln zur Aufgabe
zu zwingen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das ist die erste Lehre aus diesen Ereignissen.

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Sie reden
haarscharf am Thema vorbei!)

Ich komme gleich zu Ihrem Punkt!

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Das hilft jetzt
nicht, was machen Sie dann?)

Ich komme zu Ihrem Punkt! Lassen Sie uns doch ei-
nen Schritt nach dem anderen – –!

(Glocke)

Herr Knäpper, ich weiß, was Sie fragen wollen. Ich
komme gleich zu Ihrem Punkt, auch ohne dass Sie
fragen. Sie können es gern auch noch einmal tun.

Vizepräsident Ravens: Sind Sie bereit, eine Zwi-
schenfrage anzunehmen?

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): Selbst-
verständlich!

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Knäpper!

Abg. Knäpper (CDU): Herr Abgeordneter, haben
Sie so eine Situation schon einmal miterlebt? Haben
Sie noch nicht miterlebt? Dann möchte ich einmal
wissen, wie Sie darauf reagieren würden, wenn Kin-
der als Geiseln genommen worden sind, ein Kind
schon vom Geiselgangster getötet worden ist, und
er sagt, um seiner Forderung Nachdruck zu verlei-
hen, würde er demnächst das nächste Kind töten.
Würden Sie dann noch mit psychologischen Mitteln
arbeiten?

(Unruhe – Glocke)

Was würden Sie denn dann machen?

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): Wenn
Sie einen Moment gewartet hätten, ich habe Sie ja
darauf hingewiesen, dann hätten Sie die Antwort
auch ohne Ihre Zwischenfrage bekommen. Ich hat-
te sie ja angekündigt. Ich rede hier von dem Vorge-
hen, wie es vor Ort tatsächlich stattfindet, Stufe um
Stufe. Ich habe von der ersten Stufe gesprochen, ich
komme auch zur zweiten. Das ist dann nämlich Ihre,
wenn diese Mittel versagen. Ich will mich davor nicht
drücken, ich komme doch dazu. Das ist kein Pro-
blem.

Natürlich gibt es diese Situationen. Hier wird sug-
geriert, es gäbe eine Bank in diesem Hause, die wolle
dann nun, dass da gar nichts geschieht und dass die
Geiseln umgebracht werden, eine nach der ande-
ren, die Kinder, und es gäbe eine Bank in diesem
Hause, die wolle nun, dass die Geiseln geschützt
werden. Das ist natürlich komplett falsch, was Sie
sagen. Das ist komplett falsch!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Es finden diese Situationen ja schon statt. Sie fin-
den auch ganz unabhängig von der Verankerung in
dem Polizeigesetz statt. Es ist nur teilweise richtig,
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was Herr Herderhorst sagte, dass alle Länder be-
stimmte Regelungen hätten. Es haben die Länder
ganz unterschiedliche Regelungen in ihren Polizei-
gesetzen. Das müssten Sie auch wissen.

(Abg. H e r d e r h o r s t  [CDU]: Habe
ich nicht gesagt! Sie hören nicht zu!)

Es finden Situationen statt, in denen es auch zum
Schusswaffengebrauch der Polizei kommt. Die Fra-
ge, über die wir uns, wenn wir präzise wären, hier
überhaupt nur streiten würden, ist doch gar nicht,
ob diese Situationen stattfinden oder nicht, sondern
in  welchem  rechtlichen  Rahmen,  unter  welcher
rechtlichen Bedingung und mit welchen rechtlichen
Folgen dieser Schuss passiert.

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Richtig!)

Nun versuchen Sie, politisch zu sagen, die wol-
len, dass die Geiseln umgebracht werden, und wir
wollen die Geiseln schützen. Das ist einfach nicht
wahr! Es geht um die angemessenen rechtlichen
Rahmenbedingungen  für  die  Tötung  eines  Men-
schen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Im Entwurf zu dem Polizeigesetz steht auch, dass
das in der Verfassung verankerte Grundrecht auf Le-
ben außer Kraft gesetzt werden soll. Das ist doch
keine Kleinigkeit. Über die müssen wir doch an die-
ser Stelle debattieren! Das ist doch nicht irgendet-
was, das wir bei Wege längst machen. Das ist doch
ein sehr wesentlicher Eingriff.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich sage Ihnen ganz eindeutig, wofür die Grünen
stehen. Die Grünen stehen in diesem Fall dafür, den
Status quo zu behalten. Das ist auch von der Polizei
angemerkt worden, deswegen verstehe ich aus der
Interessenslage der Polizei den Wunsch nach einer
gesetzlichen Regelung. Nur, Politik kann nicht im-
mer der Interessenslage von Dritten folgen, sondern
muss selbst ja noch einmal abwägen, weil verschie-
dene Rechtsgüter hier zur Abwägung stehen. Es ist
ganz klar gesagt worden, dass die Polizei natürlich
diese Regelung möchte. Welche Regelung hat aber
der Status quo? Der Status quo sagt, die Polizei kann
dies tun, kann schießen, kann auch einen tödlichen
Schuss setzen. Der einzelne Beamte beruft sich dann
auf das Nothilferecht, was zur Folge hat, dass es hin-
terher eine Untersuchung gibt, ob dieser Schusswaf-
fengebrauch rechtens und angemessen war. Auf die-
se Untersuchung wollen wir nicht verzichten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Wir wollen ihn nicht anordnen, nicht auf Befehl.
Wir wollen diesen Status quo behalten. Das ist die
einzige Frage, über die wir hier streiten. Das ist im
Übrigen auch der Unterschied zwischen Militär und
Polizei. Dort findet das Töten von Menschen ohne
eine solche individuelle Untersuchung statt, und bei
der Polizei finden wir, dass es genau richtig ist, wenn
sie stattfindet.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD – Glocke)

Vizepräsident Ravens: Herr Kollege Dr. Güldner,
sind Sie bereit, eine Zwischenfrage anzunehmen?

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): Sehr
gern!

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Isola!

Abg. Isola (SPD): Würden Sie mir zustimmen, Herr
Dr. Güldner, dass auch im Falle der gesetzlichen Re-
gelung des finalen Rettungsschusses ebenfalls eine
rechtliche Überprüfung stattfindet, wenn der Ver-
dacht besteht, dass hier rechtsfehlerhaft vorgegan-
gen worden ist? Das ist nicht der einzige Unterschied.
Wer also als Polizeibeamter glaubt, er sei dann völ-
lig frei, diesen Verwaltungsakt Töten durchzufüh-
ren ohne spätere rechtliche Aufklärung, der irrt.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): Das
ist richtig. Dennoch ist aber die rechtliche Qualität,
darauf kommt es ja an, des einen Rahmens, in dem
dieser Einsatz stattfindet, und des anderen unter-
schiedlich, sonst hätten wir ja hier gar nicht das Pro-
blem, dass wir verschiedene Regelungen diskutie-
ren. Das ist ja wohl klar.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Lassen Sie mich aber, Herr Isola, mit einem Zitat
auch mit auf Ihre Frage antworten, nämlich einem
Zitat des sozialdemokratischen Innensenators Peter
Sakuth, weil im Jahre 1990 die CDU, auch damals
schon um gute Ideen nicht verlegen, nämlich die
gleiche Initiative „finaler Rettungsschuss“ in dieses
Haus eingebracht hatte! Wir reden also nicht seit
einem Jahr, sondern bereits seit fast elf Jahren da-
rüber. Innensenator Peter Sakuth sagte in der da-
maligen Debatte laut „Weser-Kurier“ vom 14. Juni
1999, den ich mit Genehmigung des Präsidenten zi-
tieren darf:

„Die Diskussion um den finalen Rettungsschuss
werde von der CDU aufgebauscht, so Sakuth. Im ver-
gangenen Jahr sei lediglich 20 Mal in Bremen über-
haupt geschossen worden. Das wichtigste polizeili-
che Einsatzmittel sei immer noch die Sprache und
nicht die Pistole. Die Einführung des Todesschusses
hätte  eine  verhängnisvolle  Signalwirkung  für  die
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Rechtskultur im Lande.“ Soweit der sozialdemokra-
tische Innensenator Peter Sakuth, meine Damen und
Herren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Lassen Sie mich zu einem zweiten Punkt kommen,
der hier angesprochen worden ist, das ist die Video-
überwachung! Die Videoüberwachung ist auch so
ein  Punkt,  bei  dem  man  den  Menschen  in  dieser
Stadt Sicherheit und Schutz vorgaukeln oder ver-
sprechen möchte, aber in Wirklichkeit sehr wenig
liefert. Lassen Sie mich auch mit Genehmigung des
Präsidenten kurz aus der Zeitschrift „Der Krimina-
list“ des Bundes deutscher Kriminalbeamter zitie-
ren, der Grünennähe nicht gerade verdächtig! Dort
wird über die Ergebnisse der Kriminalitätsentwick-
lung in London berichtet, wo ja seit geraumer Zeit,
wie Sie vielleicht wissen, fast flächendeckend, aber
zumindest sehr weitgehend Videoüberwachung im
öffentlichen Raum installiert ist.

Zu  den  Ergebnissen  schreibt  die  Zeitschrift  des
Bundes deutscher Kriminalbeamter, ich zitiere: „Das
Ergebnis: Die Zahl der kriminellen Delikte stieg 1999
im Vergleich zum Vorjahr um 118 000 Fälle und da-
mit um 12,4 Prozent. Die Zahl der Überfälle und Stra-
ßendiebstähle in London“ – Videoüberwachung im
öffentlichen  Raum  –  „stieg  um  36  Prozent,  in ei-
nigen Stadtvierteln sogar um 60 Prozent. Auch die
Zahl der gewalttätigen Zwischenfälle stieg um 19
Prozent gegenüber dem Vorjahr und die der sexuel-
len Delikte um 13 Prozent, so auch die Autodieb-
stähle und Einbrüche um sieben Prozent auf über
180 000 Fälle.“

Was ist also passiert? Man hat zwei Dinge gleich-
zeitig gemacht. Man hat einerseits bei der Polizei
Personal abgebaut – siehe Bremen in den letzten Jah-
ren bei der Polizei! – und andererseits mit Videoka-
meras aufgerüstet. Das Ergebnis ist eine dramati-
sche Zunahme der Kriminalität gerade im öffentli-
chen Raum, gerade im Straßenraum hier in London.
Wenn wir einmal wirklich darüber reden würden,
was die Menschen von solchen Maßnahmen außer
lautem Geschrei haben, dann kann man sehen, was
sie wirklich davon haben. Das ist eine Zunahme von
Delikten im zweistelligen Bereich. So „Der Krimi-
nalist“, die Zeitschrift bundesdeutscher Kriminalbe-
amter!

Was soll also passieren? Am Bahnhofsvorplatz, wo
man sich sehr darüber streiten kann, ob hier heute
noch ein Kriminalitätsschwerpunkt in Bremen exi-
stiert nach all den Umbaumaßnahmen dort – es wer-
den auch nie Zahlen vorgelegt, die belegen, dass
wir dort tatsächlich einen Schwerpunkt schwerer
Kriminalität haben –, sollen Videokameras installiert
werden. Kein Mensch in Bremen wird tatsächlich
durch diese Installationen aber auch wirklich vor ir-
gendetwas geschützt. Es ist etwas ganz anderes be-

absichtigt. Die vielen 10 000 Menschen, die dort je-
den Tag am Bahnhof vorbeilaufen, sollen die Kame-
ras sehen und denken, Mensch, unser Senat ist ja
toll, der beschützt uns, der tut etwas für uns in der
inneren Sicherheit. Wenn sie dann nach Hause kom-
men und ihr Häuschen ausgeraubt ist, dann haben
sie von dieser Videokamera aber auch rein gar nichts
gehabt. Das ist die Realität in dieser Stadt!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
E c k h o f f  [CDU]: Das ist die grüne Rea-
lität! Das wäre so, wenn Sie den Innense-
nator stellten! – Abg. K n ä p p e r  [CDU]:
Was Sie erzählen, ist eine Lachnummer!)

Ja, Herr Eckhoff! Das ist doch schön, Herr Knäpper!

(Unruhe bei der CDU – Glocke)

Herr Knäpper und Herr Eckhoff, kommen Sie doch
hierher und erzählen einmal, wie das denn wäre am
Bahnhofsvorplatz angesichts der Erfahrungen, die
in anderen Ländern mit diesem Bereich gemacht
worden sind! Kommen Sie doch hierher und erzäh-
len einmal, was die Bevölkerung von dieser Maß-
nahme wirklich hätte!

Der Innensenator, darüber mag man ja nun nichts
mehr sagen, hat in der Diskussion der GdP den Ver-
weis auf „Big Brother“ gebracht und gemeint, wenn
wir jetzt so etwas wie „Big Brother“ im Fernsehen
hätten, dann könnten wir doch auch einmal eben
den öffentlichen Raum überwachen. Das ist natür-
lich dann der Gipfel der Begründungen, die wir da
gehört haben. Verzeihen Sie bitte, sehr verehrte Kol-
legen der CDU, auch bei dieser Begründung kön-
nen wir leider nicht mitgehen und folgen, auch da
haben wir leider kein Verständnis für das, was Sie
tun. Das zu diesem Punkt!

Wir haben noch den Punkt der verdachtsunabhän-
gigen Kontrollen, die Sie auch so gern haben wol-
len. Da ist in der Diskussion bei der Gewerkschaft
der Polizei sehr deutlich geworden, dass Ihnen die
Polizei selbst nicht folgt in dieser Frage. Die Polizei
hat es selbst in dieser Diskussion sehr deutlich ge-
macht, indem sie gesagt hat, überflüssig und schäd-
lich, das heißt, etwas, was die Freiheitsrechte der
Bürger einschränkt, aber keine zusätzliche Sicher-
heit bringt, das macht ja nun wirklich keinen Sinn,
meine Damen und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir werden hier ja noch einmal zusammenkom-
men und werden, wenn Sie es endlich schaffen, ei-
nen abgestimmten Entwurf vorzulegen, das werden
wir dann ja in aller Ruhe abwarten können, hier dann
über eine ganze Reihe von anderen Details noch
sprechen können. Was bisher zu konstatieren ist, ist
etwas, was nicht vernünftig ist, etwas, was die Si-
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cherheit der Bremerinnen und Bremer nicht oder nur
marginal erhöht, gleichzeitig aber sehr weitreichend
in ihre Grundrechte und Freiheitsrechte eingreift.
Das können Sie keinem Menschen als eine vernünf-
tige Politik für Bremen verkaufen. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
uns  liegen  noch  weitere  Wortmeldungen  vor.  Ich
schlage vor, dass wir die Sitzung unterbrechen und
diese Debatte um 14.30 Uhr fortführen.

Ich möchte nur darauf aufmerksam machen, dass
wir interfraktionell beschlossen hatten, den Tages-
ordnungspunkt 13, Neuordnung der Aufgabenwahr-
nehmung  in  der  Freien  Hansestadt  Bremen,  um
14.30 Uhr zu beginnen. Ich nehme an, dass wir dies
dann nach der Debatte des Polizeigesetzes machen.

Ich höre keinen Widerspruch, dann verfahren wir
so.

Ich unterbreche die Sitzung bis 14.30 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung 12.59 Uhr)

*
Vizepräsident Dr. Kuhn eröffnet die Sitzung wieder
um 14.32 Uhr.

Vizepräsident Dr. Kuhn: Die Sitzung der Bürger-
schaft (Landtag) ist wieder eröffnet.

Wir fahren fort in der Beratung des Tagesord-
nungspunktes drei, Novellierung des Bremischen Po-
lizeigesetzes (BremPolG), Große Anfrage der Frak-
tion der CDU vom 10. Juli 2000, Drucksache 15/404,
dazu die Mitteilung des Senats vom 5. Dezember 2000,
Drucksache 15/551.

Als nächster Redner hat das Wort der Abgeord-
nete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich weiß gar nicht, warum Sie so
lange um eine notwendige und überfällige Novel-
lierung des Bremischen Polizeigesetzes hier herum-
reden und herumeiern. Ich frage mich, wie viele An-
fragen hier noch gestellt werden müssen, damit end-
lich eine Novellierung des Polizeigesetzes zum Schutz
unserer Bürger beschlossen wird.

Meine Damen und Herren, die Deutsche Volks-
union hält es für dringend erforderlich, dass das Bre-
mische Polizeigesetz von 1983 schnellstens, aber
auch schnellstens dem neuesten Stand der meisten
Bundesländer angepasst wird. Dazu, meine Damen
und Herren von der SPD, gehört eben auch der von

mir schon im Antrag geforderte und gesetzlich fest-
geschriebene finale Rettungsschuss. Diesen DVU-
Antrag haben Sie hier ja scheinheilig abgelehnt,
auch die CDU. Ich sage Ihnen aber deutlich, um drin-
gende Gefahr für Leib und Leben verhindern zu kön-
nen, muss unsere Polizei wirksamere Instrumente
erhalten. Dazu ist eine schnelle Novellierung des
Bremischen Polizeigesetzes natürlich mit dem fest-
geschriebenen finalen Rettungsschuss dringend er-
forderlich.

Ich verstehe die SPD nicht so ganz, dass sie auf
Kosten der inneren Sicherheit unserer Bürger die
Abwehr von Lebensgefahr unverantwortlich blo-
ckiert und bis jetzt aus parteitaktischem Kalkül eine
Gesetzesänderung verhindert hat. Soweit mir be-
kannt ist, ist das Land Bremen das einzige Bundes-
land, das hierzu keine gesetzliche Regelung im Po-
lizeigesetz hat. Das ist mehr als beschämend und
von Ihnen unverantwortlich, weil es die Präventi-
onsarbeit der Polizei erheblich schwächt und ein-
schränkt.

Ich fordere den Sprecher der SPD hiermit auf, mir
und den Bürgern draußen die Tatsache zu erklären,
warum Justiz und Polizei im Land Bremen weniger
Rechte haben als in anderen SPD-regierten Ländern!
Diesen unhaltbaren Zustand müssen Sie mir und der
Bevölkerung einmal erklären! Ich aber sage Ihnen
im Namen der Deutschen Volksunion, unsere Bür-
ger im Lande haben das gleiche Recht auf Sicher-
heit wie die Bürger in anderen SPD-geführten Län-
dern.

Meine Damen und Herren, damit unsere Polizei
im Lande ihre Aufgaben besser bewältigen kann,
habe ich hier im Landtag schon des Öfteren Anträge
eingebracht, die Sie zum Schaden der Bevölkerung
und der inneren Sicherheit eindeutig und schein-
heilig abgelehnt haben, wie zum Beispiel bessere
Ausrüstung für unsere Polizeibeamten, leichtere und
sichere Schutzwesten, keine personelle Einsparung
bei der Polizei, Einführung des finalen Rettungs-
schusses und so weiter. Das können Sie ja im Proto-
koll nachlesen, meine Damen und Herren.

Dass eine schnelle und dringende Novellierung
des Polizeigesetzes dringend erforderlich ist, zeigt
folgende Tatsache, leider ist das kein Einzelfall. Ich
möchte Ihnen einmal erklären, warum ich für die
Novellierung des Polizeigesetzes bin. Herr Präsident,
ich darf zitieren, Überschrift: „Grohner Düne, hier
regieren die Mafiakinder! Wie eine düstere Trutz-
burg steht die Grohner Düne über Vegesack. Der
Monsterbau am Bahnhof wird von zwei Großfamili-
en beherrscht. Die Asylanten aus dem Libanon steh-
len, prügeln, erpressen und so weiter. Geht ein Op-
fer  zur  Polizei,  drohen  sie  mit  Mord.“  Die  letzte
Schandtat der Familie Hammodi war, dass sie zwei
Jugendliche zum bewaffneten Raubüberfall zwang.
Hammodis Vater, Achmed M., sollte mit seiner Fa-
milie vor 13 Jahren, ich wiederhole, vor 13 Jahren,
ausgewiesen  werden.  Es  wurde  mit  einer  Unter-
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schriftenaktion der Vegesacker Bürger verhindert.
Damals sagte er weinerlich vor laufenden Kameras:
Ich möchte in Deutschland bleiben, damit meine Kin-
der in Frieden und Ruhe leben können und eine gute
Erziehung bekommen.

Das ist noch nicht alles, es geht ja noch weiter. Ei-
ne andere Zeitung, die „Bild“-Zeitung aus der Sprin-
gerpresse, Überschrift: „Grohner Düne – Brutstätte
der Gewalt! Die Grohner Düne, hier regieren die Ma-
fiakinder.“ Wie sieht es hinter den Mauern aus? In
den 572 Wohnungen leben rund 2100 Menschen,
20 Prozent sind Aussiedler, 53 Prozent sind Auslän-
der.  Sie  stammen  aus  31  Nationen.  Die  stärkste
Macht bilden Asylanten aus dem Libanon, aus der
Türkei und Kurden. Es ist keine Seltenheit, dass bei
diesen Großfamilien Kindergeld von zirka 6500 DM
bezahlt wird, dazu kostenlose Sozialleistungen und
gebührenfreie medizinische Versorgung.

Jetzt geht es hier weiter: „Ein Polizei-Insider: Dro-
gendealer, Erpresser und PKK-Aktivisten sind dort
untergekrochen. Sie leben unter dem Schutz ihrer
Großfamilien. Schon im Kinderhort beklauen die
Nachwuchsmafiosi gleichaltrige Kinder. Wenn sie
älter werden, organisieren sie sich in Banden und
tyrannisieren  und  erpressen  Gleichaltrige  aus  der
Nachbarschaft.“

Meine Damen und Herren, ich sage Ihnen, wer-
fen Sie kriminelle Ausländer hinaus, und das sofort,
damit unsere Kinder mitten in Deutschland wieder
in Ruhe und Frieden leben können und damit sie
eine gute Erziehung und Ausbildung bekommen!
Das ist auch zum Schutz der hier lebenden anstän-
digen Ausländer. Handeln Sie also konsequent und
rigoros, wie es in den Mitteilungen des Senats in
der Drucksache 15/551 aufgeführt ist!

Der Staat ist aufgefordert, gerade auch den von
mir eben genannten Tatsachen entgegenzusteuern,
denn die Verfassung verpflichtet den Staat dazu, die
Bürger zu schützen. Dies geschieht durch Nutzung
und Ausschöpfung geltenden Rechts seitens der Ju-
stiz und der Polizei. Der Polizei müssen Mittel und
Handlungsräume zugebilligt werden, die sie jetzt
nicht hat, um den gestiegenen Anforderungen in der
Kriminalitätsbekämpfung zu begegnen und den ver-
fassungsmäßigen Schutz der Bürger zu gewährlei-
sten. Also, reden Sie nicht so lange herum, handeln
Sie sofort, denn eine schnelle Novellierung des Po-
lizeigesetzes stellt die Polizeiarbeit auf eine sichere
und wichtige Grundlage, die unsere Polizeibeam-
ten vor Ort bei ihrer schweren Arbeit dringend be-
nötigen!

Die Deutsche Volksunion steht uneingeschränkt
zur Polizei. Aus dieser Verantwortung heraus wird
die DVU einer hoffentlich baldigen Novellierung des
Bremischen Polizeigesetzes selbstverständlich un-
eingeschränkt zustimmen.

Herr Kleen, das blutige Ende der Geiselnahme von
Gladbeck hätte in Bremen mit dem finalen Rettungs-

schuss verhindert werden können, und ich verstehe
nicht, dass Sie es überhaupt wagen, den Namen Sa-
kuth, den politisch Hauptverantwortlichen für die-
ses Desaster,

(Abg. B e c k m e y e r  [SPD]: Der war kein
Senator zu dem Zeitpunkt! – Zurufe von der

SPD)

überhaupt in den Mund zu nehmen und zu zitieren.

Meine Damen und Herren, Hauptschuldiger ist
der Innensenator Sakuth gewesen. Es ist eine Un-
verschämtheit und eine Skrupellosigkeit, dass Sie
diesen Namen überhaupt zitieren und hier in den
Mund nehmen.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Der war zu der Zeit gar nicht In-

nensenator! Das war Herr Meyer!)

Der ist doch deswegen zurückgetreten! Würden Sie
mir zustimmen, dass das auch ein SPD-Genosse war?

(Zurufe von der SPD)

Bitte, dann hat sich das ja erübrigt! – Ich bedanke
mich!

(Unruhe)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Herderhorst.

Abg. Herderhorst (CDU) *): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Nachdem ich Ihnen vor der
Mittagspause zuletzt zitiert habe, was Sozialdemo-
kraten im Saarland zum finalen Rettungsschuss ge-
sagt haben und dass sie im Saarland dem Gesetz-
entwurf in dieser Position zugestimmt haben, möchte
ich nun auf drei weitere Punkte zu sprechen kom-
men, die sich zurzeit noch aktuell in der Diskussion
befinden und bei denen wir in der Tat abwarten
müssen, was dabei herauskommt.

Da ist zunächst einmal der Punkt verdachtsunab-
hängige Kontrollen zu nennen. Es ist richtig, was
hier gesagt worden ist. Ich habe auch in meinem
Beitrag vorhin allerdings darauf hingewiesen, dass
die GdP vor zwei Jahren anderer Auffassung war,
nämlich dass hier sehr wohl eine solche Regelung
aufgenommen werden sollte. Sie ist davon abgekom-
men. Das ändert aber nichts daran, dass wir nach
wie vor der Auffassung sind, eine solche Regelung
auch in das Polizeigesetz aufnehmen zu müssen.

Wie mit anderen Regelungen auch, ich komme
später vielleicht noch einmal kurz darauf zu spre-
chen, haben die anderen Bundesländer mit dieser
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Regelung durchaus beste Erfolge in der Kriminali-
tätsbekämpfung erzielt. Es geht nicht darum, der Po-
lizei zu ermöglichen, nach Lust und Laune Bürger
zu überprüfen, sondern dies zielt eindeutig darauf
ab, organisierte Kriminalität in all ihren Facetten zu
bekämpfen. Gefahrenorte sind schon bislang durch
die Polizei selbst festgelegt worden, wo die Polizei
im  Sinne  verdachtsunabhängiger  Kontrollen  auch
schon kontrollieren konnte. Umso mehr, sage ich,
kann man dann auch den Schritt weitergehen und
sagen, wir nehmen das in das Polizeigesetz auf.

Im Übrigen lehnt sich diese Regelung auch an die
niedersächsische Regelung an. Die Niedersachsen
haben ebenfalls die verdachtsunabhängigen Kon-
trollen in ihrem Gefahrenabwehrgesetz geregelt.
Nicht zuletzt orientiert sich der Entwurf des Sena-
tors  für  Inneres  an  dem  Urteil  des  Landesverfas-
sungsgerichts Mecklenburg-Vorpommern. Ich erspa-
re es Ihnen, es jetzt hier zu zitieren. In jedem Fall
hat  das  Landesverfassungsgericht  Mecklenburg-
Vorpommern die Kriterien festgelegt, unter denen
hier eine solche Regelung auch in ein Polizeigesetz
geschrieben werden kann. Von daher wäre, wenn
man eine solche Regelung treffen würde, die Ver-
fassungsmäßigkeit durchaus gewährleistet. Meine
Damen und Herren, insofern sage ich noch einmal:
Warum soll die Polizei nicht auf der Basis konkreter
formulierter Regelungen einschreiten können?

(Glocke)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage oder Zwischenbemer-
kung des Kollegen Kleen?

Abg. Herderhorst (CDU): Bitte!

Vizepräsident Dr. Kuhn: Bitte, Herr Kleen!

Abg. Kleen (SPD): Herr Kollege, würden Sie be-
stätigen können, dass die Polizei heute jederzeit an
den  Orten,  die  von  Ihnen  gern  genannt  werden,
Bahnhofsvorplatz,  Flughafen  und  so  weiter,  ver-
dachts- und ereignisunabhängige Kontrollen durch-
führen kann? Können Sie auch bestätigen, dass im
Zusammenhang mit einer norddeutschen Aktion in
Bremerhaven Bremen sich an einer verdachts- und
ereignisunabhängigen Kontrollaktion beteiligt hat
zusammen mit dem Zoll, dem BGS und der Bremer-
havener Polizei in der Stadtgemeinde Bremerhaven?
Können Sie das bestätigen, dass eine Regelungslü-
cke für uns nicht besteht?

Abg. Herderhorst (CDU): Ich kann Ihnen bestäti-
gen, das habe ich eben gesagt, insofern bitte ich
auch, aufmerksam zuzuhören,

(Abg. K l e e n  [SPD]: Ich lausche nie-
mand anderem!)

dass es sehr wohl Gefahrenorte gibt, die von der
Polizei selbst aufgrund von Lagebeurteilungen fest-
gelegt werden. Im Rahmen dieser Gefahrenorte kön-
nen Polizeivollzugsbeamte in der Tat weitestgehend
jeden Bürger kontrollieren, nicht durchsuchen, aber
zumindest kontrollieren und die Identität feststellen,
das ist so. Diese Regelung, die wir aber haben möch-
ten, zielt nicht auf diese allgemeinen Gefahrenorte
ab, sondern steht in konkretem Zusammenhang mit
organisierter Kriminalität. Insofern handelt es sich
hier um eine andere Qualität.

Es handelt sich auch insofern um eine andere Qua-
lität, als hier eine – wenn man so will – überörtliche
Lagebeurteilung, die ihren Ursprung in Polen oder
wo auch immer haben kann und erwarten lässt, dass
hier Schleuserkriminalität oder Drogenkriminalität
oder welcher Bereich der organisierten Kriminalität
auch immer eine Rolle spielt, dass auch möglicher-
weise Container in Bremerhaven am Kai abgefer-
tigt werden und sich in einem dieser Container nach
der Lagebeurteilung unter Umständen Drogen be-
finden. Da greift dann ein solches Gesetz.

(Beifall bei der CDU)

Wie weit man das nun in die Tiefe regelt oder
nicht, lasse ich jetzt dahingestellt. Diese 30 Kilome-
ter wären natürlich für Bremerhaven wohl nicht der
richtige Gradmesser, das will ich gern zugestehen,
gleichwohl kann man da andere Regelungen tref-
fen. Ansonsten, sage ich, ist hier in beiden Fällen
ausschlaggebend die Beurteilung der Polizei selbst,
und insofern, sage ich, ändert sich an der Stelle tat-
sächlich nichts. Herr Kollege Kleen, Sie können sich
ruhig setzen, betrachten Sie Ihre Frage als beant-
wortet!

(Heiterkeit)

Es ist allerdings auch hier so, das sage ich noch
einmal deutlich, es geht nicht darum, dass Polizei-
beamtinnen und -beamte zukünftig dann jedwede
Bürgerin und jedweden Bürger kontrollieren nach
Lust und Laune. Ich wiederhole mich da, und ich
finde es auch bemerkenswert auf der einen Seite,
aber ganz schlimm auf der anderen Seite, dass, ich
habe es irgendwo gelesen, ich kann jetzt nicht mehr
genau sagen wo, der Polizei unterstellt wird, sie wür-
de, wenn sie eine solche Regelung im Polizeigesetz
hätte, nur noch laufend Ausländer kontrollieren. Das
ist eine Diffamierung der Polizei, und die lassen wir,
das sage ich hier ganz deutlich, nicht zu,

(Beifall  bei  der  CDU – Abg. B e c k -
m e y e r  [SPD]: Wer hat das denn gesagt?)

sondern wir unterhalten uns noch darüber. Aber es
ist gesagt worden! Die Person oder die Personen ste-
hen Ihnen nicht ganz fern, das kann ich sagen.
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Meine Damen und Herren, als Nächstes spreche
ich, auch aus Zeitgründen relativ kurz, den Gewahr-
sam nach Platzverweis an, eine Frage, die man im
Grunde genommen auf der einen Seite in der Tat so
sehen kann, wenn einer, der denn des Platzes ver-
wiesen wurde und an diesen Ort zurückkehrt, wo er
sich nicht aufhalten soll, dann greift die Polizei er-
neut zu, und das wird dann zu einem Spielchen, das
dauern kann. Die andere Möglichkeit ist, dass man
dann, wenn er ein zweites oder ein drittes Mal an
diesem  Ort  aufgetaucht  ist,  tatsächlich  sagt,  so,
Freund, nun gehst du in Gewahrsam und bleibst da
einmal ein paar Stunden, und dann wirst du dir viel-
leicht überlegen, ob du dieser Verfügung dann auch
zukünftig noch nicht folgen willst.

Ich glaube auch, dass wir dies auch im Zusam-
menhang, ich greife da schon ein bisschen vorweg,
mit der Frage des Wegweisungsrechts und der Rück-
kehr von Eheleuten diskutieren müssen, denn ich
denke auch an der Stelle, wenn der Richter nicht
immer präsent ist, und der ist nicht immer präsent,
dann wird die Polizei gerufen, und wenn die Polizei
den Mann dann aus der Wohnung gewiesen hat, der
aber zurückkehrt, dann ist es wieder Aufgabe der
Polizei, ihn wegzuweisen. Auch da müsste man ein-
mal darüber nachdenken, ob man ein solches Instru-
ment nicht einbaut, um dann auch wirkungsvoll die-
ses Wegweisungsrecht durchzusetzen.

Meine Damen und Herren, auch zur akustischen
Raumüberwachung möchte ich mich nicht allzu weit
auslassen. Ich stelle nur fest, dass auch dieses In-
strument für die Polizei sicherlich ein wertvolles In-
strument im gefahrenabwehrenden Bereich darstellt,
ergänzend zu den strafprozessualen Regelungen in
den Paragraphen 100 et cetera der Strafprozessord-
nung zu wirken und damit der Polizei die rechtliche
Möglichkeit und Handhabe zu geben, im Bereich
der organisierten Kriminalität, wenn es denn sein
muss, zu überwachen, wobei ich auf der anderen
Seite auch sage, dass sich gezeigt hat, dass dieses
Instrument nicht allzu oft angewendet wird. Das in-
terpretiere ich einfach so, dass die Polizei sehr wohl
nicht nur rechtskonform – das sowieso –, sondern
auch sehr behutsam mit diesem Instrument umgeht
und von daher sehr wohl die Bürgerrechte zu schüt-
zen weiß.

Das waren im Wesentlichen die im Moment noch
strittigen Punkte. Es mag sein, dass es an der einen
oder anderen Stelle, ich habe das heute Morgen in
der Zeitung gelesen, vielleicht noch kleinere Pro-
bleme gibt, aber das waren im Wesentlichen die Po-
sitionen, die zurzeit noch strittig sind.

Abschließend möchte ich Gelegenheit nehmen,
noch kurz unsere Positionen zu Punkten zu nennen,
die sich darüber hinaus nicht mehr in der Diskus-
sion befinden, sehr wohl aber einfließen sollten in
eine Neuregelung des Polizeigesetzes. Das ist ein-
mal  die  Rasterfahndung,  also  der  Datenabgleich

auch über Behörden hinweg, die als Instrument, ins-
besondere beispielsweise in Hamburg, schon lange
Zeit sehr erfolgreich genutzt wird. Es ist die Rege-
lung der verdeckten Ermittler, die auch gerade im
Bereich der organisierten Kriminalität wertvolle Ar-
beit geleistet haben. Das ist auch ein Feld, wo die
Diskussion über Ausländer bei der Polizei sehr viel
Sinn macht – mit einen Sinn macht, nicht allein,
wohlgemerkt –, also Ausländer zur Polizei zu bekom-
men, weil die die Gebräuche noch kennen und die
Sprache in aller Regel noch sprechen und von da-
her sehr wertvolle verdeckte Ermittler sein könnten.

Den  Unterbringungsgewahrsam  kann  ich  ver-
nachlässigen, ich komme dann zur Videoüberwa-
chung an Brennpunkten, auch dazu ist ja von Herrn
Kleen und von Herrn Dr. Güldner einiges gesagt
worden. Ich stelle dazu nur und noch einmal aus-
drücklich fest, es geht nicht darum, dass wir die ge-
samte Stadt mit Videokameras bepflastern, sondern
es geht darum, an wirklichen Brennpunkten diese
Kameras zu installieren, auf der einen Seite, um prä-
ventive Wirkung zu erzielen und nicht so, wie Herr
Dr. Güldner das interpretiert hat, damit die Bürger
das nun als tolle Tat des Senats ansehen, sondern
damit hier tatsächlich die präventive Wirkung einer-
seits einsetzt und andererseits es auch die Möglich-
keit gibt, im Falle eines Falles eine Beweisführung
zu sichern, die über diese Aufnahmen dann vor Ge-
richt Bestand haben kann.

(Glocke)

Ich komme zum letzten Punkt, hier wiederhole ich
auch noch einmal, dass wir sehr wohl der Auffas-
sung sind, dass das Wegweisungsrecht in dieses Po-
lizeigesetz Eingang finden soll. Wir sind auch, wie
alle Fraktionen in diesem Haus, überzeugt davon,
dass das sehr viel Sinn macht und auch notwendig
ist. Ich habe gerade vorhin einen Entwurf – oder es
ist schon beschlossen, wie auch immer – des Bundes
gesehen, das ist erfreulich, dass das alles so schnell
gegangen ist. Nun hoffe ich, dass die Innenminister-
konferenz möglichst einheitlich eine Regelung für
die Polizeigesetze findet. Wenn das auch der Fall
ist, entstehen überhaupt keine Probleme mehr, das
hier ins Polizeigesetz zu übernehmen. – Danke!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als nächster Redner er-
hält Herr Senator Dr. Schulte das Wort.

Senator Dr. Schulte: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Bevor ich zu den vier aus meiner
Sicht wichtigsten im Wesentlichen noch strittigen
Punkten komme, möchte ich einige Vorbemerkun-
gen machen. Zunächst einmal, was, glaube ich, hier
in diesem Kreise völlig unstrittig ist, zur Tatsache,
dass wir seit 1983 ein Polizeigesetz haben, das drin-
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gend verändert werden muss! Es muss an die da-
tenschutzrechtlichen Bestimmungen, die zwischen-
zeitlich Gesetz geworden sind, angepasst werden.
Sie wissen, dass durch das Volkszählungsurteil die
Auflagen erfüllt werden müssen, die Polizeigesetze
in allen Bundesländern zu ändern. Dass dies inzwi-
schen überall passiert ist, nur in Bremen bisher nicht,
unterstreicht die Notwendigkeit, dass wir hier Klar-
heit schaffen müssen. Das ist der Druck, der Grund,
die Notwendigkeit, dass wir nun endlich bitte zu ei-
nem Ergebnis kommen.

Punkt zwei: Meine Damen und Herren, ich fange
einmal mit dem kleinsten Problem an, das ist das
eben von Herrn Herderhorst am Schluss genannte
Wegweisungsrecht. Wir haben gerade gehört, dass
ja der Bundestag eine entsprechende Formulierung
beschlossen hat.

(Abg. K l e e n  [SPD]: Die Bundesregie-
rung!)

Entschuldigung, das Kabinett, genau! Wir haben bei
der letzten Innenministerkonferenz verabredet, dass
wir diesen Referentenentwurf jetzt zur Grundlage
für eine Überprüfung nehmen, welche eventuell zu-
sätzlichen Regelungen in die Polizeigesetze der Län-
der einbezogen werden sollen, das heißt, ich gehe
davon aus, dass wir uns einig sind, dass wir eine
solche gesetzliche Regelung haben wollen. Es gibt
auch einen entsprechenden Bürgerschaftsbeschluss
dazu, der liegt vor.

Die Innenminister haben sich aber darauf geei-
nigt, eine möglichst einheitliche Formulierung in al-
len Polizeigesetzen zu haben, und wenn es uns ge-
lingt, mit der Novellierung unseres Polizeigesetzes
in der ersten und zweiten Lesung Anfang nächsten
Jahres möglicherweise mit dieser Regelung synchron
zu verfahren, dann können wir das ja vielleicht ver-
abreden.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch
zwei weitere Vorbemerkungen machen! Einmal, lie-
ber Herr Kleen, zu den Bremensien! Wir hatten uns
ja bereits vorgestern bei der GdP bei einer Diskussi-
on über das Polizeigesetz gestritten, und ich habe
Ihnen allerdings auch sehr klar vorgeworfen, und
ich tue das hier auch wieder, dass Sie um Himmels
willen bremische Lösungen wollen, obwohl wir uns
bundesweit bemühen, Vereinheitlichungen hinzu-
bekommen. Natürlich bin ich überzeugter Födera-
list, das spielt dabei überhaupt keine Rolle, natür-
lich bin ich stolz auf hansestädtische Traditionen,
aber ich bin sehr dagegen, dass Sie im Polizeirecht
Insellösungen haben. Das kann nicht gut gehen!

(Beifall bei der CDU)

Sie wissen, Herr Kleen, genauso gut wie ich, dass
bei der Innenministerkonferenz ganz bewusst das
Einstimmigkeitsprinzip besteht, das eben dafür sor-

gen soll, dass alle wichtigen Fragen der Innenpoli-
tik bundeseinheitlich geregelt sind. Deshalb mein
dringender Appell: Erlauben Sie uns, in Bremen ein
modernes, aber gleichzeitig auch funktionierendes
Polizeigesetz zu beschließen, das uns erlaubt, ge-
nauso die Kriminellen zu bekämpfen, wie das in al-
len anderen Bundesländern möglich ist, denn, mei-
ne Damen und Herren, die Verbrecher kennen kei-
ne Landesgrenzen, lieber Herr Kleen!

(Beifall bei der CDU – Zuruf des Abg.
K l e e n  [SPD])

Die nehmen auch keine Rücksicht auf Ihre Bauch-
schmerzen, weil Sie sich bei irgendwelchen gesetz-
lichen Dingen herumdrücken wollen. Deshalb noch
einmal der dringende Appell: Wenn Sie bei all den
Streitpunkten, die wir haben, herunterdeklinieren,
ich brauche mich nicht an Niedersachsen, ich brau-
che mich nicht an Sachsen-Anhalt zu orientieren, wo
es auch eine SPD-Regierung gibt, oder an Hamburg,
ich will das machen, was ich für richtig halte, dann
geht das im Bereich der inneren Sicherheit nicht!
Deshalb der dringende Appell an Sie, dass Sie das
ändern!

Lieber Herr Güldner, auch da noch eine Vorbe-
merkung! Sie haben zitiert oder auf ein Schreiben
hingewiesen, das Staatsrat Goehler seinerzeit zu-
sammengefasst hat. Er hat die Punkte dargestellt,
die geeint waren mit dem Justizressort, mit Herrn
Mäurer, und hat, um sie herauszuheben, die Punkte
herausgestrichen, die nicht geeint waren. Das war
also nicht etwa ein Verzicht auf die Grundsatzposi-
tionen des Innenressorts, sondern es war nur eine
deutliche Heraushebung der noch bestehenden Ge-
gensätze.

Das Zweite! Sie haben den Sonderparteitag der
CDU angesprochen. Sie irren, wenn Sie meinen, dass
das ein Parteitag zum Polizeigesetz gewesen ist. Es
war ein sehr umfassender Leitantrag zu allen Berei-
chen der inneren Sicherheit, des Asylrechts, des Ein-
wanderungsrechts, in dem das Polizeigesetz nur eine
sehr kleine, aber nicht unbedeutende Rolle gespielt
hat.

Ich habe übrigens, weil Sie mich auch zitiert ha-
ben, Herr Kleen, bei diesem Parteitag Folgendes ge-
sagt: Mir ist klar, dass wir in der Koalitionsvereinba-
rung für diese Legislaturperiode den finalen Ret-
tungsschuss nicht haben.

(Abg. Kleen [SPD]: Ja! – Abg. B ö h r n -
s e n  [SPD]: Bravo!)

Wir wollen aber alles tun, um Sie zu überzeugen,
dass wir ihn doch brauchen!

(Beifall bei der CDU)



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 15. Wahlperiode – 29. Sitzung am 14. 12. 00 2145

Wenn es uns nicht gelingt, dann werden wir in die-
ser Koalitionsregierung wohl leider verzichten müs-
sen, aber dann wird es in den nächsten Koalitions-
vertrag  hineinkommen.  Damit  beginnt  dann  der
Wahlkampf! So habe ich das gesagt, und dazu stehe
ich auch!

(Abg. K l e e n  [SPD]: Dazu stehe ich
auch!)

Dann lassen Sie uns munter streiten, das ist rich-
tig. Ich habe auch ganz klar gesagt, und ich werde
Ihnen auch gleich einen konkreten Grund nennen,
warum ich der Meinung bin, dass wir unsere Koali-
tionsvereinbarung erweitern müssten, aber es ist,
glaube ich, lieber Herr Kleen, legitim zu sagen: Ja-
wohl, das ist der Koalitionsvertrag, wenn wir den
nicht mehr ändern können, dann aber bitte jetzt mit
Volldampf in die Argumentation, und das ist die Ein-
leitung des Wahlkampfes! So habe ich es gesagt!

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Heißt das, ihr wollt noch einmal
miteinander  regieren?  –  Zuruf  von  der
CDU: Oder allein! – Abg. K l e e n  [SPD]:
Wir auch! – Abg. E c k h o f f  [CDU]: Ihr
könnt es nicht, das habt ihr ja wohl bewie-
sen!  –  Heiterkeit  bei  der  CDU  –  Wider-

spruch bei der SPD)

Wir müssen hier doch auch ein bisschen diskutie-
ren! Das ist doch richtig!

Herr Präsident, darf ich ganz bescheiden fragen,
ob ich noch das Wort habe?

Vizepräsident Dr. Kuhn: Sie müssen nur sprechen,
Herr Senator!

Senator Dr. Schulte: Es hilft ja auch ein bisschen
zur Aufmischung der Diskussion!

Meine Damen und Herren, wir haben im Wesent-
lichen vier Streitpunkte, die ich hier noch einmal prä-
zisieren möchte aus Sicht des Innenressorts, aus Sicht
meiner eigenen Position. Vieles ist gesagt worden,
aber ich möchte sie deutlich formulieren. Einmal der
Rechtsrahmen  für  den  Schusswaffengebrauch  mit
voraussichtlich tödlicher Wirkung! Sie merken, ich
vermeide ganz bewusst diesen sehr schwierigen Be-
griff des finalen Rettungsschusses, der auch immer
wieder unterschiedlich und falsch interpretiert wird.

Ich sage ganz klar: Wir brauchen einen Rechts-
rahmen für den Schusswaffengebrauch mit voraus-
sichtlich tödlicher Wirkung. Bremen ist das einzige
Bundesland, das einen solchen Rechtsrahmen nicht
hat. Das ist ganz entscheidend hier anzumerken,
meine Damen und Herren, dass wir als einziges Bun-
desland die Polizei mit einer solchen Frage allein
lassen, und das kann nicht sein!

(Beifall bei der CDU)

In dieser Frage – wir kommen ja gleich noch zu
einem anderen Punkt, wo die Polizei und die GdP
andere Meinungen haben, das muss man konzedie-
ren –, aber in dieser Frage, Herr Böhrnsen und Herr
Kleen, weil Sie da die Fachleute Ihrer Fraktion sind,
stehen die Polizei und die Gewerkschaft der Polizei
voll und ganz hinter dem Referentenentwurf des In-
nensenators.

Meine Damen und Herren, ich möchte Ihnen sa-
gen, warum ich der festen Überzeugung bin, trotz
unserer in dieser Frage leider nicht klaren Koali-
tionsvereinbarung – –.

(Zuruf von der SPD)

Insofern nicht klar, weil Sie gemauert haben!

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Nein,
Sie haben es unterschrieben!)

Ich selbst nicht, aber es ist ja auch richtig, was Sie
sagen. Nur, es muss doch möglich sein, zum Don-
nerwetter, wenn man innerhalb einer Legislaturpe-
riode Anhaltspunkte hat für eine Notwendigkeit ei-
ner Korrektur, dann muss man doch die Lage erken-
nen und notwendigerweise darauf eingehen und sa-
gen, jetzt brauchen wir doch eine Regelung!

(Beifall bei der CDU – Zurufe von der
SPD)

Deshalb, Herr Kleen, meine Damen und Herren,
wiederhole ich das Beispiel, das ich bereits bei der
Podiumsdiskussion der GdP gesagt habe. Ich kom-
me nicht mit dem alten, dramatischen und schwieri-
gen Ereignis, das hier auch schon mehrmals zitiert
ist mit der Gladbecker Affäre. Ich komme mit einem
ganz frischen Beispiel aus dem Jahr 2000 in Ham-
burg, wo ein Geiselnehmer zwei Geiseln getötet hat,
in einer Nachbarwohnung eine weitere Person be-
droht hat und in einer solchen Situation der Geisel-
nehmer nur dadurch unschädlich gemacht werden
konnte, weil der Polizist durch einen gezielten Schuss
diesen Geiselnehmer unschädlich gemacht hat und
das Leben der Geisel gerettet hat.

(Abg. Frau W i l t s  [SPD]: Unschädlich!
Das ist unmöglich!)

Jawohl, unschädlich! Unschädlich heißt, die Geisel
zu retten! Das ist doch der Punkt!

(Beifall bei der CDU – Zurufe von der SPD
und vom Bündnis 90/Die Grünen)

Nicht unschädlich durch Psychologie, lieber Herr Dr.
Güldner, ich komme gleich noch darauf, sondern un-
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schädlich mit der Waffe in der Hand, denn dazu ist
der Polizist auch ausgebildet, das zu tun!

(Zuruf von der CDU: Gott sei Dank lebt
die Geisel noch!)

Meine Damen und Herren, da mich das sehr ge-
nau berührt, weil wir ja nun an der Formulierung
unseres Polizeigesetzes sitzen, habe ich sowohl das
Hamburger SEK als auch das Bremer SEK gefragt,
insbesondere die Bremer Polizeibeamten: Wie wür-
det ihr reagieren, wenn ihr in einer solchen Lage
wäret? Da haben die Bremer Polizeibeamten des SEK
gesagt: Wir hätten keinen Schuss abgegeben, denn
wir haben keinen Rechtsrahmen für unser Handeln!
Lieber Herr Kleen, das sind die Antworten der Poli-
zisten vor Ort, die in Bremen bei einem solchen Ver-
gleichsfall nicht hätten eingreifen können oder ein-
greifen wollen! Darum sage ich, wir müssen unsere
Polizeibeamten schützen, damit sie die Geiseln bei
einem Vergleichsfall hier in Bremen schützen kön-
nen!

(Beifall bei der CDU – Glocke)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Herr Senator, gestatten
Sie eine Zwischenfrage?

Senator Dr. Schulte: Ja, bitte!

Vizepräsident Dr. Kuhn: Bitte, Herr Kleen!

Abg. Kleen (SPD): Herr Senator, ich erspare mir
die Bemerkung, dass auch in Hamburg die Geisel
verletzt worden ist. Herr Senator, ich darf noch ein-
mal daran erinnern, dass Sie, bevor Sie Hamburg
erwähnt haben, mir das Ereignis in Luxemburg vor-
gehalten haben als Beispiel. Luxemburg hat nun ein-
mal die gleiche Rechtslage wie Bremen. Können Sie
mir  vielleicht  zustimmen,  dass  der  einzige  Unter-
schied zwischen Hamburg und Bremen in einem sol-
chen Fall gewesen wäre, dass in Hamburg mögli-
cherweise der Polizeiführer den finalen Rettungs-
schuss anordnen konnte und er in Bremen nicht hätte
angeordnet werden können, dass aber die rechtli-
chen Folgen für einen Schützen in Bremen wie für
den Schützen in Hamburg exakt die gleichen ge-
wesen wären?

(Zurufe von der CDU: Dummes Zeug!)

Das ist überhaupt nicht dummes Zeug, sondern das
stimmt!

Senator Dr. Schulte: Lieber Herr Kleen, ich muss
Sie leider korrigieren. Ich bitte Sie gern zu einem
Privatissimum, vielleicht auch gern mit dem SEK zu-
sammen, weil ich finde, wir müssen uns wirklich ein-
mal fachlich inhaltlich darauf konzentrieren. Es hat

keinen Zweck, hier einen ideologischen Richtungs-
streit zu führen, wir müssen an der Sache orientiert
arbeiten!

Es ist wirklich so, Herr Kleen, ich habe mich nicht
so intensiv mit Luxemburg befasst, ich habe mich
mit  Hamburg  befasst,  auch  mit  meinem  Kollegen
Wrocklage, der übrigens SPD-Senator ist, der das
gleiche dringende Bedürfnis hat, eine solche Rege-
lung umgesetzt zu haben. Er hat sie auf eine andere
Weise. Die Hamburger Situation war dadurch ge-
kennzeichnet, dass dort ein Polizeibeamter im Raum
war und allein entscheiden musste und entschieden
hat! Da gab es kein Lagezentrum über ihm. Das war
entscheidend wichtig, und ein entsprechender Bre-
mer Beamter hätte das nicht gemacht.

(Abg. K l e e n  [SPD]: Das kann er in
Bremen genauso! Genauso!)

Lieber Herr Kleen, dann bitte ich Sie herzlich, ich
lade Sie hiermit ein, wir gehen gemeinsam zum SEK,
Sie lassen es sich erläutern, was hier erläutert wor-
den ist!

(Zuruf des Abg. B ö h r n s e n  [SPD])

Es ist meine Aufgabe, lieber Herr Böhrnsen, das zu
tun! Ich versuche, es Ihnen darzustellen, dieses Ge-
spräch wiederzugeben, und ich tue das hoffentlich
einigermaßen sachlich, dass ich berichte von einem
Besuch beim SEK, und ich versuche, Ihnen dies dar-
zustellen. Wenn Sie das nicht nachvollziehen wol-
len oder können, dann kann ich Sie doch nur einla-
den, das Gespräch – –.

(Abg. B ö h r n s e n  [SPD]: Es geht doch
um den rechtlichen Rahmen! Wie ist denn
Ihre Antwort darauf? Wie ist denn Ihre Ant-

wort als Innensenator?)

Ja, es geht um den rechtlichen Rahmen. Meine
Antwort ist eindeutig, als Innensenator dieses Lan-
des und dieser Stadt sage ich, wir brauchen einen
klaren neuen, rechtlich definierten Schutzrahmen für
das polizeiliche Handeln beim Einsatz von Schuss-
waffen. Das ist der entscheidende Punkt!

(Beifall bei der CDU – Glocke)

Auch die SPD-Fraktion, lieber Herr Böhrnsen, hat
die Aufgabe, sich schützend vor die Polizei zu stel-
len und sie nicht allein zu lassen mit dieser Frage.
Das ist der Punkt!

(Beifall bei der CDU – Glocke)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Herr Senator, gestatten
Sie eine Zwischenfrage oder Zwischenbemerkung
des Abgeordneten Tittmann?
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Senator Dr. Schulte: Wenn es sein muss, ja, bitte!

Vizepräsident Dr. Kuhn: Bitte sehr!

Abg. Tittmann (DVU): Herr Senator, würden Sie
mir zustimmen, wenn ich behaupten würde, dass es
der SPD mehr um Täterschutz als um Opferschutz
geht, dass es egal ist, ob Sakuth oder Meyer, dass
sie definitiv in diesem Fall alle versagt haben? Wür-
den Sie mir zustimmen, wenn ich behaupten wür-
de, der SPD geht es mehr um Täterschutz als um
Opferschutz?

(Widerspruch bei der SPD)

Senator Dr. Schulte:  Herr Tittmann, wenn Sie noch
nicht einmal wissen, welcher Senator damals eigent-
lich zuständig war, ist es sehr schwierig, Ihnen bei
irgendetwas zuzustimmen. Sie können sich gern hier
noch einmal melden.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Ist doch
egal! – Glocke)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Sie haben nicht das Wort
für eine weitere Frage. Es wird hier eine Frage zu-
gelassen, und dann wird weitergemacht in der Dis-
kussion. So sind unsere Regeln!

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Dann bitte ich
um Beantwortung meiner einen Frage!)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Bitte sehr!

Abg. Tittmann (DVU): Würden Sie mir zustimmen,
wenn ich sagen würde, dass es der SPD mehr um
Täterschutz als um Opferschutz geht, ihrem Verhal-
ten nach?

Senator  Dr.  Schulte:  Herr  Tittmann,  fragen  Sie
doch die SPD selbst, bitte schön! Ich bin nicht Ihr
Zwischenträger!

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]:  Sie  sind  In-
nensenator! – Glocke)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Herr Tittmann, Sie ha-
ben nicht das Wort! – Bitte sehr, Herr Senator!

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Das besagt
alles! Das reicht mir auch!)

Senator  Dr.  Schulte:  Ich  möchte  zum  zweiten
Punkt kommen, der hier auch in der Diskussion be-
reits eine Rolle gespielt hat, das sind die so genann-
ten verdachtsunabhängigen Kontrollen. Hier ist zu
konzedieren, das haben wir auch gehört, dass so-
wohl die Polizei als auch die Gewerkschaft der Poli-

zei meint, dass dieses Instrumentarium nicht notwen-
dig ist, weil sie sagen, es reichen definierte Gefah-
renorte für das polizeiliche Handeln. Dagegen setze
ich die Aussage, dass wir lageabhängige Entschei-
dungen für solche Kontrollen brauchen, lageabhän-
gige, die sich nicht an konkreten Räumlichkeiten
festmachen lassen und deshalb hier die Polizei, üb-
rigens nach Anweisung des Polizeipräsidenten, da-
mit da kein Missbrauch passieren kann, auch einen
Handlungsrahmen hat.

Meine Damen und Herren, auch hier wieder das
Thema Bremensie! Niedersachsen hat dieses Instru-
ment, Bremen hat es nicht. Herr Herderhorst hat völ-
lig zu Recht auf die immer größere Bedeutung der
organisierten Kriminalität hingewiesen, die wir hier
in Bremen haben und die leider nach unseren Er-
kenntnissen zunimmt und nicht abnimmt. Da müs-
sen wir doch unseren Polizeibeamten alle möglichen
Instrumente zur Verfügung stellen, zumindest die,
die im Nachbarland bestehen! Das ist doch über-
haupt nicht einzusehen, dass das nicht besteht. Herr
Kleen, gerade Sie, der Sie doch immer so klar dar-
auf erpicht sind, dass das polizeiliche Handeln defi-
niert ist, müssten doch in dieser Frage für eine klare
Rechtsgrundlage sorgen, statt sich darauf zu verlas-
sen, was die Polizei mit ihren jetzigen Gefahrenor-
ten selbst definieren kann. Deshalb bitte ich Sie ganz
herzlich, sich das klar zu machen!

(Beifall bei der CDU)

Der dritte Punkt, den ich ansprechen möchte, ist
das Thema Videoüberwachung. Hier scheint es viel-
leicht  die  Hoffnung  zu  geben,  einen  Kompromiss
zwischen den beiden Regierungsparteien zu bekom-
men.  Deshalb  möchte  ich  mich  in  erster  Linie  an
Herrn Güldner wenden. Herr Güldner, Ihr Beispiel
London ist ein falsches Beispiel, denn in London war
damals die Videoüberwachung ausschließlich zur
Abwehr der IRA-Attentate gedacht, deshalb können
Sie das jetzt schlecht mit einem Ansteigen von Kri-
minalitätswellen begründen. Wir können dieses The-
ma aber gern in der Deputation vertiefen. Ich möch-
te  lieber  deutsche  Beispiele  anführen.  Wenn  Sie
schon Beispiele anführen, müssen Sie schon die rich-
tigen und treffenden Beispiele nehmen.

Das Beispiel, das ich immer gern zitiere, Sie aber
eben nicht erwähnt haben, ist das Beispiel Leipzig.
In Leipzig haben wir eine Videoüberwachung. Dort
ist festzustellen, dass ein Rückgang von Kriminali-
tätsfällen stattgefunden hat und noch nicht einmal
eine Verdrängung. Genauso wie dort streben wir in
Bremen  an,  an  Gefahrenstandorten  eine  solche
Videoüberwachung  zu  machen,  zum  Beispiel  am
Hauptbahnhof, wo man in der Tat nicht einen Hand-
taschenraub verdrängen kann in Nachbargebiete.
Dieses Beispiel Leipzig ermuntert uns, hier in Bre-
men auch eine solche Regelung zu finden. Wir alle
kennen doch auch schon Beispiele in Bremen von
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privaten Eigentümern, die Gewoba macht das an so-
zialen Brennpunkten ihrer Wohnanlagen mit einer
Videoüberwachung. Das hat zu einer Beruhigung
beigetragen.

Ich möchte noch einmal deutlich sagen, die Men-
schen, die Sie auf der Straße nach dem Thema Vi-
deoüberwachung fragen, sagen, wir fühlen uns ge-
schützt durch eine solche Videoüberwachung. Wir
fühlen uns nicht verunsichert, sondern wir fühlen uns
geschützt. Fragen Sie bitte einmal gerade die Be-
wohner in diesen Wohnanlagen! Sie fühlen sich si-
cherer, seitdem es dort eine Videoanlage gibt. Des-
halb ist das eine richtige Entscheidung.

(Beifall bei der CDU)

Der vierte Streitpunkt ist das Thema Einsatz tech-
nischer Mittel zur akustischen Raumüberwachung.
Auch hier kann ich die SPD nicht verstehen. Auf der
einen Seite ist die Strafverfolgung erlaubt, aber die
Gefahrenabwehr  ist  nicht  erlaubt  als  präsumtive
Maßnahme! Ich meine, hier müssten wir uns wirk-
lich auf den Feldern begegnen können, wo bereits
eine Vereinbarung besteht. Ich bin eigentlich über-
zeugt, dass wir hier eine Regelung brauchen, denn
wir können doch nicht alle Kriminellen aus aller Welt
hier nach Bremen holen, nur weil Sie Schwierigkei-
ten haben und das Polizeirecht liberal und unzweck-
mäßig gestalten wollen.

(Beifall bei der CDU – Widerspruch bei der
SPD – Abg. B ö h r n s e n  [SPD]: Nun ach-
ten Sie einmal auf das Niveau! Tiefer geht

es nimmer!)

Das kann doch nicht akzeptiert werden! Ich sage
noch einmal, wir denken uns doch nicht so böse Din-
ge wie den Lauschangriff aus, um Menschen zu är-
gern, sondern wir wollen gerade die Täter im Be-
reich der organisierten Kriminalität hier beobach-
ten und verfolgen. Da brauchen wir ein modernes
Instrumentarium. Darum dürfen wir nicht zulassen,
dass Bremen eine liberalere Schwelle hat als ande-
re Bundesländer. Ich wiederhole mich, das Stichwort
Bremensien!

(Beifall bei der CDU – Zuruf des Abg.
K l e e n  [SPD])

Darum lassen Sie uns doch bitte die Instrumenta-
rien nehmen, die wir brauchen, um solche Machen-
schaften zu unterbinden! Das ist mein Anliegen, was
ich noch einmal ganz deutlich sagen will.

Lieber Herr Kleen, ich möchte noch einmal deut-
lich herausheben, wo wir uns beide wohl ein Stück
weit unterscheiden. Sie haben viel zu wenig Ver-

trauen in die polizeiliche Arbeit, Sie haben ein viel
zu großes Misstrauen gegenüber der polizeilichen
Arbeit.

(Beifall bei der CDU – Widerspruch bei
der SPD)

Ich habe Vertrauen, dass die Polizeibeamten im
Rahmen solcher rechtlichen Möglichkeiten aufgrund
ihrer gut ausgebildeten Struktur, die jetzt übrigens
noch besser wird durch die zweigeteilte Laufbahn,
die  richtigen  Antworten  finden  auf  eine  Verbre-
chensbekämpfung, wenn wir ihnen denn den recht-
lichen Rahmen in die Hand geben.

Ich  möchte  ein  modernes  Polizeigesetz,  aber
gleichzeitig auch ein funktionsfähiges und kein li-
berales, unzweckmäßiges, das letztendlich nur eine
politische Unentschiedenheit herunterdelegiert auf
die Polizei! Das darf nicht sein! – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Nur abschlie-
ßend eine kleine, kurze Erwiderung auf das, was
Senator Dr. Schulte hier sagte, weil die meisten
Punkte heute Morgen in der Debatte ja schon ange-
sprochen worden sind!

Herr Senator, es ist eigenartig, Sie werfen den Kri-
tikern dieser Punkte am Polizeigesetz vor, sie hät-
ten kein Vertrauen in die Polizei. Nehme ich die Re-
solution der Gewerkschaft der Polizei von dieser Wo-
che, die Sie auch kennen müssten, Sie waren ja auf
der Podiumsdiskussion, dann sind fünf Punkte auf-
geführt, die die CDU im Polizeigesetz gern veran-
kert haben möchte. Gehen wir sie jetzt alle einmal
durch: Beim finalen Rettungsschuss ist die GdP Ih-
rer Meinung, auch beim qualifizierten Platzverweis,
bei der häuslichen Gewalt ist die GdP dafür, dies
aufzunehmen, Sie sagen zwar, Sie sind dafür, in Ih-
ren bisherigen Entwürfen war es aber nicht.

(Abg. H e r d e r h o r s t  [CDU]: Wurde
aber genannt!)

Bei der Videoüberwachung sagt die GdP, dass sie
im Prinzip dafür ist, aber sie sagt, nur, wenn zusätz-
liche personelle Ressourcen bereitgestellt werden
können. Da fragen Sie einmal den Senator, ob er
das kann, da wissen wir schon, wie das ausgeht! Bei
den verdachts- und ereignisunabhängigen Kontrol-
len, die Sie vorschlagen, sagt die Gewerkschaft der
Polizei in Bremen, die seien bedenklich und verzicht-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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bar. Ist es denn dann so, dass Sie sagen, dass auch
die GdP kein Vertrauen in die Polizei hat, wenn sie
diese kritischen Punkte hier aufführt, oder was wür-
den Sie der GdP an dieser Stelle sagen?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
E c k h o f f  [CDU]: Aber in vier von fünf
Punkten ist sie doch unserer Meinung, Herr

Dr. Güldner!)

Das ist nicht richtig, dann können Sie nicht zählen,
Herr Eckhoff!

Es ist ja nun auch sehr interessant gewesen, wie
Sie Ihren Punkt zu London begründet haben. Sie ha-
ben dort den Anlass der Videoüberwachung des öf-
fentlichen Raumes genommen und gesagt, weil sie
anlässlich der IRA-Terroranschläge eingeführt wor-
den ist, kann das ja nichts mit der alltäglichen Kri-
minalität zu tun haben, dann ist die eben angestie-
gen.  Was  aber  soll  denn  dann  die  Videoüberwa-
chung im öffentlichen Raum anderes bewirken, als
dass die Kriminalität in eben diesem öffentlichen
Raum zurückgeht und nicht um 38 Prozent ansteigt?
Das  Argument  müssen  Sie  erst  einmal  jemandem
erklären, wie Sie das gemeint haben.

Lassen Sie mich abschließend noch einmal die Po-
sition von Bündnis 90/Die Grünen zu diesem Ent-
wurf des Polizeigesetzes schildern! Das sind drei
Punkte, zum Ersten: Es gibt eine Reihe von Punkten
in diesem Entwurf, die wichtig, notwendig und un-
verzichtbar sind. Das ist alles – darüber haben wir
heute überhaupt nicht geredet –, was mit den Um-
setzungen des Bundesverfassungsgerichtsurteils zum
Datenschutz, damals aus der Volkszählung hervor-
gegangen, zu tun hat. Diesen Punkten werden wir
zustimmen, und diese Punkte sind notwendig. Dann
gibt es einen Punkt, da geht uns der Entwurf der
CDU für das Polizeigesetz nicht weit genug, weil wir
zum Schutz der Frauen vor häuslicher Gewalt hier
endlich eine Aufnahme in den Entwurf fordern. Das
ist bisher noch nicht geschehen.

Dann gibt es eine Reihe von Punkten, da haben
wir  nicht  kein  Vertrauen  in  die  Polizei  oder  eine
polizeifeindliche  Haltung,  sondern  da  sagen  wir
schlichtweg, für die Erhaltung der Sicherheit der
Bürgerinnen und Bürger sind sie entweder nicht not-
wendig oder überflüssig, sie sind aber schädlich für
die  Grundrechte  und  Grundfreiheiten  der  Men-
schen! Das ist zusammenfassend unsere Haltung zu
diesem Entwurf. So werden wir auch in die Debatte
gehen! – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Das Wort hat der Abge-
ordnete Herderhorst.

Abg. Herderhorst (CDU) *): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Ich habe mich noch einmal
zu Wort gemeldet, aber ich will jetzt gar nicht auf all
das eingehen, was auch Herr Dr. Güldner gesagt hat,
da ist einiges richtig und einiges aber auch unrich-
tig. Weil hier vorhin angemerkt worden ist, wir hät-
ten bundesweit in vielen Bereichen keine Regelung,
möchte ich noch einmal die Gelegenheit wahrneh-
men, sie einmal ganz kurz zu nennen, und daraus
können Sie dann gleich ablesen, welche Länder von
SPD und Grünen oder SPD oder wie auch immer re-
giert sind.

Gewahrsamnahme zur Durchsetzung eines Platz-
verweises: Bis auf Bremen liegen in allen Ländern
entsprechende Regelungen vor.

(Abg. K l e e n  [SPD]: Das stimmt nicht!
Das geht bei uns auch!)

Videoüberwachung öffentlicher Plätze: Die Polizei-
gesetze  der  Länder  Baden-Württemberg,  Bayern,
Hessen, Niedersachsen, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und
das Gesetz über den BGS enthalten teilweise auch
Regelungen,  die  eine  Bildübertragung  und  -auf-
zeichnung vorsehen, vielfach im Zusammenhang mit
öffentlichen  Veranstaltungen  und  Ansammlungen
oder an bestimmten Örtlichkeiten. Diese Ergebnis-
se können wir statistisch auswerten und vergleichen
mit Bremen, dann wird ein Schuh daraus, aber nicht
mit London, Barcelona oder Europa oder weltweit.

Finaler Rettungsschuss: Ich sage das noch einmal,
und, Herr Innensenator Dr. Schulte, entschuldigen
Sie bitte, dass ich da nun nicht ganz mit Ihnen über-
einstimme, Sie haben eben gesagt, wir brauchen den
Schusswaffengebrauch mit voraussichtlich tödlicher
Wirkung. Den kann man regeln inklusive der Ein-
schränkung des Grundrechts auf Leben. Das haben
die Länder Bayern, Baden-Württemberg, Rheinland-
Pfalz, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen. Die
Einschränkung des Grundrechts auf Leben allein ha-
ben die Länder Berlin, Hamburg, Hessen, Mecklen-
burg-Vorpommern,   Niedersachsen,   Nordrhein-
Westfalen und Schleswig-Holstein. Was das Saarland
hat, weiß ich im Moment nicht.

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Beides!)

Auf jeden Fall haben sie eine Regelung beschlos-
sen, das habe ich vorhin vorgetragen. Somit ist Bre-
men in der Tat, und das ist nicht wegzuleugnen, das
einzige und letzte Land, das eine solche Regelung
nicht hat, und zwar für den finalen Rettungsschuss
und nicht für den Todesschuss!

(Beifall bei der CDU)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Verdeckter Einsatz technischer Mittel in Wohnun-
gen: Bis auf Bremen liegen in allen Ländern ent-
sprechende Regelungen vor. Verdeckte Ermittler: Bis
auf Bremen und Schleswig-Holstein liegen in allen
Ländern entsprechende Regelungen vor. Verdachts-
unabhängige Kontrollen mit Identitätsfeststellung:
Bayern,   Baden-Württemberg,   Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen, Thüringen, BGS, der im Übri-
gen in unserer Stadt ja auch tätig ist, und im Rah-
men  der  Befragung  und  Auskunftspflicht  Berlin,
Brandenburg und Niedersachsen!

Meine Damen und Herren, das ist die Liste, die
Aufstellung dessen, was in anderen Bundesländern
geregelt ist und in Bremen eben nicht. Deswegen
macht das, glaube ich, deutlich, welche Defizite wir
hier in unserem kleinen Land haben!

(Beifall bei der CDU)

Auch wenn wir liberal sind, diese Regelungen müs-
sen zum Wohle der Bürgerinnen und Bürger getrof-
fen werden!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Ant-
wort des Senats, Drucksache 15/551, auf die Große
Anfrage der Fraktion der CDU Kenntnis.

Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung
in der Freien Hansestadt Bremen

– Erster Zwischenbericht –

Mitteilung des Senats vom 24. Oktober 2000
(Drucksache 15/508)

Dazu als Vertreter des Senats Bürgermeister Per-
schau, ihm beigeordnet Staatsrat Dr. Dannemann.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner erhält das Wort der Abgeordne-
te Dr. Schrörs.

Abg. Dr. Schrörs (CDU): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Nach dieser von
allen Beteiligten sehr engagiert geführten Debatte
werden wir jetzt auch eine von allen Beteiligten en-
gagiert geführte Debatte haben, aber ich gehe da-
von aus, sie wird bei weitem nicht so kontrovers sein
wie das, was wir eben sehr kontrovers debattiert
haben.

Uns liegt in einer Mitteilung des Senats ein erster
Zwischenbericht  zur  Neuordnung  der  Aufgaben-
wahrnehmung in der Freien Hansestadt Bremen vor.

Das ist ein Thema, welches wir ja nicht zum ersten
Mal hier in der Bürgerschaft besprechen. Das ha-
ben wir auch in vielen Deputationen und Ausschüs-
sen schon beraten mit den verschiedenen Bereichen,
in denen sich diese neue Welt darstellt. Das Reform-
programm steht unter der Überschrift „Innovation
und Sanierung“. Mit dieser Überschrift wird deut-
lich, dass wir nicht nur eine finanzwirtschaftliche
Konsolidierung benötigen, sondern dies auch nur mit
einer Innovation der Verwaltung möglich ist.

Sie wissen alle, dass wir bis zum Jahre 2005 einen
verfassungskonformen Haushalt haben müssen. Das
heißt, wir müssen ein strukturelles Defizit von 850
Millionen DM abbauen. Diese Lücke müssen wir bis
zum Jahre 2005 auf null reduzieren. Wenn man sich
jetzt einmal betrachtet, wo man im konsumtiven Be-
reich sparen kann, dann stellt man fest, dass Ein-
sparungen bei den Personalausgaben relativ schwie-
rig sein werden, allerdings werden diese Personal-
ausgaben in den Jahren 2000 bis 2005 nur etwas
über sechs Prozent steigen.

Bei den Zinsausgaben und bei den Hochschulen
werden Steigerungen sein, so dass im Ergebnis die
Hauptlast bei den so genannten sonstigen konsum-
tiven Ausgaben liegt. Hier muss eine Absenkung von
über 166 Millionen DM erreicht werden, weil wir
den Restbetrag über zusätzliche Steuereinnahmen
einnehmen wollen. Eine Absenkung in solcher Höhe
ist zum Beispiel nur bei der Gebäudeunterhaltung
oder  bei  sächlichen  Verwaltungsausgaben  nicht
möglich, deswegen muss der gesamte Block der kon-
sumtiven Ausgaben überprüft werden. Das heißt
aber auch gleichwohl, dass die Leistungsfähigkeit
aller Verwaltungen bei geringerer Ressourcenaus-
stattung, denn die werden wir haben, nicht nur zu
gewährleisten ist, sondern verbessert werden muss,
denn sonst würden wir dieses Ziel, das wir mit Inno-
vation und Sanierung beschrieben haben, nicht er-
reichen.

Sicher helfen uns auf diesem schwierigen Weg,
die neue Welt zu begreifen und umzusetzen, die
Steuerungselemente, die wir ja in vielen Bereichen
schon eingeführt haben, wie die zentrale Ressour-
cenverantwortung,  Controlling  oder  Kosten-  und
Leistungsrechnung. Es reichen aber, um diese Ein-
sparungen im konsumtiven Bereich hinzubekom-
men,  Standardreduzierungen  oder  Ablaufoptimie-
rungen eben nicht aus! Wir müssen mehr tun, und
deswegen muss ein anderes Verständnis von Auf-
gaben und Abläufen bei Verwaltungseinheiten er-
folgen.

Was bedeutet dies für die konkrete Umsetzung?
Das geht aus dem Bericht sehr deutlich hervor. Es
bedeutet, dass bisher die Verwaltungsmodernisie-
rung auf neuen Steuerungsinstrumenten aufgebaut
war und jetzt etwas Zusätzliches hinzugekommen
ist. Es ist eine Neuorientierung des gesamten öffent-
lichen Sektors hinzugekommen. Dies, meine Damen
und Herren, ist eben das Entscheidende, das sich
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auch aus diesem Zwischenbericht ergibt. Das heißt,
wenn man hier etwas erreichen will, wird es not-
wendig sein, eine Neuorientierung hinzubekommen.
Diese Neuorientierung darf natürlich nicht unter dem
Gesichtspunkt laufen, dass wir die Stadt Bremen ka-
puttsparen wollen. Ich glaube, darüber sind sich alle
einig, dass dies nicht das Ziel sein darf und auch
nicht ist, sondern es geht hier darum, alle Aufgaben
und Ausgaben auf den Prüfstand zu stellen und ei-
nen umfassenden Umbau der Verwaltung zu ermög-
lichen.  Eine  Neuordnung  der  Aufgabenwahrneh-
mung führt auch dazu, jede Aufgabe in Frage zu
stellen!

Die  Innovation  muss  darin  bestehen,  auf  der
einen Seite Einwohner zu gewinnen, neue Arbeits-
plätze zu schaffen und eine leistungsfähige, moder-
ne Verwaltung zu erhalten beziehungsweise auszu-
bauen zum Nutzen für den Bürger, während die fi-
nanzwirtschaftliche Konsolidierung ein verfassungs-
mäßiger Haushalt sein muss. Beides zusammen mün-
det  in  einer  Neuordnung  der  Aufgabenwahrneh-
mung.

Wenn Sie sich diese drei neuen Bereiche einmal
vornehmen, dann stellen Sie fest, es wird zukünftig
einen Kernbereich geben, der sich damit beschäf-
tigt, die Gewährleistungsverantwortung, die Steue-
rung vorzunehmen. Es wird ein hoheitlicher Kern
an Aufgaben erhalten, der im Bereich von Ordnung,
Sicherheit, Justiz oder auch in Teilen Finanzen be-
steht, wobei in diesen Bereichen auch immer wie-
der weiter Aufgaben ausgegliedert und auch priva-
tisiert werden können.

Es wird eine zweite Säule geben, eine Säule der
Bürgerkommune, in der eine Durchführung in Selbst-
organisation erfolgen kann. Da werden die Bürger
stärker gefordert sein und als Auftragnehmer wie-
der auftreten. Dies ist eine wichtige Säule, um bür-
gernahe Politik zu organisieren. Kontrakte werden
einzelne Leistungen regeln, so zum Beispiel im Be-
reich Soziales, Kindergärten oder in den Bereichen
Bildung, Kultur oder Sport. Dies alles ist vorstellbar,
führt aber auch dazu, dass sich die Verwaltung än-
dern muss.

Dann wird es eine dritte Säule des Marktes der
öffentlichen Dienstleistung geben. In diesem Bereich
gibt es einen Wettbewerb. Hier werden Leistungen
auf den Markt gebracht, die sich dem Wettbewerb
stellen. So etwas kann man mit Rahmenverträgen
organisieren, das haben wir ja in Teilen auch ge-
macht. Bei der Abwasser- und Müllentsorgung ist
so etwas ja durchaus vorstellbar.

Im Ergebnis, und das ist letztendlich auch die Kon-
sequenz aus diesem Bericht, muss, um die Verwal-
tung wirklich zu modernisieren, ein völliges Umden-
ken auch der Verwaltung erfolgen. Dies ist nicht so
ganz einfach. Das Finanzressort und der Finanzse-
nator sitzen an der Stelle in der Lokomotive. Es gibt
im Zug auch einige, die im Bremserhäuschen sit-

zen. Das ist so, wenn man etwas völlig Neues will.
Das ist auch so, wenn man versucht, an bestimmten
Stellen Glaubenskriege zu führen.

Dies alles führt an dieser Stelle nicht viel weiter.
Ich denke, dass der Senat gerade in diesem Bereich
einen Reformprozess mit einer riesigen Bedeutung
eingeleitet hat. Staatsrätegruppen tagen, und das
Parlament beschäftigt sich mit diesen vielen Facet-
ten des Reformprozesses. Dahinter steht immer eine
Veränderung von Verwaltungsabläufen. Es stehen
aber gleichwohl auch immer Menschen hinter die-
ser Veränderung, und man muss sicher auch dafür
sorgen, und das wird ja auch ausreichend wahrge-
nommen, dass die Menschen auf diesem Weg mit-
gehen. Das heißt, die Arbeitnehmer und die Perso-
nalvertretungen werden an dieser Stelle eingebun-
den und haben ihre Möglichkeiten, sich jeweils ein-
zubringen.

Dass es an dieser Stelle unterschiedliche Auffas-
sungen gibt, ist naturgegeben. Nur, denke ich, hier
sollte sich niemand darin versteigen, einen solchen
Prozess, der notwendig ist, um wirklich etwas zu ver-
ändern, abzubremsen. Es wird niemand in Frage ge-
stellt und seinen Platz verlieren, so wie das die gro-
ße Koalition ja in vielen Bereichen bei Privatisierun-
gen gezeigt hat. Mitarbeiter haben ihre Arbeitsplät-
ze nicht verloren, sondern es sind Übergangsrege-
lungen geschaffen worden. Ich denke, das ist der
richtige Weg, um auch an dieser Stelle den Umbau
einer Verwaltung hinzubekommen.

Der Senat hat mit dem, was er hier vorgelegt hat,
gezeigt, dass in vielfältigen Bereichen gearbeitet
wird. Man könnte jetzt ja die ganzen Seiten vorle-
sen, um deutlich zu machen, in welchen Bereichen
gearbeitet wird und der Umbau der Verwaltung er-
folgt. Der Prozess befindet sich eben nicht nur in den
Anfängen, sondern diese Umsetzung ist in vielen
Teilen auch schon erfolgt.

Es gibt einen neuen und letzten Teil, der sich jetzt
gerade in der Umsetzung befindet. Das ist der Be-
reich des Liegenschaftswesens. An diesem Beispiel
will ich abschließend noch einmal verdeutlichen, wa-
rum eine Veränderung notwendig ist, wenn man un-
ter einem solchen starken Sparzwang wie wir ste-
hen. Dies wird am ehesten an dem Bereich des Lie-
genschaftswesens deutlich.

(Glocke)

Darf ich noch zwei Sätze, Herr Präsident?

Vizepräsident Dr. Kuhn: Ja, gern! Ich wollte Ih-
nen nur signalisieren!

Abg. Dr. Schrörs (CDU): Danke schön, ich mache
es auch ganz kurz an dieser Stelle!

Zum Liegenschaftswesen nur noch einige weni-
ge Zahlen! Wir haben in Bremen etwa 1570 Gebäu-
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de mit einer Bruttogeschossfläche von 2,6 Millionen
und einem Wert von etwa 5,3 Milliarden DM. In die-
sem Bereich sind etwa 1500 Beschäftigte tätig. An
dieser Stelle, um es hier jetzt nicht weiter auszufüh-
ren, wird, glaube ich, deutlich, welche Dimension
allein ein solcher Teil des Liegenschaftswesens aus-
macht. Mit einem neuen Mieter-Vermieter-Modell
wird dieser Bereich besser in den Griff zu bekom-
men sein. An dieser Stelle wird deutlich, dass man
Verwaltung auch gegenüber dem Bürger verbessern
und gleichwohl auf der anderen Seite auch einspa-
ren kann.

Ich denke, dass der Senat der Bürgerschaft mit
seinem ersten Zwischenbericht zeigt, dass er nicht
nur auf dem richtigen Weg ist, sondern dass er hier
an vielen Stellen weit gekommen ist. Er hat Verän-
derungen vorgenommen, die dazu beitragen, eine
effiziente Verwaltung zu erreichen, um damit zum
Wohl Bremens zu sparen. Dies alles steht unter der
Überschrift „Innovation und Sanierung“. – Danke
schön!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Mützelburg.

Abg. Mützelburg (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Es fällt mir
schwer, auch nach dem Vortrag des Kollegen Dr.
Schrörs, die schöne neue Welt der Verwaltungsre-
form, die er beschrieben hat, in den Zeilen des Se-
nats genauer zu erkennen.

Der Senat hat einen Bericht über Roland Berger
vorgelegt, der keinerlei Zahlen enthält und uns ei-
gentlich gar nicht sagt, was die Ergebnisse aus den
Reformvorschlägen an Einsparungen oder auch Kos-
ten sein werden. Er hat keinen genauen Zeit- und
Maßnahmenkatalog vorgelegt, der uns sagt, was
wann wie und mit welchen Effekten umgesetzt wird.
Er hat uns auch nicht gesagt, was es für das Perso-
nal kosten wird. Ich schließe daraus, dass der Senat
das, als er es verabschiedet hat, entweder noch nicht
gewusst hat oder uns noch nicht sagen wollte.

Meine Damen und Herren, die schöne neue Welt
der Verwaltungsreform hat schon etwas länger be-
gonnen. Seit 1993 ist ein intensiver Prozess der Ver-
waltungsreform im Gang, und die Ziele waren in der
Tat in Zusammenhang mit dem Sanierungspro-
gramm Kostensenkung im Personalbereich und dem
so genannten konsumtiven Bereich, also die sonsti-
gen Sachausgaben, und größere Transparenz in der
öffentlichen Verwaltung, eine insgesamt schlanke-
re Verwaltung, das waren die Kernziele!

Was nicht das Kernziel war, und das ist auch bis
heute so gut wie nicht aufgetaucht, dass eine Ver-
waltungsreform eigentlich für den Bürger da sein,
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Bürgernähe hervorbringen muss, denn die Verwal-
tung ist ja nicht für sich selbst da, sondern für die
Menschen in dieser Stadt, denen sie Dienstleistung
anbietet und für die sie staatliche Dienstleistung or-
ganisiert.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die Verwaltungsreform nach innen, soweit sie vor
allen Dingen in den Haushaltsbereichen die Dezen-
tralisierung von Verantwortung betrifft, hat große
Fortschritte von 1993 bis heute gemacht. Darüber
müssen wir hier auch nicht diskutieren, glaube ich,
das haben wir mehr als einmal getan. Da hat es auch
seit der Ampelkoalition bis heute große Einigkeit
gegeben.

1997 hat der Senat allerdings versucht, in der Ver-
waltungsreform einen großen Schritt nach vorn zu
gehen und ein neues Paradigma, so nennt man das
ja in den Wissenschaften, aufgestellt, nämlich das
vom Konzern Bremen. Die Stadt selbst muss wie ein
Wirtschaftsbetrieb organisiert sein und werden, und
zwar nicht nur in den Zahlen des Haushalts – das ist
ja vernünftig, dass man da auch betriebswirtschaft-
liche Kennzahlen hat –, sondern sie wird insgesamt
als Konzern betrachtet, der mit ganz vielen Sparten
von Dienstleistungen arbeitet und organisiert sein
soll.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Da kann man öfter den Vorstand

auswechseln!)

Frau Kollegin Linnert, seien Sie doch nicht so hart
mit dem Senat!

(Zuruf von Bürgermeister P e r s c h a u)

Herr Bürgermeister Perschau, das hat der Wähler
zu sagen, nicht Sie!

Damals wurde mit dem McKinsey-Gutachten –
Kosten 4,5 Millionen DM allein für das Gutachten –
versucht, eine Umstrukturierung der Verwaltung in
diesem Sinne einzuleiten. Drei Bereiche, nämlich die
Landesentwicklung,  die  Kulturförderung  und  das
Liegenschaftswesen, wurden dort damals bearbei-
tet. McKinsey hatte eine ganz einfache Philosophie
und hat gesagt, die Politik soll politische Vorgaben
machen, sozusagen Leistung bestellen und auch das
Geld dafür bewilligen, dann soll die Verwaltung se-
hen, wie sie das optimal umsetzt, und hinterher soll
die Politik wieder kontrollieren, ob die Ergebnisse
herausgekommen sind. Das war die McKinsey-Phi-
losophie, und dementsprechend hat McKinsey ein
Bündel von Vorschlägen unterbreitet und gesagt, das
bringt das Geld, wenn ihr das so macht. Verabschie-
det das so, setzt das so um!

Der Senat hat beschlossen und versucht umzuset-
zen. Die Umsetzung dieser Ergebnisse erleben wir
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ja laufend, denn McKinsey ist ja nun weitgehend
abgeschlossen. Heute Morgen hatten wir ein wun-
derschönes Beispiel: McKinsey-Kulturförderung! Se-
nator Dr. Schulte stellt sich hier hin und sagt: Als ich
1999 das Ressort übernommen habe, habe ich ein
organisatorisches und personelles Chaos vorgefun-
den! Das war nach McKinsey, und das war das Er-
gebnis der McKinsey-Verwaltungs- und Kulturre-
form! Das ist etwas in die Hose gegangen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Zur Landesentwicklung und Wirtschaftsförderung
will ich mir heute ersparen, lange über die BIG zu
reden. Damals war das Ziel die Bündelung der Kom-
petenzen,  Zusammenfassung  weniger  Gesellschaf-
ten, mehr Kontrolle und mehr zielgerichtete Arbeit.
Wir haben das damals im Grundsatz unterstützt. Frau
Trüpel hat damals ausdrücklich gesagt, das wäre ein
Schritt nach vorn. Aber sie hat Recht gehabt: Es wäre
nur einer gewesen!

Wer den wunderschönen Bericht, der ja dem Haus-
haltsausschuss in Zusammenfassung vorgelegen hat,
der PwC gelesen hat, weiß, dass aus den relativ weni-
gen Gesellschaften damals ein riesiges Bündel von
Gesellschaften, ein Großteil unter der Schirmherr-
schaft der BIG, entstanden ist und dass ausdrück-
lich gesagt worden ist, dass weder Parlament noch
Verwaltung ein Management oder eine totale Über-
sicht über die Geschäfte dieser Gesellschaften ha-
ben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, Ziel McKinsey nur man-
gelhaft erreicht!

Zum dritten Bereich! Der Kollege Dr. Schrörs hat
das mit dem Liegenschaftswesen eben nur aus Sicht
von Roland Berger benannt. Sie haben nach McKin-
sey versucht, ein neues Liegenschaftswesen zu or-
ganisieren. Es sollten zwei GmbHs und drei Eigen-
betriebe eingerichtet werden. Ein Eigenbetrieb ist
nicht zustande gekommen, weil es Widerstand un-
ter den Beschäftigten und in der Koalition gab. Eine
Gesellschaft ist bis heute nicht finanziert, eine wei-
tere Gesellschaft, die Grundstücksgesellschaft, hat
auch große Schwierigkeiten, weil sie sich mit der
BIG dauernd rangelt, wer eigentlich was haben darf.
Für Bürogebäude soll die GBI, so heißt diese Ge-
sellschaft, nicht zuständig sein, sondern das will lie-
ber die BIG machen. Finanzieren kann sie sich bis
heute mit dem, was sie an Grundstücken und Lie-
genschaften hat, auch nicht, unter anderem auch
deshalb nicht, weil die Politik ununterbrochen ihre
eigenen Beschlüsse umgedreht hat. Wenn eine Schu-
le verkauft wird, weil sie angeblich überflüssig ist,
bekommt das Geld – politisch mag das ja in Ord-
nung sein – das Bildungsressort und nicht die Ge-
sellschaft, die das eigentlich ursprünglich auch zur

Finanzierung und für weitere Liegenschaftszwecke
bekommen sollte.

Kurz und gut, im Liegenschaftswesen hatte McKin-
sey seinerzeit errechnet, dass schon in den Anfangs-
jahren 200 bis 250 Millionen DM erwirtschaftet wer-
den könnten, langfristig noch weit mehr.

Die Staatsrätelenkungsgruppe, das sind sozusa-
gen die Geschäftsführer des „Konzerns Bremen“, die
Senatoren sind ja, glaube ich, mehr so – –.

(Bürgermeister P e r s c h a u :  Dekor!)

Nein, Herr Perschau! Sie sind eine Art Vorstands-
mitglieder, die nach außen die Umarmung machen,
wie Herr Scherf, oder die Public Relations machen
oder wenigstens zu vertreten haben, was dort be-
schlossen wird.

Die Staatsrätelenkungsgruppe, die eigentlichen
Geschäftsführer, die einem Leid tun, weil sie ja die
Übersicht über diesen ganzen Konzern behalten sol-
len, was wohl kein Mensch in Wirklichkeit kann, und
gleichzeitig noch die Reform organisieren sollen, was
ja seine großen Schwierigkeiten hat, wie ich darge-
stellt habe, hat nun vor kurzem für diesen ganzen
McKinsey-Prozess Liegenschaften feststellen müs-
sen: „Trotz erster Erfolge ergaben sich in der Folge-
zeit Anhaltspunkte, dass die von McKinsey vorge-
sehenen  Kosteneinsparungen  nicht  eingehalten
werden können.“

Uns hat das nicht gewundert, wir haben das da-
mals schon gesagt! Der Prozess der Gesellschaften-
initiierung und der Defizite der Gesellschaften im
Liegenschaftsbereich hat bis heute mehr als 50 Mil-
lionen DM ohne das Honorar für McKinsey geko-
stet. Über 200 Millionen sollten erwirtschaftet wer-
den. Das ist ein Minus von mindestens 150 Millio-
nen DM, das sich jetzt schon abzeichnet, und das
Jahr 2001 steht noch bevor.

Meine Damen und Herren, wenn wir wirklich ein
Konzern wären, wären bei einem solchen Konzern-
ergebnis in einem solchen Bereich der Vorstand und
die Geschäftsführung längst nicht mehr im Amt!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
Frau L i n n e r t  [Bündnis  90/Die  Grü-

nen]: Sage ich doch!)

Seien Sie heilfroh, dass wir keinen Konzern haben,
sondern nur virtuell davon reden!

Die Staatsräte sagen auch, weil das so ist, das
heißt, dass der McKinsey-Prozess nicht so richtig
geklappt hat, müssen wir neue Instrumente haben.
Dieses neue Instrument ist das, worauf Herr Schrörs
hingewiesen hat, nämlich der so genannte Roland-
Berger-Prozess. Der McKinsey-Prozess wird durch
den Roland-Berger-Prozess abgelöst, und der Kern
des Roland-Berger-Prozesses – das unterscheidet ihn
von McKinsey, das ist eine andere Philosophie – ist
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nämlich nicht, wir machen die Vorschläge, die Ver-
waltung setzt um, und dann sagt die Politik, es ist
gut oder schlecht, sondern jetzt wird gesagt, wer sich
die Themen ausdenkt, der soll auch umsetzen. Das
ist der neue Gedanke!

Es ist ja nicht ganz dumm, dass diejenigen, die
etwas vorschlagen, dann auch mit der Umsetzung
des Ganzen beauftragt werden, denn die wissen ja
am besten, was sie eigentlich vorhatten, und nicht
die Politiker, die immer dort hineinpfuschen wie zum
Beispiel bei McKinsey. Das ist das, was jetzt laufen
soll.

Ich muss sagen, dass das natürlich auch für uns
Politiker einen Vorteil hat. Wenn ich im Senat wäre,
fände ich das vielleicht auch gut. Wenn dort näm-
lich etwas schief läuft, dann sind es diese teuren
Unternehmensberater, die bis jetzt schon rund acht
Millionen DM gekostet haben sollen, und dann sind
es nicht die Politiker gewesen. Wenn es gut läuft,
können wir uns immer noch auf die Schulter klop-
fen und sagen, es ist gelaufen.

Roland Berger, das unterscheidet ihn auch von
McKinsey, begutachtet flächendeckend. Es werden
praktisch alle Ressorts in der einen oder anderen
Weise in diesen Diskussions- und Neuorganisations-
prozess einbezogen, auch das ist nicht schlecht. Nur,
meine Damen und Herren, muss man immer genau
hinsehen. Deshalb will ich wegen der knappen Zeit
nur zwei Beispiele anführen. Das eine ist, was Herr
Schrörs gesagt hat, das Liegenschaftswesen. Es liegt
jetzt ein Abschlussbericht vor, der ist dem Plenum
aber noch nicht bekannt, mir selbst ist er auch nur
in Auszügen bekannt, deshalb kann ich nur das Bild
zusammenfassen, was ich davon habe.

(Zuruf)

Ja, gerade erhalten, aber gerade erhalten heißt nicht
gerade gelesen, Herr Dannemann! So schnell sind
nur  Staatsräte  in  der  Staatsrätelenkungsgruppe,
nicht Parlamentarier, das wissen Sie ja!

Der Kerngedanke ist jetzt, alles, was es jetzt an
Gesellschaften gibt, wird aufgelöst, alles wird in
Neuordnung gebracht, wohlgemerkt nach zweiein-
halb Jahren! Es kommen aber im Endergebnis wie-
der heraus zwei Eigenbetriebe und drei Gesellschaf-
ten statt drei Eigenbetriebe und zwei Gesellschaf-
ten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, ich finde das erst ein-
mal einen bedeutenden Effekt. Es mag ja vielleicht
rationaler sein. Dann kommt heraus, dass alle Leu-
te, die in Gebäuden der öffentlichen Hand sitzen,
Schulen, Kindergärten und so weiter, künftig end-
lich Mieter werden sollen bei einer dieser Gesell-
schaften.  Das  ist  auch  in  Ordnung,  nur  hatte  das

McKinsey auch schon vorgeschlagen, und Sie hat-
ten drei Jahre Zeit, das umzusetzen. Ich frage mich,
warum das nicht geklappt hat und wie es diesmal
klappen soll, das würde mich schon sehr interessie-
ren! Soweit nur zu dem Bereich Liegenschaftswe-
sen, zu dem man noch vieles sagen könnte. Was Sie
dort gemacht haben, ist aus der Not geboren, einen
zweiten Anlauf zu unternehmen. Ob der tauglicher
ist als der erste, warten wir es ab!

Ich will noch ganz kurz einen Satz zu einem zwei-
ten Bereich sagen, der auch mit Roland Berger zu-
sammenhängt: Stadtamt, bürgernahe Stadt.

(Glocke)

Der zweite Bereich ist sicherlich umfangreicher, aber
ich brauche nur einen Satz dazu zu sagen.

Vizepräsident Dr. Kuhn: Gut, einen Satz! – Bitte
sehr!

Abg. Mützelburg (Bündnis 90/Die Grünen): Sie
haben Bürgerämter gegründet. Die Bürgerämter in
zwei Stadtteilen sind durch Personalmangel ausge-
zehrt worden. Jetzt wird in der Stadt, im Stadtamt,
für alle Bürger ein Bürgeramt gegründet, aber was
nützt es, wenn nicht gleichzeitig dezentral vor Ort
etwas ist, wenn nicht die Ressorts Soziales, die ma-
chen Sozialzentren, Inneres mit seinem neuen Stadt-
amt und auch noch andere beteiligte Ressorts sowie
die Beiräte und die Ortsämter zusammenarbeiten
können, damit alle Bürger etwas haben? Bis jetzt ha-
ben Sie kein Konzept vorgelegt, das wirklich bür-
gernah ist, sondern nur wieder ein Konzept, das
Vorzeigeprojekte beinhaltet wie das neue Stadtamt
und die Sozialzentren.

Meine  Damen  und  Herren,  Verwaltungsreform
braucht klare Ziele, klare Vorgaben, nicht nur Mo-
delle, Verwaltungsreform ist für den Bürger da und
nicht für uns hier im Parlament oder die Verwaltung!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Wiedemeyer.

Abg. Frau Wiedemeyer (SPD) *): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Herr Mützelburg, als Ers-
tes, glaube ich, haben die Grünen immer noch nicht
begriffen, was der Unterschied ist zwischen dem, was
vorher als McKinsey in der letzten Legislaturperi-
ode stattgefunden hat, und dem, was jetzt der von
Ihnen so genannte Roland-Berger-Prozess bedeutet.
Das sind zwei schlichtweg unterschiedliche Sachen.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Und sind beide Flops!)

Klar, ihr wisst immer alles besser!
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Bei dem ersten ging es darum, Potentiale aufzu-
zeigen, und bei dem zweiten geht es darum, die Be-
rater von Roland Berger dafür zu nutzen, die von
McKinsey aufgezeigten Potentiale umzusetzen, die
Verwaltung umzubauen und dort Hilfestellung zu
leisten. Es geht nicht darum, weitere Gutachten an-
zufertigen und den Senat allein zu lassen, sondern
hier eine Hilfestellung für die Exekutive bei dieser
schwierigen Aufgabe zu geben.

Die  Neuordnung  der  Aufgabenwahrnehmung,
deren ersten Zwischenbericht wir hier diskutieren,
stellt einen wesentlichen Bestandteil der vorwärts
gerichteten Sanierung mit dem Ziel der Haushalts-
konsolidierung und der Zukunftssicherung dar. Zu-
kunftssicherung bedeutet für uns, dass es eben auch
mehr sein muss als Haushaltskonsolidierung. Das
sind die äußeren Zwänge, die uns auferlegt worden
sind,  das  ist  aber  auch  die  Notwendigkeit,  2005
einen verfassungskonformen Haushalt vorzulegen.
Die Zahlen, die wir noch benötigen, um unser struk-
turelles Defizit zu überwinden, wurden schon ge-
nannt. Zukunftssicherung soll dabei bedeuten, dass
es eben um eine Verwaltung geht, die für den Bür-
ger da ist. Die Bürger dieser Stadt sollen die Ver-
waltung als eine innovative und moderne Dienst-
leistung erfahren und nutzen können.

Das ist nicht ganz einfach. Wir haben heute Mor-
gen in einem anderen Bereich ja auch einen Sena-
tor gehört, der bemängelt hat, wie es in seiner Ver-
waltung aussieht. Es ist aber wichtig, dass wir in die-
sem Prozess alle Mitarbeiter mitnehmen. Wir kön-
nen nicht aussortieren und sagen, mit denen ma-
chen wir es, mit denen machen wir es nicht. Wir
erleben aber, dass das in einzelnen Bereichen sehr
unterschiedlich läuft. Es gibt sehr gute Beispiele.
Sehen wir uns zum Beispiel die Gesellschaft ID Bre-
men an, die wir gegründet haben. Das ist eines der
Unternehmen, die wir jetzt haben, die sich wirklich
auch außerhalb des öffentlichen Dienstes Märkte
erobern. Hier ist gemeinsam mit den Beschäftigten
etwas ganz Hervorragendes geschaffen worden. An-
dere Bereiche sind leider noch nicht so weit. Einige
brauchen noch ein bisschen Motivation. Ich bin aber
zuversichtlich, dass uns das auch in dieser Legisla-
turperiode gelingen wird.

Die Finanzplanung sieht eben vor, dass wir kon-
sumtive Minderausgaben saldiert in Höhe von 166
Millionen DM erbringen müssen. Wenn man sieht,
dass der Haushalt mehr als sieben Milliarden DM
hat, mag man denken, das ist eigentlich wenig. Wenn
man aber sieht, welche Zwänge uns aufgrund der
Ausgabenentwicklung vorgegeben sind, dann stel-
len wir fest, dass wir eigentlich eine Einsparung von
fast 400 Millionen DM erbringen müssen, und das
findet sich dann, da es sich um ein strukturelles De-
fizit handelt, ausschließlich im konsumtiven Bereich
wieder.

Hier ist es nicht mehr damit getan, einfach mit dem
Rasenmäher heranzugehen und Prozente über die

Ressorthaushalte zu legen, sondern hier muss wirk-
lich jede einzelne Aufgabe durchleuchtet werden.
Wir wollen uns diesem Prozess stellen. Wir benöti-
gen einen umfassenden Umbau der Verwaltung, kei-
ne kleinen Verbesserungen, keine marginalen Kurs-
korrekturen, sondern eine Reform.

Wir müssen alle diese Erwartungen erfüllen, die
in der Finanzplanung zum Ausdruck kommen. Das
betrifft dann nicht nur die Einsparung, sondern auch
die Einnahmenseite. Zurzeit sind die Signale posi-
tiv, und wir alle können, glaube ich, nur gemeinsam
hoffen, dass das, was die Finanzentwicklung und die
externen Einflüsse für unser Bundesland anbelangt,
auch so bleibt. Ansonsten hätten wir einen noch viel
schwierigeren Prozess vor uns.

Zukünftige Dienstleistungen des öffentlichen
Dienstes  beziehungsweise  der  öffentlichen  Hand
müssen einfach transparenter werden. Herr Mützel-
burg, Sie haben auch den Bereich Liegenschaftswe-
sen angesprochen. Ich glaube, wenn wir diesen Be-
reich reformieren und den Schritt gehen – Sie ha-
ben es erwähnt, wir haben die Vorlage jetzt nächste
Woche im Haushaltsausschuss, der Senat hat diese
Woche Beschlüsse dazu gefasst –, ist dieser Schritt
ein Meilenstein auf diesem Weg der Verwaltungs-
reform, nicht nur, weil er unheimlich viele Bereiche
betrifft, weil er auch andere Bereiche als den Bau
betrifft, zum Beispiel den Bildungsbereich, oder weil
viele Mitarbeiter davon betroffen sind, sondern vor
allen Dingen auch, weil er der Bereich ist, von dem
wir ausgehen, dass er auch die meisten Potentiale
in sich weckt.

Er greift ein Problem auf, das wir bisher im Be-
reich der Kameralistik gehabt haben, dass wir näm-
lich über die Werte unserer Städte und unseres Lan-
des so gut wie nichts wissen und dass es bisher auch
keine Anreize dafür gab, irgendwie pfleglich zum
Beispiel mit Gebäuden oder Grundstücken umzu-
gehen und so etwas wie Werterhaltung überhaupt
im Sinn zu haben. Das gab es schlichtweg nicht. Wir
haben im kameralen Haushalt ein Gebäude gebaut,
und nach 25 Jahren, wenn wir glücklich waren, nicht
vorher, kamen dann die ersten größeren Reparatu-
ren. Dafür wurden Mittel zur Verfügung gestellt, an-
sonsten ist nichts passiert.

Ich glaube, mit dem System, wie es hier im Lie-
genschaftsbereich angedacht wird, wird es uns wirk-
lich gelingen, Potentiale zu erschließen, benutzer-
freundlich zu werden, kosten- und leistungstrans-
parenter zu werden, und das zum Wohl aller Res-
sorts, die dabei beteiligt sind. Jedes dieser Ressorts
sitzt ja in irgendwelchen Liegenschaften, die uns
entweder gehören oder die wir angemietet haben.

Ich glaube aber auch, dass dieser Prozess auch
die einschneidendsten Wirkungen haben wird, zum
Beispiel was die Beschäftigten anbelangt. Dort wird
es darum gehen, dass man Strukturen, die man viel-
leicht auch erst vor wenigen Jahren geschaffen hat,
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wieder verändert, ein Beispiel ist der Bremer Bau-
betrieb. Ich weiß, dass wir hier 1997/98 ganz vehe-
ment diskutiert haben, wie es mit der Umwandlung
von BreHoch aussehen, welche Bindungsfristen es
geben soll, wie wir den Bereich reformieren. Jetzt
kommen wir mit unserer Verwaltungsreform und
sagen, das war immer noch nicht so das ganz Gute,
was wir gemacht haben. Wir müssen noch einmal
etwas verändern. Auf diesem Weg müssen wir die
Mitarbeiter mitnehmen.

Ich  glaube,  dass  wir  uns  auch  ernsthaft  in  den
Fraktionen  richtig  an  diesem  Projekt  abarbeiten
müssen, weil dieses Projekt nämlich genau vermit-
telt, wo es bisher die Schwachstellen gibt, auch in
der Umsetzung der Verwaltungsreform, und es uns
aber auch zeigt, was das Ziel sein muss. Dann wer-
den wir einen Weg beschreiten müssen, von dem es
auch kein Zurück mehr gibt. Diesen Weg müssen
wir gehen, sonst werden wir die selbstgesteckten
Ziele und auch die, die von außen an uns heran-
kommen, bis 2005 nicht erreichen. Davon bin ich
fest überzeugt! Auch das wird nur mit einer großen
Mehrheit gehen, und ich bin mir sicher, dass wir
gemeinsam, auch mit Ihnen von der Opposition, die-
sen Prozess noch ausgiebig diskutieren werden und
sicherlich auch schauen müssen, in welche Richtung
das eine oder andere geht.

Natürlich gibt es noch Fragestellungen. Sie ha-
ben zum Beispiel die Frage GBI und BIG aufgewor-
fen. Das ist auch ein Punkt, an dem ich sage, ich
muss das einfach noch einmal diskutieren. Es er-
schließt sich mir im Moment zum Beispiel noch nicht
der Sinn, warum es Grundstücke und Häuser gibt,
von denen die einen von der einen Gesellschaft, die
anderen  von  der  anderen  Gesellschaft  verwaltet
werden. Ich denke aber, das sind eher Kleinigkei-
ten und Zuständigkeiten bei diesem großen Schritt,
den wir dann gemeinsam gehen werden.

Ein ganz besonderes Projekt wird insbesondere
für uns Sozialdemokraten zu einem Schlüsselprojekt.
Das ist der gesamte Umbauprozess, der jetzt im Be-
reich Soziales und Arbeit stattfindet. In diesem Res-
sort haben wir uns das ehrgeizige Ziel gesetzt, mit-
telfristig die Sozialhilfeleistungen von derzeit etwas
über einer Milliarde DM auf rund 900 Millionen DM
abzusenken. Das geht natürlich nicht so einfach. Wir
wissen selbst, dass gerade die Sozialhilfe in vielen
Bereichen von Bundesgesetzen und so weiter be-
einflusst wird. Dort können wir zwar schauen, wie
Bremen im Vergleich zu anderen dasteht. Das sind
aber marginale Summen, die dabei herauskommen.

Hier haben wir es mit mehr zu tun. Es gibt ganz
viele so genannter Baustellen in diesem Bereich, es
geht um eine Ressourcensteuerung der Sozialleistun-
gen, also der originären Hilfen, die an die Betroffe-
nen ausgezahlt werden. Es geht jetzt um die Ein-
richtung der Sozialzentren, wir haben im Haushalts-
ausschuss letzte Woche diese Vorlage beschlossen.
Es  geht  um  eine  veränderte  Arbeitsförderung,  es

geht um Veränderungen in der Kindertagesbetreu-
ung. Es geht um die Förderung der Gesundheits-
wirtschaft, auch eine Verknüpfung, an der wir er-
kennen, dass auch Gesundheit ein Wirtschaftsfak-
tor sein kann,

(Beifall bei der SPD)

wobei Gesundheit gemeinsam von der Gesundheits-
senatorin und dem Wirtschaftssenator als eine Ni-
sche im Bereich Wissenschaft und im Bereich Wirt-
schaft erkannt wurde, die es gilt, hier in Bremen zu
besetzen, und nicht nur ein Kostenfaktor ist. Es geht
insgesamt auch um die Weiterentwicklung des Ge-
sundheitsamts oder aber auch der Landesuntersu-
chungsanstalt.

Mir ist bei diesem ganzen Prozess wichtig, dass
wir einerseits erst einmal bemüht sind, die norma-
len konsumtiven Aufgaben zu reduzieren, also die
originäre Sozialhilfelast mit allen uns zur Verfügung
stehenden Möglichkeiten. Wir haben dort auch
schon in diesem Jahr erhebliche Potentiale. Man
muss ehrlicherweise sagen, dass es Entwicklungen
gibt, die sind demographisch, bei denen hat man die
Entwicklung der Zahlen eben falsch prognostiziert.
Ein Teil der Gelder, die eingespart wurden, ist auch
durchaus deshalb eingespart worden, weil es näm-
lich Veränderungen gibt. Herr Oppermann nickt zu-
stimmend.

(Glocke)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Ihre Zeit!

Abg. Frau Wiedemeyer (SPD): Nur wenn wir das
konsequent umsetzen und diese Potentiale, die wir
dort haben, ausschöpfen, dann wird es uns auch
gelingen, in diesem schwierigen großen Bereich da-
zu  zu  kommen,  wieder  Schwerpunkte  zu  setzen,
Schwerpunkte zu setzen derart, dass wir nicht im-
mer konsumtiv eingreifen müssen, wenn die Leute
da stehen und Sozialhilfe brauchen, sondern dass
wir auch schauen, wie wir in unserer Stadt dazu bei-
tragen können – Präventivmaßnahmen im Jugend-
bereich wäre eine Möglichkeit –, dass überhaupt erst
so etwas wie Sozialhilfe und Arbeitslosigkeit vermie-
den wird. Damit wir da aber auch überhaupt wieder
Spielräume haben, müssen wir diesen für einige
schmerzlichen Prozess gehen. Es wird in diesem Pro-
zess zahlreiche revolutionär anmutende Veränderun-
gen für alle Beteiligten geben. Sie werden auch mit
Härten verbunden sein. Dem müssen wir uns aber
stellen.

Für uns Sozialdemokraten ist dabei wichtig, wir
wollen alle in diesem Prozess mitnehmen. Das muss
gegeben sein. Wir wollen Sicherheit vermitteln auch
in diesem Wandel, den wir bei der Verwaltungsre-
form machen. Wir müssen möglichst schnell dazu
kommen, dass wir die Ziele bestimmen und die Wege
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alle gemeinsam einschlagen, denn die Leute müs-
sen sich auch orientieren können, und wir müssen
sagen, wo es langgeht.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächster hat das Wort
Herr Bürgermeister Perschau.

Bürgermeister Perschau *): Herr Präsident, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren! Die Debatte
ist sehr ruhig geführt worden, aber sie ist sicherlich
eine der wichtigsten überhaupt, wenn es um das Ge-
samtfeld der Sanierung Bremens geht. Jeder, der sich
mit dem Problem befasst, wie wir es denn hinbe-
kommen, ein Defizit von über 800 Millionen DM bis
zum Jahre 2005 aus dem konsumtiven Bereich ab-
zubauen, und hier ist eine ganze Reihe von Zahlen
genannt worden, der weiß erstens, dass das nicht
mit dem Rasenmäher geht, zweitens, dass wir nicht
beliebig Zeit haben und drittens, dass tiefe Einschnit-
te erforderlich sind. Dazu gehört auch, dass wir bei
der Untersuchung eigentlich möglichst nichts aus-
lassen.

Wir haben eine Riesenchance, Verwaltung zu mo-
dernisieren,  sie  neuen  Technologien  anzupassen,
neue Technologien anzuwenden, die Bürgerfreund-
lichkeit der Verwaltung zu verstärken, eine Dienst-
leistung aus einer Hand durch neue Bürgerzentren
und Dienstleistungszentren anzubieten, den Bürger
nicht nur von Pontius zu Pilatus zu schicken, son-
dern zu straffen, wo wir die Bürgerdienstleistungen
tatsächlich für den Bürger in geschlossenen Abläu-
fen insgesamt anbieten können.

Das Kriterium für die Neuordnung der Aufgaben-
wahrnehmung muss sein, dass wir mit weniger Per-
sonal die Dienstleistung am Bürger insgesamt ver-
bessern, indem wir uns auf die Kernverwaltung im
hoheitlichen Bereich konzentrieren und die Dienst-
leistung, sozusagen das operative Geschäft, aus der
Verwaltung  in  Zentren,  in  Gesellschaften  zusam-
menfassen, komprimieren und den Bürger sozusa-
gen als den zentralen Zensor für diese Dienstleistung
betrachten, die wir in der öffentlichen Hand anbie-
ten. Dabei geht es zum einen um die Bürgerkom-
mune, das heißt um die Beteiligung der Bürger an
Entscheidungen, und zum anderen geht es darum,
dass wir Bürgerämter schaffen, in denen sozusagen
die Dienstleistung vom Bürger abgefragt wird.

Meine Damen und Herren, dies bedeutet zunächst
einmal, dass wir bis zum Jahre 2004 1600 Planstel-
len abbauen werden. Das ist kein einfacher Prozess.
Dies bedeutet auch, wenn wir uns nur auf den kon-
sumtiven Bereich in der jetzigen Struktur beschrän-
ken wollten, wir das Defizit im konsumtiven Bereich
linear abbauen wollen, dann müssten wir in den so
genannten  bisherigen  konsumtiven  Bereichen  34
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Prozent abbauen. Das ist völlig ausgeschlossen! Das
heißt, wenn wir bei der derzeitigen Struktur blei-
ben, dann setzen wir uns ein Ziel, das dem Bürger
nicht zumutbar ist, das der Sache nicht gerecht wird
und mit dem wir von vornherein die Sanierung nicht
schaffen können. Das heißt, wir müssen, wenn wir
von dieser Messlatte der 34 Prozent, die es nume-
risch bezogen auf die jetzigen Strukturen ausmacht,
herunter wollen, die Strukturen verändern. Wir müs-
sen Personal- und Sachkosten einsparen.

Es ist hier zu Recht erwähnt worden, dass wir ge-
rade im Sozialressort neue Wege gehen. Ich nehme
das sehr dankbar auf. Ich begrüße auch sehr, was
dort geschieht. Wenn Sie die Dienstleistung näher
an den Bürger bringen und mehrere soziale Dienst-
leistungszentren in verschiedenen Stadtteilen ma-
chen, dann kommen Sie natürlich nicht nur näher
an den Bürger heran, sondern dann stellen Sie auch
fest, wo Sie zu Recht und wo sie zu Unrecht helfen.
Sie stellen auch fest, wo denn Fälle sind, in denen
wir Menschen schneller aus der Sozialhilfe in den
ersten Arbeitsmarkt bringen können und in denen
das schwieriger ist. Ich kann natürlich den Schwer-
punkt setzen und sagen, die und die Leute kenne
ich jetzt, deren Schicksale, deren Vita, deren Arbeits-
marktvergangenheit,  und  mit  denen  komme  ich
schneller wieder in den ersten Arbeitsmarkt.

Wir haben in den vergangenen Jahren, meine Da-
men und Herren, mit fünf Prozent Steigerungsraten
in der Sozialhilfe per anno kalkuliert. Wir gehen jetzt
nicht auf null, sondern wir bilden Rücklagen.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Wegen der guten Politik der Bun-

desregierung!)

Ja, Frau Linnert, lassen Sie mich einmal reden! Die
Grünen sind ja herzlich eingeladen, Alternativen da-
zu vorzulegen. Das haben Sie bisher nicht gemacht.
Sie haben Schlaumeiereien abgeliefert und ein bis-
schen Kritikasterei, aber Alternativen habe ich nicht
gehört.

(Beifall bei der CDU)

Nun ist es ja so, wenn wir nicht näher an den Bür-
ger herangehen, dann bekommen wir nicht mehr
Kompetenz über die Sachverhalte. Das heißt, je mehr
ich Verwaltung an den grünen Tisch verlagere, des-
to teurer, bürgerferner und sachfremder werden die
Entscheidungen. Deshalb spricht ja vieles dafür, dass
wir gerade die positiven Erfahrungen nutzen und
diese Dienstleistung aus einer Hand anbieten.

Lassen Sie mich auch zur Richtigstellung sagen,
hier ist zu dem Bereich der Immobilien etwas ge-
sagt worden, auch was McKinsey und Roland Ber-
ger angeht, wo wir jetzt landen. In Zukunft ist das
so, dass für die gewerblich genutzten Immobilien die
BIG zuständig ist und für die öffentlich-rechtlich ge-
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nutzten Immobilien die GBI. So ist das sortiert. Das
war nur als Frage eingebracht, und so soll es auch
in Zukunft sein, dass der gewerbliche Bereich bei
Wirtschaft und der öffentliche Bereich bei Finanzen
liegt. Ich denke, dass das sinnvoll und nachvollzieh-
bar ist.

Der Verteidigungsminister Scharping hat vor ei-
niger Zeit eine Immobiliengesellschaft gegründet,
um die Immobilien der Bundeswehr zu verwalten.
Das macht meine frühere Kollegin Frau Fugmann-
Hesing. Meine Damen und Herren, Herr Scharping
hat das vor kurzem gerade sehr gut vorgetragen.
Wenn man sich das im Einzelnen ansieht, stellt man
fest, die sind jetzt mit der Bundeswehr da, wo wir
Anfang des Jahres 1995 waren. Ich bin ganz froh,
dass wir nicht mehr da sind, wo wir Anfang des Jah-
res 1995 waren, sondern dass wir in diesem Prozess
große Fortschritte gemacht haben. Nun helfen mir
auch die Schlaumeiereien gar nichts, dass McKin-
sey an verschiedenen Stellen den großen Durch-
bruch nicht bewirkt hat, weil er natürlich in seinen
Strukturen viel zu grob und auch noch zu undiffe-
renziert war. Das arbeiten wir jetzt mit Roland Ber-
ger intensiver nach. Ich denke, dass wir hier zu gu-
ten Strukturen kommen.

Ich glaube, dass es nicht einfach sein wird, in al-
len Bereichen alle mitzubekommen. Hier ist richtig
gesagt worden, nicht nur die Sozialdemokraten und
die Christdemokraten, auch der Senat hat ein gro-
ßes Interesse daran, alle mitzubekommen. Nun will
ich Ihnen dazu, ich will ja nicht um die Probleme
herumreden, gern etwas sagen: Wenn wir uns nur
auf die Gewerkschaften und Personalräte stützen
würden, dann hätten wir möglicherweise ein Dyna-
mikproblem, weil wir dann natürlich in den Prozes-
sen nicht schnell genug vorwärts kommen.

Ich will das einmal am Beispiel Stadtamt sagen.
Ich will das Stadtamt nicht in die Pfanne hauen, aber
das ist sicherlich eine Behörde, die einen gehörigen
Reformbedarf hat. Wir hätten dies beim Stadtamt
niemals hinbekommen, wenn nicht über 100 Mitar-
beiter des Stadtamtes ihrerseits Verbesserungsvor-
schläge gemacht hätten. Die Zusammenarbeit mit
den Mitarbeitern, die wir in den einzelnen Behör-
den ja ganz intensiv nutzen, um diese Prozesse vor-
anzubringen, ist eine der ganz besonders positiven
Erfahrungen, die wir in der Neuordnung der Aufga-
benwahrnehmung haben. Ich würde mich freuen,
wenn die organisierten Vertreter dieser Mitarbeiter
sozusagen dieselbe Dynamik, dasselbe Interesse, im
Grunde genommen auch denselben Gestaltungswil-
len und auch dieselbe Offenheit mitbringen würden
für diesen Prozess, zu dem es offensichtlich kaum
Alternativen gibt, weil sie auch in der Öffentlichkeit
nicht diskutiert werden.

Deshalb, meine Damen und Herren, wir haben
nicht mehr Zeit als bis zum Jahr 2004 einschließlich.
Wir müssen in diesem Zeitraum Ergebnisse erzie-

len und nicht nur beweisen, dass wir bis dahin dis-
kussionsfähig gewesen sind.

(Glocke)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage, Herr Bürgermeister?

Bürgermeister Perschau: Ungern, weil meine Zeit
so knapp ist! Wir können uns gern danach unterhal-
ten, Herr Dr. Güldner! Nein, wissen Sie, ich muss
den Grünen nicht ausweichen. Wenn die Grünen
einen konkreten Vorschlag gemacht hätten, würde
ich ihn hier sofort erörtern. Es hat aber keinen einzi-
gen konkreten Vorschlag gegeben.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Zur Verwaltungsreform?)

Deshalb sehe ich es auch nicht für nötig an, dass wir
darauf im Einzelnen eingehen!

Nein, meine Damen und Herren, wir müssen auf-
passen, dass wir uns mit den retardierenden Momen-
ten,  den  verzögernden  Momenten  und  den  Brem-
sern befassen. Neuordnung der Aufgabenwahrneh-
mung mit dem Ziel: Abbau von 1600 Stellen, Abbau
von 850 Millionen DM konsumtives Defizit ist keine
Geschichte, die man nach dem Motto machen kann,
wasch mir den Pelz, aber mach mich nicht nass! Das
geht auch nicht nach dem Motto, nimm dir nichts
vor, dann schlägt dir nichts fehl! Wir werden hier
mit einer großen Entscheidungsintensität an dieses
Problemfeld auch in den nächsten Jahren herange-
hen müssen. Wir werden uns auch sehr kritisch mit
denjenigen auseinander setzen müssen, die eigent-
lich nur verhindern, verzögern und uns im Grunde
nur daran hindern wollen, das Sanierungsziel zeit-
und sachgerecht zu erreichen. Ich denke, wir haben
eine große Chance.

Lassen Sie mich abschließend nur sagen, wir ha-
ben im Moment auch sehr viel Arbeitsleistung für
andere zu erbringen, weil viele Kommunen hier nach
Bremen kommen, um sich anzuschauen, wie Ver-
waltungsreform in Bremen läuft. Ich rate Ihnen ein-
mal, ich rate das auch den Grünen, sich doch ein-
mal in Berlin, Stuttgart oder München umzuhören,
was man denn dort zur Verwaltungsmodernisierung
meint, was man zur Verwaltungsmodernisierung in
Bremen meint. Wir sind noch lange nicht durch mit
dem Thema. Wir haben noch viele, viele Einzelpro-
bleme zu lösen.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]:  Wir  brauchen  noch  einmal  100

Gesellschaften!)

Meine Damen und Herren, wenn hier über den
Konzern Bremen gesprochen wird, dann sind wir auf
einem mühsamen Weg, das Konzerndenken, näm-
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lich das Kosten-Leistungs-Denken, in alle Teile der
Verwaltung hineinzubringen, das wirtschaftliche
Denken, die wirtschaftliche Plausibilität unseres ei-
genen Handelns zu kontrollieren, nachzuweisen und
durchzusetzen,  damit  wir  Organisationsstrukturen
schaffen, in denen eben auch Kosten-Nutzen-Den-
ken im Zentrum steht. Wobei der Nutzen natürlich
in erster Linie der Bürgernutzen ist!

(Glocke)

Wenn Sie die Verwaltung daraufhin untersuchen,
wo sie denn dem Bürger nützlich ist und wo nicht,
dann kommen Sie auch ganz schnell an die Einspar-
potentiale und die Dezentralisierungszwänge, die
wir in vielen Bereichen haben. Ich glaube, dass der
Blick von außen hilfreich für uns ist. Deshalb denke
ich, dass Roland Berger für uns eine große Hilfe ist,
dass wir diesen Blick von außen brauchen, nicht weil
wir selbst nicht blicken könnten, sondern weil er eine
wichtige Ergänzung zu unseren eigenen Erfahrun-
gen ist, wobei sich am Ende vielfach herausstellt,
dass unsere eigenen Erfahrungen natürlich auch
dominant für die Wege in die Zukunft sind, dass aber
die zusätzlichen Erfahrungen unserer Berater ins-
gesamt für uns Zeit und Geld sparen und uns mehr
Sicherheit in der Beschleunigung des Prozesses ge-
ben, in dem wir Zeitmarken haben, die wir einhal-
ten müssen.

Wir müssen im Jahr 2005 einen verfassungsge-
mäßen Haushalt vorlegen. Ich habe die feste Ab-
sicht, das zu tun. Ich lasse mich ganz ungern von
irgendjemandem daran hindern, diesen Modernisie-
rungsprozess zu betreiben, der die Voraussetzung
dafür ist, dass wir im Jahr 2005 einen verfassungs-
gemäßen Haushalt vorlegen.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Meine Damen und Her-
ren, bevor ich dem nächsten Redner das Wort gebe,
möchte ich sehr herzlich auf der Besuchertribüne ei-
ne Gruppe aus Bremen-Blumenthal begrüßen, die
sich mit dem Bunker Valentin beschäftigt und Inter-
esse an der in unserem Haus gezeigten Ausstellung
hat.

Herzlich willkommen auch hier im Plenum!

(Beifall)

Das Wort hat der Abgeordnete Mützelburg.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Vom Gemeinwesen zum Konzern!

Einer kam durch!)

Abg. Mützelburg (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Herr Senator
Perschau, es gibt mittlerweile merkwürdige Gepflo-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

genheiten  im  Senat.  Gestern  durften  wir  erleben,
dass der Vertreter des Wirtschaftssenators der Oppo-
sition mitgeteilt hat, sie möchte doch bitte im Bun-
desrat vorstellig werden, das sei nicht Aufgabe ei-
nes CDU-geführten Ressorts für den Senat, obwohl
im Bundesrat nur der Senat sitzt. Heute beklagen
Sie, dass die Opposition nicht die Verwaltungsre-
formvorschläge vorlegt. Das ist nun wirklich origi-
näre Aufgabe der Exekutive. Wir begleiten sie hier,
diskutieren sie und kontrollieren zum Beispiel das,
was es finanziell ausmacht. So ist das! Ich glaube,
das sollte man doch einmal in den Rollenverteilun-
gen klarstellen. Der Rest ist dann doch ziemlich po-
lemisch.

Sie haben von den Menschen gesprochen, die
betroffen sind, auch von den Menschen, die Schwie-
rigkeiten machen, Menschen, die den Reformpro-
zess unterstützt haben, wie im Stadtamt. Mir ist nicht
bekannt, dass der Personalrat des Stadtamtes den
Prozess behindert hat. Sie haben solche Andeutun-
gen gemacht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Man sollte auch die Kirche im Dorf lassen. Natürlich
haben Personalräte, auch der Gesamtpersonalrat,
kritische Anmerkungen. Das ist ihre institutionelle
Aufgabe. Das heißt nicht unbedingt, dass sie dieje-
nigen vertreten, die die Verwaltung so lassen wol-
len, wie sie schon immer war. Das muss man, glau-
be ich, unterscheiden. Sie arbeiten ja auch mit den
Personalräten zusammen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Andererseits muss man diesen Kolleginnen und
Kollegen,  Mitarbeitern  der  Verwaltung  natürlich
auch bestimmte Sicherheiten geben. Wenn Befürch-
tungen da sind, dass die Unzahl an Ausgründungen,
an operativen Gesellschaften mittelfristig dazu füh-
ren wird, dass es in allen diesen Bereichen den Tarif
des öffentlichen Dienstes nicht mehr gibt, dass der
Konzern Bremen sich in viele eigene Tarife zersplit-
tert, die anderweitig abgeschlossen werden, und
solche Befürchtungen muss man doch als Mitarbei-
ter und Gewerkschafter haben, selbst wenn man
Besitzstandssicherung hat, dann erwartet man auch
in der Frage ein klares Wort für den Konzern Bre-
men. Wenn es denn schon ein einheitlicher Konzern
ist, dann auch einen einheitlichen Tarif für den öf-
fentlichen Dienst, ob privat oder öffentlich organi-
siert.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die Zusage können die Kollegen dann auch von Ih-
nen erwarten.

Dann, Herr Senator Perschau, würde ich nicht so
ganz leichtfertig über die Kritik an McKinsey hin-
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weggehen. Erstens haben Sie selbst, als der McKin-
sey-Prozess hier vorgestellt wurde, ähnliche Reden
wie heute gehalten. Das stimmt ja auch, der Anlass
der Untersuchung ist ja auch der gleiche gewesen.
Bremen muss in der Tat eine Menge Geld einspa-
ren, und die Verwaltungsreform ist eine Möglich-
keit dazu. Nur, wenn man die Reden von damals
mit heute vergleicht, hätte ich mir doch ein paar kri-
tische Töne erlaubt. Sie sind auch Finanzsenator, und
was McKinsey gemacht hat, oder vielmehr, was auf-
grund von McKinsey durchsetzbar und nicht durch-
setzbar ist, hat dieses Bundesland relativ viel Geld
gekostet und hat bei Mitarbeitern ziemlich viel Ver-
trauen in den weiteren Prozess gekostet.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das sind materielle und immaterielle Kosten, die
natürlich weitere Prozesse eher behindern als be-
günstigen. Das muss man doch auch klar sagen. Man
wünscht sich doch von den politisch Verantwortli-
chen, das sind Sie, dass sie jetzt nicht nachträglich
sagen, das war alles etwas grob gestrickt, oder wie
Frau Wiedemeyer sagt, es waren nur Vorschläge. Die
Vorschläge sind umgesetzt worden, oder es ist viel-
mehr versucht worden, sie umzusetzen, so muss man
sagen, und der Senat ist nicht in allen Bereichen da-
mit glücklich geworden.

(Bürgermeister P e r s c h a u :  Das hat
man so!)

Ja, Herr Perschau, das hat man so! Das kann man
auch bei Roland Berger so haben. Deshalb ist es sehr
sinnvoll, dass nicht nur die Opposition, sondern alle
heute genauer hinschauen, denn einen dritten Pro-
zess mit Arthur Anderson oder Mummert und Part-
ner oder wem auch immer, glaube ich, hält die öf-
fentliche  Verwaltung  in  Bremen  tatsächlich  nicht
durch.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats Kenntnis.

Einbürgerung von Kindern fördern

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. Dezember 2000
(Drucksache 15/559)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Dr.
Schulte, ihm beigeordnet Staatsrat Dr. Böse.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Ich darf Ih-
nen kurz eine Begründung für den Antrag vom Bünd-
nis 90/Die Grünen zur Förderung der Einbürgerung
von Kindern vortragen. Dies ist sicherlich im Unter-
schied zu einigen Debatten, die wir heute hatten,
kein spektakulärer Punkt, aber dennoch ein sach-
lich notwendiger und auch auf der Bundesebene und
zwischen Bund und Ländern im Januar nächsten
Jahres zu entscheidender Punkt.

(Präsident W e b e r  übernimmt wieder
den Vorsitz.)

Lassen Sie uns kurz rekapitulieren, worum es in
dieser Frage ging! Wir haben seit dem 1. Januar 2000
in der Bundesrepublik Deutschland ein neues Staats-
angehörigkeitsgesetz, das die Einbürgerung von Er-
wachsenen, aber auch von Kindern neu regelt, zum
Teil erleichtert, zum Teil die Fristen verkürzt, neue
Voraussetzungen schafft. Bei Erwachsenen hat es
sich im Wesentlichen darum gehandelt, eine Verkür-
zung der Wartezeit, aber auch einige weitere Erleich-
terungen vorzunehmen.

Wir haben zum ersten Mal auf deutschem Boden
eine automatische Einbürgerung von auf deutschem
Boden geborenen Kindern, Neugeborenen, die vom
Standesamt seit dem 1. Januar dieses Jahres auto-
matisch mit zwei Staatsangehörigkeiten eingebür-
gert werden, wenn bei den Eltern einige Vorausset-
zungen erfüllt sind. Wir haben, und darum wird es
heute in diesem Antrag gehen, einen speziellen Teil
dieses Gesetzes, der für Kinder zwischen null und
zehn Jahren gedacht war, der vorsah, dass sie eben
auch dieses Recht, das Neugeborenen zusteht, auf
Antrag allerdings, nicht automatisch wie bei den
Neugeborenen, in Anspruch nehmen können.

Was sind die Ergebnisse, die bisherigen Erfahrun-
gen in den ersten zwölf Monaten, seit dieses Gesetz
gilt? Bei den Erwachsenen sind sie durchweg posi-
tiv. Wenn man die Zahlen des Innensenators zugrun-
de legt, dann gab es einen Anstieg bei den Einbür-
gerungsanträgen, der so etwa bei 50 Prozent liegt.
Das ist sehr erfreulich, wenn es auch im Rahmen
der Verwaltung zu einigen Schwierigkeiten bei der
Abarbeitung führt. Das wollen wir heute aber ein-
mal hintanstellen.

Bei den Kindern allerdings, bei den Neugebore-
nen, wie gesagt, ist es kein Problem, da läuft das
automatisch im Standesamt. Bei den Kindern zwi-
schen null und zehn Jahren ist das Ergebnis sehr
mager. Es gab nur sehr wenige, auf jeden Fall sehr
viel weniger Anträge, als erwartet wurden. Was sind
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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die Gründe, warum es so wenige Anträge bei den Kin-
dern zwischen null und zehn Jahren gab? Im Wesent-
lichen wurden zwei Dinge genannt. Der erste Faktor,
der genannt wurde, ist, dass die Frist im Gesetz ein-
gebaut worden war, 31. Dezember, und dass der In-
formationsstand des entsprechenden Teils der Bevöl-
kerung, nämlich der Eltern dieser Kinder, immer noch
sehr mangelhaft ist, was diese Regelung angeht.

Ein zweiter Punkt, der wirklich auch ernst zu neh-
men ist, ist, es wird pro Einbürgerung eines Kindes
eine Verwaltungsgebühr von 500 DM fällig. Wenn
Sie vier oder fünf Kinder in diesem Alter haben, kön-
nen Sie sich leicht zusammenrechnen, dass Sie dann
2000 bis 3000 DM allein an Verwaltungsgebühr für
diese Einbürgerung haben.

Nun muss man auch an dieser Stelle selbstkritisch
zugeben, dass diese beiden Punkte nicht von irgend-
wem  in  dieses  Gesetz  hineingeschrieben  worden
sind, sondern natürlich schon Bestandteil des Ge-
setzes der Bundesregierung waren, sowohl die Frist
als auch die Gebühr. Allerdings muss man zur Eh-
renrettung von Rotgrün sagen, dass natürlich das
Gesetz am seidenen Faden hing, nämlich an der Zu-
stimmung der Freien Demokratischen Partei, auch
in diesem Hause werden sich Ältere noch an sie er-
innern, die über den Bundesrat und ihre Stimme dort
in Rheinland-Pfalz diese Dinge in den Gesetzent-
wurf hineingeschrieben hat.

Wie man mit schlechtem Gewissen Politik macht,
kann man bei dieser Gelegenheit auch sehen. Die
FDP hat nun, nachdem sie das erst über Rheinland-
Pfalz in das Gesetz geschrieben hat, einen Gesetz-
entwurf im Bundestag vorgelegt, die Frist zu ver-
längern und die Gebühr zu reduzieren, also offen-
sichtlich das schlechte Gewissen, das damals durch-
gesetzt zu haben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der zweite Faktor, um den es geht, ist, dass wir
vielleicht in Bremen, ich glaube das nach wie vor,
nicht alles getan haben, was man hätte tun können,
um die Informationen zu verbreiten, um die betrof-
fene Bevölkerung zu informieren. Das ist sehr scha-
de! Es hat drei sehr engagierte Träger und Verbän-
de hier in der Stadt gegeben, die schon sehr früh
einen Antrag gestellt hatten, eine dezentrale Infor-
mationskampagne zu machen. Das war nicht sehr
viel Geld, das zur Debatte stand. Leider konnte das
erst im Oktober dieses Jahres anlaufen und auch
nicht mit bremischen, sondern mit Bundesmitteln,
die von der Bundesregierung zur Verfügung gestellt
waren. Das war sicherlich viel zu spät. Ich hätte mir,
das muss ich auch sagen, einen Innensenator ge-
wünscht, der vielleicht einmal an einer Stelle vor die
Presse getreten wäre und gesagt hätte, jawohl, liebe
Kinder, so mit den großen Armen, die er auch hat,

(Abg. H e r d e r h o r s t  [CDU]: Auf Tür-
kisch!)

wir sind bereit, euch hier einzubürgern. Wir wollen
es auch, dass ihr euch einbürgern lasst. Seid will-
kommen, liebe Eltern, informieren Sie sich, kommen
Sie zu uns, und geben Sie bis Ende des Jahres diese
Anträge ab!

Es gibt einen weiteren Punkt, auch der ist nicht
besonders schön, den man noch erwähnen muss, der
auch zu der Nichtinanspruchnahme dieser Regelung
geführt hat, und ich sage das hier auch bewußt, das
ist eine Kampagne, die ich sehr bedauere, die in
Teilen der türkischen Presse stattgefunden hat ge-
gen dieses neue Staatsbürgerschaftsrecht und ge-
gen den Zug, sich in Deutschland einzubürgern. Hier
sind meiner Ansicht nach von Teilen der türkischen
Community, die über diese Presse vertreten werden,
große Fehler gemacht worden. Ich glaube, dass es
kein Weg zur Integration ist, hier die eigenen Lands-
leute aufzufordern, diese Angebote nicht wahrzu-
nehmen. Ich bedauere, dass dies leider trotzdem
stattgefunden hat.

Was ist also zu tun? Wir sagen das in unserem
Antrag in dem Beschlussteil. Sie haben sicherlich
schon gehört, dass der Innenminister Otto Schily
selbst vorgeschlagen hat, die Frist um ein Jahr zu
verlängern und auch die Gebühren für Kinder ent-
weder ganz wegfallen zu lassen oder doch auf ein
niedrigeres Niveau abzusenken.

Es gibt im Übrigen, das wird Ihnen vielleicht nicht
bekannt sein, eine erste interne Berechnung des rea-
len Verwaltungsaufwandes, der für die Einbürge-
rung eines Kindes entsteht, und da ist das Ergebnis
gewesen, dass wir so etwa zwischen 150 und 250
DM, je nach Fall, an realem Verwaltungsaufwand
liegen. Wenn wir 500 DM verlangen, seien Sie ehr-
lich, wollen wir denn wirklich an der Einbürgerung
von Kindern Geld verdienen? Natürlich wollen wir
das nicht, sondern die Absenkung ergibt sich aus
der Sache heraus, dass nicht diese realen Verwal-
tungskosten entstehen. Dann gibt es auch keinen
Grund, von den Bürgern, die sich einbürgern lassen
wollen, diese hohen Gebühren zu verlangen. Das
ist ein weiterer Grund, der für die Absenkung der
Gebühren spricht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir möchten an dieser Stelle beantragen, dass der
Antrag in die Innendeputation überwiesen wird. Es
gab dagegen einige Bedenken, weil die Frist ja zum
Ende des Jahres ausläuft. Es ist dennoch so, dass
sowohl Bundestag als auch Bundesrat erst im Janu-
ar abschließend über die jetzt vorliegenden Entwürfe
entscheiden werden, dass wir uns also an dieser Stel-
le nichts vergeben, dass wir in die Innendeputation
überweisen können, dass Bremen sich dann dort ein
Bild macht und eine Beschlusslage herstellt, wie es
sich im Bundesrat verhält, und dass dann, so hoffe
ich doch, gemeinsam mit allen im Bundestag und
Bundesrat im Januar ein solches Gesetz beschlos-
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sen werden kann mit den beiden Punkten, erstens
Verlängerung der Frist um ein Jahr und zweitens
Absenkung der Gebühren oder gar Wegfall ab dem
zweiten oder dritten Kind. Wenn das in Bremen noch
von etwas mehr Information, von etwas mehr Be-
kenntnis zu diesem Grundgedanken der Einbürge-
rung begleitet wird, gerade bei den Kindern, dann,
denke ich, werden wir im Jahr 2001 auch zu einem
guten Ergebnis kommen. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Kleen.

Abg. Kleen (SPD) *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich habe zu Beginn des Jahres
schon gesagt, dass ich die Regelung nicht für den
stärksten Teil des neuen Staatsbürgerschaftsrechts
halte. Die Gebühren sind zu hoch, und vielen Eltern
fällt es schwer, unterschiedliche Rechtssituationen
für ihre Kinder zu akzeptieren. Aber gleichzeitig bie-
tet diese Regelung für viele Kinder die Möglichkeit,
sich einbürgern zu lassen. Die Frist von zwölf Mo-
naten war meines Erachtens zu kurz, weil wir für
die Informationskampagne auch eine bestimmte An-
laufzeit gebraucht haben.

Herr Dr. Güldner, manchmal wird ja so getan, als
könnten wir beide so gut miteinander. An dieser Stel-
le muss man noch einmal sehr deutlich sagen, dass
wir da unterschiedlicher Meinung sind. Ich glaube,
dass die Informationsarbeit des Senats nicht schlecht
war. Ich habe das zu Beginn des Jahres auch deut-
lich gemacht, dass dieser Elternbrief von der Sena-
torin geschrieben worden ist beziehungsweise von
der Ausländerbeauftragten. Er ist breit verteilt wor-
den und hat auch von der Behörde von Frau Beck
flankierende und breite Unterstützung bekommen.

Da ist eine Menge getan worden, aber klar ist doch
auch, wann hat man genug getan? Genug hat man
eigentlich erst dann getan, wenn man wirklich alle
erreicht hat. Ich nehme auch der Einbürgerungsbe-
hörde ab, dass sie wirklich in jedem Einzelfall gut
informiert hat, diese Möglichkeit besteht, aufgefor-
dert hat, versucht es doch einmal.

Innenminister Schily hat jetzt einen Brief an alle
Senatoren und Innenminister der Länder geschickt
und wirbt für eine Verlängerung. Er wirbt auch da-
für, die Kosten für die Betroffenen zu senken. Ich
bin sehr dafür, dass das passiert. Ich bin sehr dafür,
dass wir uns ein Jahr länger Zeit lassen, den Kin-
dern diese Möglichkeit zu geben. Ich bin auch sehr
dafür, dass wir schauen, ob wir die Gebühren von
diesen doch im Endeffekt nicht so sehr vielen Leu-
ten unbedingt brauchen oder ob wir sie nicht doch
sehr drastisch senken können.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Deshalb finde ich es auch richtig, dass wir noch
die Möglichkeit haben und uns nehmen, in der In-
nendeputation  mit  dem  Senator  und  mit  Herrn
Staatsrat Dr. Böse, der ja in Bremen mit dieser Si-
tuation auch erst seit ein paar Monaten konfrontiert
ist und sich vielleicht auch klar machen kann, wie-
viele in Bremen betroffen sind, vielleicht auch im
Verhältnis zu anderen Bundesländern, zu diskutie-
ren, ob wir als Bundesland diese Initiative nicht un-
terstützen können. Es funktioniert nur, wenn wirk-
lich der Bundesrat mit dabei ist. Ich möchte sehr
darum bitten, dass wir es tun. Ich bin immer noch
der festen Überzeugung, hier geht es nicht um ein
ausländerrechtliches, ausländerpolitisches Problem
oder wie auch immer, bei dem wir uns auch oft mit-
einander streiten oder kontrovers diskutieren. Hier
geht es richtig um Integrationspolitik, ganz konkre-
te Integrationspolitik, bei der wir an einem Strang
ziehen sollten.

Herr Peters ist da, wie wir doch alle wissen, auch
sehr engagiert, Herr Oppermann war in der vergan-
genen Legislaturperiode sehr engagiert. Ich darf den
Koalitionspartner und natürlich auch den Innense-
nator dringend und herzlich bitten, auf diesem Weg
mitzumachen. Dann würde ich auch die nächste Re-
de hier damit anfangen, dass ich mich wirklich ganz
herzlich bei Ihnen bedanke.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Peters.

Abg. Peters (CDU) *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Lassen Sie mich zu Beginn einige
grundsätzliche und deutliche Anmerkungen für die
CDU darlegen, damit gleich kein falsches Bild ent-
steht, weil ich doch auch einige kritische Anmerkun-
gen machen möchte!

In Deutschland leben 7,3 Millionen Ausländer, oft
seit Jahrzehnten. Viele ihrer Kinder sind hier gebo-
ren. Sie bleiben lange in Deutschland, oft für im-
mer. Das ist kein vorübergehender Zustand, sondern
ein entscheidendes Kennzeichen für die Bevölke-
rungsstruktur der Zukunft. Deshalb ist die Integra-
tion der Ausländer, besonders der Kinder, eine her-
ausragende Aufgabe der deutschen Innenpolitik in
den nächsten Jahrzehnten. Der innere Frieden im
Land hängt weitgehend von ihrer Lösung ab. Auf
allen Ebenen des Staates und mit vielen Kräften der
Gesellschaft wird sie seit langem angepackt. Milli-
arden gibt die deutsche Gesellschaft im Erziehungs-
und Sozialwesen dafür aus, mit spürbaren, aber auch
begrenzten Erfolgen.

Jetzt möchte ich aber einige kritische Anmerkun-
gen für die CDU zu Ihrem Antrag machen und auch
besonders zu dem Paragraphen 40 des Staatsange-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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hörigkeitsrechts, weil sich dieser Antrag darauf be-
zieht und ich ihn auch isoliert betrachten möchte.
Der Antrag betrifft ausschließlich die nach Paragraph
40 b des Staatsangehörigkeitsgesetzes geltende so
genannte  Altfallregelung  für  Kinder.  Dieser  Para-
graph heißt wie folgt, um deutlich zu machen, wor-
über wir sprechen. Ich zitiere mit Erlaubnis des Prä-
sidenten:

„Ein Ausländer, der am 1. Januar 2000 rechtmä-
ßig seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland und
das zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist
auf Antrag einzubürgern, wenn bei seiner Geburt
die Voraussetzungen des Paragraphen 4 Absatz 3
Satz 1 vorgelegen haben und weiter vorliegen. Der
Antrag kann bis zum 31. Dezember 2000 gestellt
werden.“

Um es noch deutlicher zu machen, möchte ich auch
den Paragraphen 4 Absatz 3 Satz 1 mit Genehmi-
gung des Präsidenten zitieren: „Durch die Geburt
im Inland erwirbt ein Kind ausländischer Eltern die
deutsche Staatsangehörigkeit, wenn ein Elternteil
seit acht Jahren rechtmäßig seinen gewöhnlichen
Aufenthalt im Inland hat.“

Das heißt, dass die Kinder, die zum Zeitpunkt des
In-Kraft-Tretens des Gesetzes das zehnte Lebens-
jahr noch nicht vollendet hatten, nunmehr auf An-
trag unter denselben Voraussetzungen die deutsche
Staatsangehörigkeit erwerben können, wie ab dem
1. Januar 2000 hier geborene Kinder ausländischer
Eltern, unter Hinnahme der doppelten Staatsange-
hörigkeit und der Optionspflicht, sich mit 18 bis 23
Jahren entscheiden zu müssen. Dieses Optionsrecht
und die Hinnahme der Mehrstaatlichkeit ist die ei-
gentliche Einbürgerungserleichterung für diese Kin-
dergruppe, sage ich einmal. Im Gesetz wird ja im-
mer von Personen oder Ausländern gesprochen.

Nun setzt sich Bundesinnenminister Schily dafür
ein, wie schon vorhin von den anderen Rednern ge-
sagt, dass diese Regelung nach Paragraph 40 zu ver-
längern und gesetzliche Gebührenfreiheit einzufüh-
ren ist. Bisher, das steht ja auch in dem Antrag, sind
es 500 DM Gebühren, das wurde ja auch schon ge-
sagt. Ich glaube nicht, im Gegensatz zu Ihren Aus-
führungen, dass die geringe Inanspruchnahme der
Regelung auf mangelnde Information der betroffe-
nen ausländischen Eltern zurückzuführen ist. Wir
von der CDU meinen, dass die Regelung von den
meisten offensichtlich als nicht sonderlich attraktiv
empfunden wird. Außerdem muss man auch fest-
stellen, die Zahl derjenigen, die sich einbürgern las-
sen könnten und sich dann tatsächlich einbürgern
lassen, ist dann doch sehr gering. Die Quote soll im
Mittel bei fünf Prozent liegen.

Bei der isolierten Einbürgerung nach Paragraph
40 müssen die Eltern den Antrag für die Kinder stel-
len. Dabei haben Anträge nur dann Erfolg, wenn
ein Elternteil seit acht Jahren rechtmäßig in Deutsch-
land lebt und im Besitz einer Aufenthaltsberechti-

gung oder seit drei Jahren im Besitz einer unbefris-
teten Aufenthaltserlaubnis ist. Ein solcher Elternteil
besitzt aber selbst die Berechtigung zur Einbürge-
rung. Ich meine, warum sollte jemand, der sich bis-
her selbst nicht einbürgern ließ und einbürgern las-
sen will, seine Kinder einbürgern lassen?

(Beifall bei der CDU)

Außerdem spielen die Vorteile des deutschen Pas-
ses wie Teilnahme an Wahlen und so weiter für Kin-
der noch keine Rolle. Vielleicht kommt hier ja schon
ein Grund zum Tragen, der die geringe Einbürge-
rung nach Paragraph 14 erklärt: Warum nicht war-
ten, bis das Kind 16 Jahre alt ist und die Einbürge-
rung selbst beantragen kann, denken sicherlich vie-
le, das kann ich mir gut vorstellen.

Außerdem könnten bei mehreren Geschwistern
verschiedene Staatsangehörigkeiten je nach Alter
der Kinder entstehen. Vielleicht ist das auch noch
ein Hinderungsgrund. Noch ein Hinweis: Bei Ein-
bürgerung der Eltern werden die Kinder mit einge-
bürgert oder können mit eingebürgert werden, und
das kostet nur 100 DM. Unter den oben genannten
Gesichtspunkten erwartet die CDU von einer Frist-
verlängerung keinen erheblichen Anstieg der Ein-
bürgerungsanträge. Außerdem halte ich es auch für
gefährlich, die ausländerrechtlichen Regelungen, die
im Paket geschnürt wurden, jetzt Stück für Stück
wieder aufschnüren zu wollen.

Zu Ihrem zweiten Punkt, an der Information kann
es auch nicht liegen, dass die Einbürgerungszahl so
niedrig ist, Herr Kleen führte das ja eben auch schon
aus. Der Senator für Inneres hat regelmäßig über
die Medien informiert. Ferner liegen diverse Publi-
kationen von der Bundesausländerbeauftragten und
von der Bremer Ausländerbeauftragten vor. Diese
gibt es, wie auch schon erwähnt, im Elternbrief in
verschiedenen Sprachen, und eigentlich erreicht je-
der Elternbrief auch die Eltern. Es mag natürlich
noch  Nationalitäten  geben,  die  so  eine  außerge-
wöhnliche Sprache haben, dass sie nicht dabei ist,
aber die große Mehrheit spricht schon die dortigen
Sprachen.

Außerdem halte ich den Paragraphen 40 aufgrund
der  vorherigen  Ausführungen  für  sehr  problema-
tisch, da er sehr unattraktiv ist, denn er bringt ei-
gentlich keine Vorteile; deshalb auch die geringe
Inanspruchnahme. Wenn aber mehrheitlich die Auf-
fassung vertreten wird und die Meinung besteht,
man sollte über eine Fristverlängerung noch ausführ-
lich debattieren, wird sich die CDU sicher einer Über-
weisung  an  die  Innendeputation  nicht  verweh-
ren. Das heißt, die CDU stimmt dem Überweisungs-
antrag von Herrn Dr. Güldner zu. – Danke!

(Beifall bei der CDU)
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Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Es ist schon ein jahrzehntelanges
Anliegen der Linken, das deutsche Volk in eine mul-
titikulturelle, in Wahrheit aber eine mulitethnische
Gesellschaft zu verwandeln. Während sich Angehö-
rige unseres Volkes, zum Beispiel in den Nachfol-
gestaaten der Sowjetunion, nach einer Übersiedlung
in das Land ihrer Vorfahren, also nach Deutschland,
sehnen, sind diese so genannten Spätaussiedler von
Ihnen immer weniger erwünscht. Obwohl gerade der
Kinderreichtum dieser Deutschen einen Segen für
unsere sozialen Sicherungssysteme wie zum Beispiel
die Renten darstellen würde, propagieren politisch
Herrschende unverantwortlich eine verstärkte Ein-
bürgerung von Ausländern.

Dafür  werden  auch  keine  Kosten  gescheut.  So
wird nun beklagt, Ausländer würden zu wenig An-
träge zwecks Einbürgerung von Kindern stellen, des-
halb müssten die Gebühren pro Kind abgesenkt oder
gar ganz erlassen werden. Ich halte das für einen
völlig falschen Weg. Dringend erforderlich wäre eine
verstärkte staatliche Maßnahme zur Förderung kin-
derreicher deutscher Familien, meine Damen und
Herren.

Lassen Sie mich zudem feststellen: Noch nie seit
Ende des zweiten Weltkrieges wurden in Deutsch-
land  so  wenig  Kinder  geboren  wie  heute.  Auf
100 000 Einwohner kommen nur neun Neugebore-
ne. Die deutsche Bevölkerung altert und schrumpft
um zirka 200 000 Menschen pro Jahr. Diese Tatsa-
che können Sie aber nicht durch eine überzogene
oder   unverantwortlich   übersteigerte   Einwande-
rungspolitik kompensieren. Dazu sei bemerkt, dass
in etwa 50 Jahren zehn Milliarden Menschen die
Erde bevölkern werden.

Die Türkei hat etwa 65 Millionen Einwohner, in
20 Jahren werden es zirka 100 Millionen sein. Tür-
kische Politiker sehen dieser Bevölkerungsexplo-
sion aber gelassen entgegen. Schmunzelnd lassen
sie jetzt schon wissen, dass zwölf bis 15 Millionen
ihrer Landsleute den Weg nach Deutschland finden
werden. Ich frage Sie allen Ernstes: Wie wollen Sie,
und ich spreche hier nur von den zirka zwölf Millio-
nen Türken,

(Abg. T ö p f e r  [SPD]: Die wollen alle
Mitglieder der DVU werden!)

Millionen Einwanderer und Asylanten anderer Staa-
ten noch gar nicht einmal einbezogen und mitge-
rechnet, diese verschiedenen ethnischen Gruppen,
diese Millionen Menschen in einem kleinen Land
wie Deutschland friedlich integrieren? Können Sie
sich auch nur im Entferntesten vorstellen – Sie so-
wieso nicht! –, was dann mitten in Deutschland, im

eigenen Land, für ethnische Konflikte gewalttätig
ausgetragen werden?

Tatsache ist auch, dass die SPD und die Grünen
unverantwortlich zur größten Völkerwanderung der
Neuzeit einladen. Niedrige Geburtenrate einerseits,
längere Lebenserwartung andererseits lassen den
Anteil der Erwerbstätigen sinken. Wenn aber emp-
fohlen wird, verstärkt Ausländer einwandern zu las-
sen, so können einschlägige Experten ja den Deut-
schen raten, ihren Nachwuchsmangel durch kollek-
tiven Selbstmord zu beenden.

Meine Damen und Herren, die Ausländerbeauf-
tragte der Grünen, Frau Beck, fiebert ja quasi einer
Millioneneinbürgerung jährlich entgegen. Geht es
insbesondere nach den Grünen, dann soll die pro-
pagierte offene Republik nicht mehr deutsch sein.
Dies aber, meine Damen und Herren, wird die Deut-
sche Volksunion niemals zulassen! Ich lehne den
Antrag vom Bündnis 90/Die Grünen selbstverständ-
lich ab, auch eine Überweisung. Dringend erforder-
lich  aber  ist  es,  dass  hiesige  politische  Entschei-
dungsträger endlich stärker als bisher ein Herz für
deutsche Kinder zeigen. – Ich bedanke mich!

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort Se-
nator Dr. Schulte.

Senator Dr. Schulte: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich hoffe, dass das hohe Haus ein-
verstanden ist, wenn ich es ganz kurz mache, weil
ja doch wohl entschieden ist, diesen Antrag an die
Deputation für Inneres zu überweisen, aber zwei,
drei kurze Punkte darf ich mir dann doch noch er-
lauben anzusprechen.

Herr Dr. Güldner, Sie haben die beiden Punkte
benannt, die möglicherweise die kritischen Gründe
dafür sind, dass es eine sehr große Zurückhaltung
bei der Einbürgerung von Kindern gegeben hat, ein-
mal die Frist und zweitens die 500 DM. Sie haben
dann aber selbst karikierend den rotgrünen Geset-
zestext hier zitiert und darauf hingewiesen, dass ja
nun auch die FDP einen ganz maßgeblichen Anteil
hatte. Sie haben, wenn ich Sie richtig interpretiere,
gesagt, eigentlich sei das Gesetz kein besonders gu-
tes Gesetz.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: An den Punkten!)

An den Punkten, und das sind ja genau die Punkte,
um die es geht!

Nun frage ich Sie, lieber Herr Dr. Güldner: Wie
kann man denn ein schlechtes Gesetz durch Ver-
längerung besser machen? Das ist ein bisschen mei-
ne kritische Frage.

Ich nenne nur zwei kurze Punkte, Herr Peters ist
in seiner Rede kurz darauf eingegangen. Es fehlt ein-
fach die Attraktivität. Die 500 DM sind ja vermeid-
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bar, wenn man pro Kind nur 100 DM bezahlt, wenn
sich eine ganze Familie einbürgert. Die Frage ist also,
warum Eltern die Zahlung von 500 DM auf sich neh-
men. Wenn die Eltern wirklich die Einbürgerung
machen würden, würde es pro Kind nur 100 DM kos-
ten. Diese Schwierigkeit muss erklärt werden.

Das Zweite ist die fehlende Logik. Herr Peters hat
darauf hingewiesen, wenn ein Elternteil oder die El-
tern selbst die Einbürgerungstatbestände begrün-
den, warum sollen sie denn dann ihr Kind für eine
Mehrstaatlichkeit anmelden? Das Kind muss sich ab
dem sechzehnten Lebensjahr sowieso noch einmal
selbst entscheiden. Wo ist da die Attraktivität, dass
Eltern sich so entscheiden sollten, wenn sie selbst
nicht bereit sind, sich einbürgern zu lassen? Diese
Schwierigkeit des Denkens verstehen Sie und ich
schon zum Beispiel nicht mehr, das jetzt den aus-
ländischen  Mitbürgerinnen  und  Mitbürgern  ver-
ständlich zu machen, ist außerordentlich schwierig.

Die Information hat gestimmt, Herr Kleen hat dan-
kenswerterweise darauf hingewiesen, aber die Kom-
pliziertheit dieses Gesetzes mit der fehlenden Logik
und Attraktivität, glaube ich, nicht dadurch kompen-
sieren zu können, indem man einfach eine Verlän-
gerung macht. Wir wollen das gern in der Deputa-
tion für Inneres ausführlich diskutieren.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Durch Absenkung der Gebühren!)

Ja, ich bin damit einverstanden, wenn wir die Ge-
bühren senken, sage ich einmal. Damit ist aber im-
mer noch nicht die Logik zu Ende gedacht, warum
man denn die Eltern nicht auch bewegen könnte,
diesen Schritt zu tun. Darüber würde ich gern mit
Ihnen debattieren, das ist vielleicht in der Deputa-
tion besser.

Ich  darf  Ihnen  sagen,  dass  Herr  Innenminister
Schily, der auch ein denkfähiger Mensch ist, durch-
aus weiß, dass es in diesem Gesetz ein Problem gibt.
Deshalb habe ich mich ein bisschen über seinen Brief
gewundert. Ich weiß ja nicht, wer ihm den diktiert
hat.

(Abg. K l e e n  [SPD]: Ich nicht!)

Das glaube ich auch, dass Sie das nicht gewesen
sind! Alles klar, wir versuchen, es dann in der De-
putation zu diskutieren!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Es ist von dem Antragsteller Überweisung an die
staatliche Deputation für Inneres beantragt worden.

Wer der Überweisung des Antrags der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen mit der Drucksachen-Num-
mer 15/559 zur Beratung und Berichterstattung an
die staatliche Deputation für Inneres seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

(Dafür SPD, CDU und Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) über-
weist den Antrag zur Beratung und Berichterstat-
tung an die staatliche Deputation für Inneres.

Drittes Gesetz zur Ausführung des Achten Buches
Sozialgesetzbuch

Mitteilung des Senats vom 21. November 2000
(Drucksache 15/539)

1. Lesung
2. Lesung

Wir verbinden hiermit:

Keine Veränderung des KTH-Angebots ohne
Bedarfsanalyse

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Dezember 2000

(Drucksache 15/565)

Dazu  als  Vertreter  des  Senats  Frau  Senatorin
Adolf, ihr beigeordnet Staatsrat Dr. Hoppensack.

Wir kommen zur ersten Lesung der Gesetzesvor-
lage.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Stahmann.

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Auf das
vorliegende bremische Gesetz zur Förderung von
Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflege ha-
ben  viele  sehr  lange  gewartet.  Ich  glaube,  Herr
Staatsrat Hoppensack schließt noch einen wichtigen
Teil seiner Arbeiten ab, bevor er uns dann verlässt.
Das hier noch einmal am Anfang der Rede!

Das vorliegende Gesetz beschreibt lediglich einen
Rahmen, dessen Regelungen viel zu unspezifisch
sind. Weder für Kinder und deren Eltern noch für
Träger und Beschäftigte ist dies eine sichere Pla-
nungs- und Handlungsgrundlage. Wir als Grüne hät-
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ten uns ein wesentlich umfassenderes Gesetz ge-
wünscht, das Qualitätsanforderungen und -standards
näher regelt und auch den Rechtsanspruch für Drei-
bis Sechsjährige auf sechs Stunden inklusive Mit-
tagessen festsetzt. Da teilen wir die Einschätzung
der Wohlfahrtsverbände und der Bremischen Evan-
gelischen Kirche, die aus ihrer praktischen Erfah-
rung sagen, dass eine Mindestbetreuungszeit von
30 Stunden für Kinder, wie für Mütter und Väter
notwendig ist.

Uns fehlt genauso eine genauere Beschreibung
der Aufgaben der sozialpädagogischen Fachkräfte,
auch sollten Zeitanteile von Gruppenaufgaben und
Fortbildungen geregelt sein. All das ist in diesem
Gesetz  nicht  mehr  enthalten.  Das  Wunsch-  und
Wahlrecht der Eltern, der Anspruch auf eine wohn-
ortnahe Versorgung gehören für uns ebenso dazu,
um dem Kinder- und Jugendhilfegesetz Rechnung
zu tragen.

Es hätte dem Gesetz wirklich nicht geschadet, mei-
ne Damen und Herren, wenn darin mehr Mitspra-
cherechte für Eltern gestanden hätten und wenn Fe-
rienschließzeiten abgeschafft worden wären, die so
nicht mehr zu der Form eines Rechtsanspruches auf
einen Kindergartenplatz passen. Das Gesetz hätte
durch die Festlegung der Gruppengrößen und Per-
sonalschlüssel einfach mehr Format bekommen. Si-
cher, das gebe ich zu, unser Konzept würde mehr
Geld kosten, als die große Koalition derzeit ausgibt,
wir Grüne glauben aber auch, dass dieses Geld an
dieser Stelle gut investiert wäre.

Die weitere politische Auseinandersetzung ist ein-
fach jetzt nur vertagt worden. Dieses Gesetz regelt
praktisch den Rahmen, und die Auseinandersetzung
wird jetzt an der Stelle geführt werden, an der wir
uns dann über die näheren Ausführungen unterhal-
ten. Die Stadtgemeinden regeln das Nähere selbst.
Das lässt beiden Kommunen sicherlich Gestaltungs-
spielräume, ich sehe aber auch eindeutig die Ge-
fahr, dass es immer wieder neue Verwaltungsanwei-
sungen gibt, die dann das KJHG immer wieder aus-
hebeln und den Rechtsanspruch dann natürlich auch
unterlaufen können.

Wir haben uns also eine weitergehende Lösung
gewünscht und stimmen heute erneut gegen das Ge-
setz, denn wir denken, nicht nur der Betreuungsbe-
darf der Eltern, sondern auch das Wohl der Kinder
muss das Kriterium sein, nach dem sich die Zeit der
Betreuung in einem KTH richtet. Tageseinrichtun-
gen sollen die Erziehung in der Familie unterstüt-
zen und ergänzen, deshalb sind sie nicht nur dafür
da, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu er-
möglichen, sondern sie wollen Kinder, und so steht
es auch im Gesetz, bilden, fördern und auf die Schule
vorbereiten.

Es gibt eine Expertengruppe Chancengleichheit,
die Bundesbildungsministerin ist dort Vorsitzende,
sie hat vor zwei Tagen eine Pressekonferenz gege-

ben, und einige interessante Sätze zum Kindergar-
ten wurden gesagt, die ich hier mit Genehmigung
des Präsidenten zitieren möchte. Frau Bulmahn sagt:
„Frühe  individuelle  Förderung  ist  gleichermaßen
Voraussetzung für das Vermeiden und den frühzei-
tigen Abbau von Benachteiligungen wie für das Fin-
den und Fördern von Begabungen. Dazu gehört, dass
die Möglichkeiten der Kindergärten stärker genutzt
werden.“ Ich finde, das ist ein sehr wichtiger Hin-
weis auf Kindergärten und ihre Aufgaben und legt
auch noch einmal ganz deutlich dar, dass es in ers-
ter Linie wichtig ist, die Kinder zu fördern.

Kinder von Sozialhilfeempfängerinnen und Flücht-
lingskinder brauchen oft eine besondere Förderung.
Ich bin der Meinung, dass da vier Stunden nicht
ausreichen. Uns ist es immer wichtig gewesen, ein
Angebot der Kindertagesbetreuung anzubieten, das
nicht ausgrenzt, sondern auch diejenigen einschließt,
die von zu Hause aus nicht so gut ausgestattet sind.
Wir wollen keine Modelle, die letztendlich Kinder
aus armen oder benachteiligten Familien ausgren-
zen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir wissen allerdings auch, dass hinter den Kulis-
sen verschiedene Modelle diskutiert werden. Das
konnten wir in den vergangenen Wochen in der Zei-
tung nachlesen. Es wird auch gerechnet, ganz zu
schweigen von den bisherigen Taten, der Senat hat
ja  500  Ganztagsplätze  per  Senatsbeschluss  abge-
baut. Darüber gab es keine fachliche Debatte, ob-
wohl der Bedarf der Eltern, meine Damen und Her-
ren, eindeutig vorhanden war. Wenn man in die Kin-
dergärten schaut, dann sagen die Leitungen dieser
Kindertagesheime, dass viele Eltern keinen Ganz-
tagsplatz bekommen haben, obwohl sie einen ge-
braucht hätten, und sich dann einfach umorientie-
ren mussten.

Die CDU-Fraktion hat mittlerweile auch ein inter-
essantes Modell vorgestellt. Ich muss sagen, es ist
ein interessantes Modell. Dieses Modell wirbt für die
Kita-Card nach Hamburger Vorbild. Ich erkläre es
einmal kurz, weil nicht jeder weiß, was die Kita-Card
ist. Dieses Angebot sieht vier bis fünf Stunden kos-
tenlosen Kindergartenbesuch vor, und weitere Leis-
tungen wie Englischkurs, Bewegungsangebote und
was man sich sonst noch so einfallen lässt, können
die Familien sich dann dazu kaufen. Das wird dann
in  der  Fachwelt  auch  als  „Cafeteria-Modell“  be-
zeichnet.

Das ist durchaus ein interessantes Modell gerade
für Familien in den mittleren Einkommensklassen,
und es klingt auch sehr attraktiv. Das haben viele
gesagt, und die Presseresonanz war gut. Frau Strie-
zel konnte, glaube ich, ganz zufrieden sein. Ich bin
immer noch skeptisch, ob dieses Modell den Ansprü-
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chen einer Kindheit in Bremen, und Bremen ist eine
Großstadt, genügt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
Frau S t r i e z e l  [CDU]: Das werden wir

dann diskutieren!)

Genau, Frau Striezel, das möchte ich ja gern! Der
CDU-Vorschlag sieht eben auch vor, dass die Fami-
lien sich eine Bescheinigung vom Jugendamt holen
sollen, wenn ihr Kind aus sozialen oder familiären
Gründen mehr Betreuung braucht. Ich zweifle dar-
an, dass die Familien Lust darauf haben, zum Ju-
gendamt zu gehen und sich auch noch schriftlich ein
Erziehungsdefizit bescheinigen zu lassen. Wer macht
das schon? Ich glaube, dass das nicht der Weg sein
kann für die Kinder, die dann in den Kindergarten
gehen. Ich glaube, dass das für Eltern dann auch
eine Offenlegung ihrer Unfähigkeit ist und dass es
sie nicht gerade in ihrer Erziehungsarbeit unterstützt.

(Zuruf der Abg. Frau S t r i e z e l  [CDU])

Ja, Frau Striezel, darüber müssen wir sicherlich noch
diskutieren.

Ich möchte noch einmal kurz unseren Antrag vor-
stellen. Mit dem Antrag wollen wir Sie jetzt auffor-
dern, dass Sie uns Informationen über Ihre Planung
geben, Frau Striezel, vielleicht über Ihre Planungen,
Frau Adolf, vielleicht über die Planungen des Se-
nats. Es hat ein Gutachten gegeben, das Herr Per-
schau ja angeregt hatte, und wir möchten gern bis
zum März 2001 einen Bericht darüber haben. Der
Senat soll dann auch darlegen, wie bei der Umset-
zung dieses Gutachtens eben die Situation von Kin-
dern aus armen und benachteiligten Familien ist und
wie es weiterhin eine umfassende Förderung in den
Kindertagesheimeinrichtungen geben soll.

Zweitens, das Kinder- und Jugendhilfegesetz misst
den Bedarfen der Eltern und den Bedürfnissen der
Kinder eine hohe Bedeutung zu. Um eine Ausein-
andersetzung über die Betreuungsstruktur und die
Bedarfe in Bremen und Bremerhaven angemessen
führen zu können, regen wir mit dem Antrag auch
gleichermaßen an, dass es eine Befragung aller El-
tern von null- bis sechsjährigen Kindern gibt, wel-
che Wünsche hinsichtlich der Betreuungszeit ihrer
Kinder sie haben. Das haben andere Großstädte auch
gemacht, Bayern macht es derzeit auch, Hamburg
hat es bereits gemacht. Das führt natürlich dazu, dass
viele  Bedarfe  formuliert  werden.  Das  heißt  aber
nicht, dass die Politik auch unbedingt alle erfüllen
muss, aber wir können ganz deutlich sehen, wo es
Defizite  gibt  und  worauf  wir  politisch  reagieren
müssten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir wollen mit unserem Antrag dazu beitragen,
dass wir mehr über die Lebenssituation von Kindern

in Bremen und Bremerhaven erfahren. Ich habe eben
gesagt, Bremen ist eine Großstadt, und ich glaube,
das Leben in einer Großstadt ist ein anderes als in
einem Flächenland. Daher regen wir auch eine Un-
tersuchung über die Faktoren an, die die Lebenssi-
tuation von Kindern nachhaltig beeinflussen.

Immer mehr Kinder leben in Familien, in denen
sich die Eltern getrennt haben, haben keine Ge-
schwister. Es gibt unterschiedliche Sozialisationsbe-
dingungen von Jungen und Mädchen in unserer Ge-
sellschaft. Dann gibt es spezifische Merkmale einer
Großstadt wie Bremen, es gibt weniger Spiel- und
Bewegungsräume  für  Kinder.  Es  ist  wichtig,  das
Wohnumfeld zu betrachten auch in den einzelnen
Stadtteilen, von Tenever bis Oberneuland. Man muss
einfach Bescheid wissen, wie das Leben der Kinder
hier aussieht. Dann muss das Leben von Kindern zwi-
schen zwei Kulturen aus Migranten- und Spätaus-
siedlerfamilien untersucht werden, das unterschei-
det sich auch von dem Leben der Kinder, deren El-
tern Deutsche sind.

Welche Rolle spielen die Medien in der Lebens-
welt der Kinder? Wie gehen Kinder mit sozialen Phä-
nomenen wie Gewalt um, und wie reagieren sie auf
eine Form der organisierten Kindheit? Kinder haben
immer geregeltere Tagesabläufe. Als die meisten von
Ihnen klein waren, war das sicherlich noch nicht so.
Sie hatten auch in der Stadt wesentlich mehr Frei-
räume, auch in Ihrer Freizeit.

Meine Damen und Herren, abschließend möchte
ich sagen, wir erwarten, dass der Senat jetzt keine
weiteren Schritte geht und grundlegende Verände-
rungen der Kindertagesbetreuungsangebote vor-
nimmt ohne vorhergehende Analyse der Bedarfe der
Kinder und der Eltern. Auch das Kinder- und Ju-
gendhilfegesetz sieht vor, dass eben diesen Bedar-
fen Rechnung getragen werden muss. Ich würde
mich freuen, wenn Sie unseren Antrag unterstützen,
auch wenn ich schon gehört habe, dass das wahr-
scheinlich nicht so sein wird. Ich denke aber, es ist
eine wichtige Chance für uns, um in unserer inhalt-
lichen und fachlichen Diskussion einfach wertvolle
Informationen zu gewinnen, die die CDU, die SPD
und auch wir sehr gut benutzen können. – Danke
schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Striezel.

(Abg. Frau S t r i e z e l  [CDU]: Nein, Herr
Pietrzok hat sich vor mir gemeldet!)

Ich kann mich nur an der Rednerliste orientieren.
Wenn das koalitionär in diesem Falle unstrittig ist,
dann gebe ich natürlich dem Abgeordneten Pietr-
zok das Wort.
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Abg. Pietrzok (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Vielen Dank, Frau Striezel, genau
an der Stelle sind wir dann auch wirklich, das ist
unstrittig, das ist wahr! Ich habe das ja jetzt gerade
erst richtig verstanden, nachdem Sie Ihren Antrag
noch einmal erläutert haben, Frau Stahmann! Das
macht es mir allerdings noch schwieriger, ihm zuzu-
stimmen, dass Sie sozusagen jetzt mit zwei Sätzen
so etwas wie eine kindersoziologische Totalopera-
tion für das Land Bremen hier fordern.

(Abg. Frau S t r i e z e l  [CDU]: Können
Sie das noch einmal sagen, damit ich das

verstehen kann?)

Da bin ich dann durchaus der Meinung, dass wir da
noch ein bisschen mehr Vorbereitung haben müs-
sen und dass wir das nicht einfach einmal eben hier
so durchorgeln.

Aber jetzt zu dem Gesetz, meine Damen und Her-
ren! Das ist hier ein Landesgesetz, das sich konkret
auf das Kinder- und Jugendhilfegesetz bezieht und
das jetzt ein Kindergartengesetz ablöst, das noch auf
dem Vorläufer des Kinder- und Jugendhilfegeset-
zes auf Bundesebene fußt. Dieses Gesetz fasst ei-
nen ganz breiten Rahmen. Es fasst im Grunde ge-
nommen nur zusammen, welche Angebotsformen es
hier im Land Bremen gibt. Das ist für uns auch eine
ganz bewusste Entscheidung zu sagen, dass wir hier
einen breiten Rahmen offen lassen, weil wir sagen,
wir wollen den Stadtgemeinden bei dieser kommu-
nalen  Aufgabe  auch  möglichst  viele  Spielräume
überlassen, um diese kommunalen Aufgaben so zu
interpretieren, wie es in den Kommunen auch für
richtig gehalten wird. Das wird durch dieses Gesetz
weiterhin möglich.

Die Angebotsformen, die hier genauer beschrie-
ben werden, das sind alle möglichen Angebote der
Kindertagesbetreuung von null bis drei Jahren, El-
tern-Kind-Gruppen, das sind Spielkreise für Kinder
von null bis drei Jahren, die normalen Kindergar-
tengruppen, Horte und Spielkreise von drei bis sechs
Jahren. Also, die ganze Palette an Betreuungsange-
boten, die wir für Kinder haben, wird in diesem Ge-
setz beschrieben und zusammengefasst. Die Ange-
botsformen, die wir hier im Land Bremen haben, sind
sehr differenziert, und es sind gewachsene Struktu-
ren, die als Antworten zu begreifen sind auf entspre-
chende Bedarfe, die sich entwickelt haben und die
sich natürlich auch an dem orientiert haben, was an
finanziellen Spielräumen überhaupt da war. In die-
sem Rahmen folgt dieses Gesetz dem Auftrag des
KJHG, auch auf Landesebene eine Weiterentwick-
lung durchzuführen.

Wir werden durch dieses Gesetz im Land Bremen
bei der Kindertagesbetreuung überhaupt keine sub-
stantielle Änderung haben, es wird sich im Bereich
der Kindertagesbetreuung durch dieses Gesetz kei-
ne Änderung ergeben. Wir wollen nur die Differen-

ziertheit der Angebotsformen, die wir haben, jetzt
auch gesetzgeberisch unterfüttern.

Wie sieht denn der Status quo überhaupt aus? Wir
müssen doch feststellen, dass wir eine extrem hohe
Versorgungsquote bei den Drei- bis Sechsjährigen
haben, sie ist so hoch wie in fast keinem anderen
Bundesland. Wir haben also den gesetzlichen Rechts-
anspruch mit einem sehr hohen Anspruch auch tat-
sächlich realisiert und können das jetzt nachweisen,
und wir haben ja ganz offensichtlich auch eine Qua-
lität, die auf eine hohe Akzeptanz trifft. Wenn wir
uns auch andere Angebotsformen anschauen wie
zum Beispiel bei den Null- bis Dreijährigen, so müs-
sen wir sagen, dass wir durchaus eine Versorgungs-
quote haben, die nicht einfach total schlecht ist. Man
muss aber offen zugeben, dass es natürlich bei sol-
chen Bedarfen, die über ein vierstündiges Angebot
hinausgehen, noch Defizite gibt. Es gibt höhere Be-
darfe, die wir derzeit, in der Regel aus haushaltspo-
litischen Gründen, nicht erfüllen können. Insgesamt
sind diese Leistungen aber erst einmal ein Ausdruck
einer ganz enormen Anstrengung, die wir hier im
Land Bremen gehabt haben, um einen bundesge-
setzlichen Auftrag zu erfüllen, den wir als Sozialde-
mokraten auch für richtig halten.

Es geht um entscheidende Dinge wie die Verein-
barkeit von Familie und Beruf, es geht um die För-
derung der Entwicklung der Kinder, und es geht
auch um die soziale Integration. Frau Stahmann, was
Sie an dieser Stelle deutlich gemacht haben, liegt
auch mir und uns als Sozialdemokraten sehr am
Herzen, nämlich dass wir die soziale Integration auch
weiterhin als ein wichtiges Kriterium in den Kinder-
tagesbetreuungseinrichtungen gewährleisten wol-
len.

(Beifall bei der SPD – Abg. Frau S t r i e -
z e l  [CDU]: Da sind wir auch nicht aus-

einander, denke ich!)

Also, noch einmal ganz klar: Mit der Versorgung
der Hortplätze sind wir noch nicht zufrieden, wir sind
auch noch nicht zufrieden mit dem, was wir an Ver-
sorgung  bei  den  unter Dreijährigen  haben.  Das
reicht noch nicht, und wir müssen uns da an dieser
Stelle weiter engagieren. Natürlich müssen wir auch
in Zukunft deutlich machen, dass solche Betreuungs-
angebote auch für Bremen im Hinblick auf Stand-
ortqualität ein Faktor sind, der einzubeziehen ist. Die
Koalitionsvereinbarungen  haben  an  dieser  Stelle
auch deutlich gemacht, dass es einen Handlungs-
bedarf gibt und dass wir daran noch arbeiten wol-
len. Das Gesetz beschreibt also einen Rahmen, Nä-
heres, Substantielles müssen die Kommunen genau
entscheiden. Hier ist die Tagesbetreuung in Bremer-
haven und in Bremen-Stadt unterschiedlich, und die
Kommunen benötigen diesen Spielraum.

Die Grünen haben dieses Gesetz abgelehnt. Frau
Stahmann begründet das hauptsächlich damit, dass
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sie eine sechsstündige Betreuung als Rechtsanspruch
wollen. Ich halte das für sehr schwierig. Mir ist klar,
dass es in einigen Bundesländern in Ostdeutschland
den sechsstündigen Rechtsanspruch gibt, weil er dort
auch eine historische Begründung hat, denn in der
DDR war der Anspruch viel weitgehender, und es
hat sogar in einigen ostdeutschen Ländern auch
Rechtsansprüche von null bis drei Jahren gegeben.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das ist doch gut!)

Allerdings können auch die ostdeutschen Länder
diesen Rechtsanspruch nicht mehr aufrechterhalten,
sondern sie müssen an der Stelle leider auch Kon-
zessionen an die Haushaltslage machen, was ich
auch nicht gut finde, aber es ist nun einmal so. Bei
den gegenwärtigen finanziellen Ressourcen würde
der Rechtsanspruch auf sechs Stunden bedeuten,
dass wir, um das zu erfüllen, ein hohes Maß an Res-
sourcen, die wir zurzeit differenziert einsetzen, dort,
wo es Bedarfe für sozial Benachteiligte gibt, und dort,
wo die Elternteile arbeiten, dann dieses differenzier-
te Fördern für Nachmittagsangebote aufgeben müs-
sten und dass wir da mit diesen Geldern dann eine
sechsstündige Garantie geben könnten. Das kann
nicht in Ihrem Interesse sein, Frau Stahmann, und
dann müssen Sie wirklich deutlich machen, wie viel
Kosten Sie erwarten und wie Sie diese dann auch
finanzieren wollen. Die SPD unterstützt dieses Ge-
setz, weil es diese Einrichtungen definiert.

Um aber noch einmal zu Ihrem Antrag zu kom-
men: Ich finde, dass Sie an dieser Stelle wirklich ei-
niges richtig durcheinander bringen, und zwar in ers-
ter Linie die verschiedenen politischen Ebenen. Was
ist denn hier eigentlich die Landesebene, und was
ist die kommunale Aufgabe? Da sollten Sie vielleicht
noch einmal deutlich machen, warum Sie hier sozu-
sagen konkrete kommunale Debatten und Konzep-
tionsentwicklungen, die tatsächlich stattfinden, zum
Gegenstand dieses Landesantrags machen. Ich fin-
de, das ist wirklich unpräzise an dieser Stelle.

Dann noch etwas zu den Inhalten und zu dem jet-
zigen Zwischenstand der Auseinandersetzungen bei
der Konzeptionsentwicklung! Es gibt noch keinen
Entwurf, den wir diskutieren können. Es gibt ver-
schiedene Ideen und Konzepte. Frau Striezel hat da
etwas deutlich gemacht, wir diskutieren in der Frak-
tion etwas, in der Verwaltung werden Konzepte ent-
wickelt, die aber noch nicht fertig sind und hier in
diesem Parlament natürlich auch noch nicht debat-
tiert werden können, sondern erst dann, wenn es
soweit ist. Da müssen Sie sich dann vielleicht noch
etwas gedulden. Ich kann Ihnen aber versprechen,
dass auch ich dafür sorgen werde, dass wir dann,
wenn es so weit ist, eine solche Debatte auch führen
werden. Da können Sie sicher sein, genauso wie Sie
sicher sein können, dass die Frage der Bedarfsori-
entierung bei der Kindergartenplanung auch in Zu-

kunft eine große Rolle spielen wird. Nichtsdestowe-
niger müssen wir aus den genannten Gründen Ih-
ren Antrag ablehnen. – Danke!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Striezel.

Abg. Frau Striezel (CDU): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Ich fange einmal mit dem An-
trag der Grünen an, weil Herr Pietrzok damit eben
auch aufgehört hat und ich mir von der gestrigen
Debatte aufgeschrieben habe, dass die Grünen ge-
sagt haben, es wären dämliche Fragen gestellt wor-
den. Ich glaube, Sie haben das meiner Fraktion vor-
geworfen, wenn ich mich recht erinnere. Da habe
ich mir den Antrag herausgenommen und habe ge-
dacht, wenn das dämliche Fragen sind, die wir ge-
stellt haben, dann ist das ein dämlicher Antrag, den
Sie uns vorgelegt haben. Das muss ich einmal deut-
lich sagen!

(Beifall bei der CDU)

Herr Pietrzok hat es eben schon ansatzweise deut-
lich gemacht, und ich will es noch einmal auf den
Punkt bringen, Frau Stahmann! Da haben Sie irgend-
etwas nicht begriffen. Das ist eine ganz klare Ver-
mischung von Landes- und Kommunalangelegen-
heiten. Wir sind hier aber im Landesparlament! Ich
weiß nicht, ob Ihre Bremerhavener Kollegen das be-
griffen haben, aber meine hauen mir etwas um die
Ohren, wenn ich mich in Bremerhaven in kommu-
nale Angelegenheiten einmische und sage, wie sie
ihr Geld auszugeben haben, denn das.

(Zuruf der Abg. Frau S t a h m a n n
[Bündnis 90/Die Grünen])

Doch, das schreiben Sie hier! Ich sage Ihnen das
einmal, das steht ja wirklich im ersten Absatz. Es ist
ja teilweise nicht falsch, was Sie geschrieben haben,
dass das Ortsgesetz der Stadtgemeinde Bremen und
Bremerhaven  Näheres  regelt.  Völlig  richtig!  Das
steht übrigens auch im Gesetz, ist also abgeschrie-
ben, und das ist völlig in Ordnung. Dann aber sagen
Sie: „Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat
auf zur weiteren Umsetzung der Vorschläge des Wi-
bera-Gutachtens.“ Ja, aber das Wibera-Gutachten
ist nicht in Bremerhaven entstanden, das ist eine
kommunale Angelegenheit. Die Bremerhavener hus-
ten uns etwas, wenn wir bei denen das Wibera-Gut-
achten par ordre du mufti umsetzen wollen. Deswe-
gen geht das so nicht, das kann man nicht alles mit-
einander vermischen.

Dann wundere ich mich schon, ich erinnere mich
ja an die Debatten und Diskussionen im Jugendhil-
feausschuss und in der Deputation. Es wird sich per-
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manent beklagt, dass wir irgendwelche Aufträge an
Externe vergeben, wo etwas untersucht werden soll
und etwas erforscht werden soll, und jetzt wollen
die Grünen selbst ein Gutachten. Das scheint mir
nun doch etwas sehr merkwürdig. Wir haben da
entsprechende Unterlagen, lang und breit aus den
letzten Jahren. Die muss man sich nur heraussuchen,
dort muss man nachschauen, es steht alles da.

Auch die Elternbefragung, Frau Stahmann, hat die
Bremische Evangelische Kirche mit ihren Kindergär-
ten schon vor längerer Zeit gemacht. Es ist alles do-
kumentiert, wir müssen uns das nur anschauen. Die
sind nämlich inzwischen schon zwei oder drei Schrit-
te weiter mit dem, was sie an Untersuchungen an-
stellen, um zu schauen, was müssen wir eigentlich
an Kindergärten anbieten, weil sie wissen, dass da
ein  Markt  auf  sie  zukommt  und  sie  sich  auf  den
Markt vorbereiten möchten oder müssen. Das zu
Ihrem Antrag! Daraus wird, glaube ich, schlüssig,
dass wir diesen Antrag so nicht akzeptieren und nicht
mitmachen können und ihn deswegen ablehnen.

Ich möchte aber etwas zu der Neufassung des
Dritten Gesetzes zur Ausführung des SGB VIII sa-
gen, was sich so sehr abstrakt anhört, denn wir ha-
ben einen entsprechenden zeitlichen Vorläufer dazu
gehabt. Wir hatten Übergangsregelungen, die bis
zum 1. 1. 1999 galten. Um diese Übergangsregelun-
gen hatten wir schon fachlich politisch miteinander
gefochten, und als dann diese Übergangsregelun-
gen langsam auszulaufen drohten, haben wir immer
wieder unterschiedlich gemahnt, dass wir jetzt ein
richtiges  Gesetz  brauchen,  damit  wir  auch  den
Rechtsanspruch entsprechend festlegen.

Wir waren da auch auf gutem Wege, und wie ich
fand, hatten wir auch das erste Mal richtige Betei-
ligungsprozesse mit den Elternvertretern, mit den
freien Trägern organisiert. Wir haben sehr kleinräu-
mig versucht, alle auf dem Wege mitzunehmen. Wir
waren schon ziemlich weit, aber leider mussten wir
dann, sozusagen kurz vor Toresschluss, das ganze
Verfahren abbrechen, weil wir uns dann nicht mehr
einigen konnten auf das, was wir vorlegen wollten.
Das war ungefähr Ende 1998, da hätten wir das ei-
gentlich hier beschließen sollen und wollen, denn
da standen die Wahlen vor der Tür, und dann gab
es keine Möglichkeit mehr, sich zu einigen.

Das habe ich damals sehr bedauert. Dadurch hat
es einen Stillstand gegeben, und wir haben jetzt ein
sehr abgespecktes Gesetz vor uns liegen, das will
ich gern einräumen. Das ist ein Minimalkonsens und
auch ein Mindeststandard, den wir damit beschrie-
ben haben.

Wir haben auch nicht noch einmal das ganze Pro-
cedere  mit  der  Beteiligung  aller  Betroffenen  ge-
macht, weil sich substantiell nichts Wesentliches
geändert hat. Im Gegenteil, wir konnten natürlich –
und das war dann wieder ein Vorteil, manchmal hat
es ja auch Vorteile, wenn etwas ein bisschen länger

liegen bleibt – die Erkenntnisse aus dem Wibera-
Gutachten mit aufnehmen, zumindest insofern, dass
wir manche Dinge nicht mehr so strikt formuliert ha-
ben. Wir haben sozusagen Öffnungsklauseln in den
Formulierungen, so dass wir jetzt die verschiedenen
Modelle, die eben angesprochen wurden und die
diskutiert werden, meines Erachtens in diesem jet-
zigen Gesetzestext unterbringen und nicht noch ein-
mal eine weitere gesetzliche Veränderung vorneh-
men müssen.

Ebenso ist natürlich die verlässliche Grundschule
in dieses Gesetz eingeflossen. Auch das war vor zwei
Jahren  so  noch  nicht  absehbar,  dass  sie  erstens
kommt und zweitens, dass sie so schnell kommt und
dann auch flächendeckend. Von daher hat das na-
türlich Auswirkungen auf den Hort und spiegelt sich
auch hier in diesem Gesetz wider.

Ich kann mit diesem Gesetz gut leben, weil es eine
Ausgangsbasis ist, die uns viele Möglichkeiten er-
öffnet. Ich kann nur sagen, der Ideenwettbewerb,
Frau Stahmann, ist angesagt, ist ausgebrochen. Ein
paar Ideen sind auf dem Markt, und auf Ihre Ideen
warten wir noch, denn ich denke und hoffe, dass
die Grünen mehr zu bieten haben als nur die Forde-
rung nach sechs Stunden und ein bisschen mehr
pädagogischer Spielerei. Insofern bin ich sehr ge-
spannt, welche Ideen Sie beizutragen haben.

Wir haben ja in der Vergangenheit Modellversu-
che für Orte für Kinder und deren Familien gehabt.
Wir haben eine ganze Menge aus diesen Versuchen
und Modellen gelernt, die wir in Bremen gehabt ha-
ben, so dass wir uns eigentlich überall nur das her-
aussuchen müssen, was wir hier in Bremen am be-
sten brauchen können, aber vor allem auch, was wir
finanzieren können. Die Ressourcen, das will ich
deutlich sagen, sind begrenzt, und gerade weil sie
begrenzt sind wie so oft in unserem Ressort, müssen
wir sie auch effektiver einsetzen. Wir haben versucht,
mit unserem Vorschlag darauf hinzuwirken, dass sie
effektiver eingesetzt werden können.

Nach wie vor finde ich es etwas bedauerlich, dass
wir den rechtlichen Bedenken der freien Träger noch
nicht haben Rechnung tragen können, was die Um-
stellung auf Entgeltfinanzierung angeht. Ich bin al-
lerdings ziemlich sicher, dass das in einem der näch-
sten Schritte dann auch erfolgen wird, weil ich auch
da glaube, dass wir nicht mehr Geld dafür brauchen,
sondern alle Beteiligten dann nur zielgerichteter
damit umgehen.

Dann will ich noch einmal auf die Elternvertre-
tung eingehen. Frau Stahmann hat das gesagt, das,
was wir jetzt in dem Landesgesetz stehen haben,
lässt viele Möglichkeiten offen, und es wird das er-
ste Mal jedenfalls die Arbeitsgemeinschaft erwähnt.
Das ist meines Erachtens schon ein riesiger Fort-
schritt. Ich kann mir aber auch eine größere Eltern-
beteiligung vorstellen, allerdings nicht nur eine Mit-
bestimmung, sondern auch eine Mitverantwortung,
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denn Mitbestimmung hat für mich immer etwas mit
Mitverantwortung zu tun. Ich gehe davon aus, dass
wir das in unserem Ortsgesetz dann auch miteinan-
der, Seite an Seite für die Elternvertretungen erstrei-
ten.

Dass jetzt bei Aufnahme der Kinder die Stichtags-
regelungen, auch die mehreren Stichtage, die wir
bisher hatten, wegfallen, ist für alle klar, glaube ich.
Insofern haben wir da auch schon Übung, weil wir
ja nun ein bisschen über die Zeit sind mit dem end-
gültigen Rechtsanspruch und der endgültigen Ein-
führung und Umsetzung. Das soll in der ersten Run-
de genug sein. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Stahmann.

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Bisher
hat die große Koalition weitreichende Schritte un-
ternommen, um die Qualität der Kindertagesheim-
betreuung zu mindern. So kann ich das einmal kurz
und knapp festhalten. Es hat einen Personalabbau
gegeben, es sind 500 Ganztagsplätze abgebaut wor-
den. Das ist für mich keine Weiterentwicklung der
Angebote der Kindertagesbetreuung in Bremen!

Eine Weiterentwicklung der Angebote, liebe Frau
Striezel, ist meiner Meinung nach nur möglich, wenn
man weiß, was Kinder brauchen. Deswegen halte
ich eine Beschreibung des Lebens der Kinder in ei-
ner Großstadt für wichtig, um zu wissen, wie sie heu-
te aufwachsen, um darauf auch pädagogisch rea-
gieren und ein gutes Angebot dafür präsentieren zu
können. Wir müssen auch wissen, wie die Eltern le-
ben, was sie brauchen und wo sie Unterstützung
brauchen. Das ist wichtig!

Wir Grünen wollen auch mehr Angebote für un-
ter Dreijährige und mehr Angebote für Hortkinder.
Wir sind auch für kleinere Gruppen von 15 bis 18
Kindern und auch für zwei Betreuungskräfte statt
einer. Den Personalschlüssel halten wir für zu nied-
rig. Im Gesetz steht, dass Sie ein bedarfsgerechtes
Angebot vorhalten wollen, aber Sie wissen gar nicht,
wie die Bedarfe sind, meine Damen und Herren!

Noch einmal zur Finanzierung, Herr Pietrzok! Ich
finde, es kommt darauf an, wo man Schwerpunkte
setzt. Den Schwerpunkt bei der Kindertagesbetreu-
ung hat die große Koalition eindeutig nicht gesetzt!
– Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident  Weber:  Als  Nächster  hat  das  Wort
Staatsrat Dr. Hoppensack.

Staatsrat Dr. Hoppensack: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Ich bin dankbar, dass ich hier

heute  auftreten  kann,  weil  ich  am  Ende  meiner
Dienstfahrt bin und dieses Gesetz sozusagen zu den
letzten Früchten gehört, die ich transportieren durf-
te. Es ist etwas ungewöhnlich, wenn die Senatorin
da ist, dass ein Staatsrat hier auftreten kann, aber
ich danke meiner Senatorin, die auch in dieser Fra-
ge sehr großzügig ist.

Zur Sache zunächst: Die Debatte hat gezeigt, dass
dieses Gesetz, so wie es vorliegt, eigentlich nicht so
furchtbar aufregend ist. Die Aufregung könnte al-
lenfalls über die Dinge entstehen, die nicht in dem
Gesetz enthalten sind. Dazu ist nun einiges gesagt
worden. Es handelt sich um ein Landesgesetz, das
Rahmen setzt und auf die Aufgabenverteilung im
Land  aufbaut,  dass  nämlich  das  Wesentliche  die
Kommunen machen und die Kommunen an dieser
Stelle  ein  nicht  ganz  kleines  Problem  haben.  Das
hängt sicherlich im Wesentlichen mit den Finanzen
zusammen.

Das Sanierungssicherstellungsgesetz, das Sie im
Haus hier vorgegeben haben, ist für die Verwaltung
eine weitere Grenze. Deswegen stehen darin viele
Dinge nicht, womit nicht gesagt ist, dass diese Din-
ge nicht wichtig wären und dass wir uns nicht dar-
um zu bemühen hätten. Deswegen will ich hier auch
ganz deutlich unterstreichen, dass es Aufgabe der
Verwaltung sein wird, die Debatte um das Notwen-
dige weiterzuführen!

Um gleich auf den grünen Antrag zu sprechen zu
kommen: Schon im Januar soll es eine Sondersit-
zung des Jugendhilfeausschusses in der Stadt Bre-
men geben. Dort soll berichtet werden aus der Werk-
statt der Veränderungsüberlegungen zum Wibera-
Gutachten, zu dem vielbeschriebenen „Cafeteria-
Modell“ oder auch zu den Angebotsformen, die mit
der so genannten Kita-Card zusammenhängen.

Damit soll unterstrichen sein, dass das, was in der
Vergangenheit, ich kann schon sagen, in den letz-
ten Jahrzehnten, seit Verabschiedung des noch gel-
tenden Kindergarten- und Hortgesetzes die Szene
bestimmt hat – nämlich weitgehend die quantitati-
ve Frage –, ein Stück in den Hintergrund treten kann
und qualitative Gesichtspunkte sehr viel stärker zu
bedenken sind. Hierzu zählt all das, was Sie hier
beschrieben haben, was mit behinderten Kindern
oder solchen aus sozial benachteiligten Familien zu
geschehen habe. Dies soll nicht vergessen sein. Wir
haben uns darauf eingerichtet, all das, was Sie hier
in dem Antrag angesprochen haben, schon in der
Januar-Sitzung in die Debatte zu bringen. Dann geht
es darum, zu konkreten Verabredungen zu kommen,
wie man das im Einzelnen umsetzen kann. Damit
ist der Teil des Kindertagesbetreuungsgesetzes mei-
nes Erachtens ausreichend abgehandelt. Ich will das
nicht weiter verlängern.

Ich komme dann zu dem zweiten Teil, der mich
selbst betrifft. Ich wollte mich herzlich für die Tatsa-
che bedanken, dass ich hier im Haus Gast sein durf-
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te und als beigeordneter Vertreter des Senats doch
in vielen Fällen die Unterstützung des ganzen Hau-
ses bekommen habe, nicht immer von allen zu glei-
cher Zeit, aber wenn man so lange da ist und die
Chance  hatte,  SPD-Alleinregierung,  Ampelsenat
und große Koalition zu erleben, kommt man nicht
umhin, von allen Fraktionen auch Unterstützung be-
kommen zu haben, nicht nur hier, sondern ganz be-
sonders auch hinter den Linien in der Deputation
und in den Ausschüssen. Dafür also herzlichen Dank!

Ich bin immer gern hergekommen. Ich war bis zum
heutigen Tag auch immer ein bisschen stolz, dass
ich hier sein durfte. Ich finde, es ist eine Ehre im
Land Bremen, hier sein zu dürfen, auf welcher Seite
des Tisches auch immer! Ich habe immer ein biss-
chen Lampenfieber gehabt, weil es auch spannend
ist, hier zu sein. Gelegentlich war es zugegebener-
maßen lästig, wenngleich auch immer notwendig.
Ich denke an Untersuchungsausschüsse, wenn dar-
über diskutiert wurde und man hier sitzen und zu-
hören musste und selbst nicht reden durfte. Das war
ganz schön schwierig! Aber, wie gesagt, ich stehe
nicht an zu sagen, dass es nicht notwendig gewesen
wäre.

Gefragt worden bin ich manchmal, wie man das
denn 21 Jahre aushielte, wo doch Politik ein schmut-
ziges Geschäft sei. Ich bin zwar nicht im Zentrum
der Politik, habe aber doch sehr viel mit Politik zu
tun. Das wurde dann oft so gesagt, als sei das eine
ganz  neue  Erfahrung,  eine  Nachkriegserfahrung,
dass Politik unangenehm abfärbe. Da fiel mir ein Ge-
dicht – ich liebe Gedichte, wie manche wissen – ei-
nes Landsmannes, eines Schlesiers in die Hand. Das
wollte ich Ihnen zum Abschluss vortragen, und dar-
an sehen Sie, dass die Erfahrung nicht so ganz neu
ist, die da gemacht ist. Der Autor heißt Friedrich von
Logau, hat von 1604 bis 1655 gelebt, und das Ge-
dicht heißt „Heutige Weltkunst“. Es heißt da: „An-
ders sein und anders scheinen, / anders reden, an-
ders meinen, / alles loben, alles tragen, / alles heu-
cheln, stets behagen, / allem Winde Segel geben, /
Bös und Gutem dienstbar leben, / alles tun und alles
dichten, / bloß auf eignen Nutzen richten, / wer sich
dessen will befleißen, / kann politisch heuer heißen!“

(Heiterkeit)

Ich gebe zu, dass ich Herrn von Logau auch die
eine oder andere Nahrung geliefert habe, und ich
wünsche Ihnen, dass es Ihnen gelingt, ihn auf Dau-
er zu widerlegen. – Danke schön!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Dritte Gesetz zur Ausführung des Ach-
ten Buches Sozialgesetzbuch in erster Lesung be-
schließen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD und CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

(Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in erster Lesung.

Meine Damen und Herren, da der Senat um Be-
handlung und Beschlussfassung in erster und zwei-
ter Lesung gebeten hat und dies interfraktionell ver-
einbart wurde, lasse ich darüber abstimmen, ob wir
jetzt die zweite Lesung durchführen wollen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Dritte Gesetz zur Ausführung des Ach-
ten Buches Sozialgesetzbuch in zweiter Lesung be-
schließen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD und CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

(Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

Jetzt lasse ich über den Antrag der Fraktion Bünd-
nis  90/Die  Grünen  mit  der  Drucksachen-Nummer
15/565 abstimmen.
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Wer  diesem  Antrag  seine  Zustimmung  geben
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür Bündnis 90/Die Grünen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU und Abg. T i t t -
m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr ge-
ehrter Herr Staatsrat Dr. Hoppensack, es ist eigent-
lich bei uns im Parlament nicht üblich, persönliche
Worte an Mitglieder der Regierung zu richten. Selbst
bei Gratulationen und Geburtstagen, bei Abgeord-
neten eine Selbstverständlichkeit, sparen wir Sena-
toren und Staatsräte aus langer Tradition immer aus.
Heute will ich, wollen wir, das Parlament, eine wohl-
begründete Ausnahme machen. Es ist bestimmt an-
gebracht, wenn jemand nach mehr als 20 Jahren als
Senatsdirektor beziehungsweise Staatsrat in den frei-
willigen Ruhestand eintritt, was bei Ihnen bestimmt
ein Unruhestand sein wird.

(Heiterkeit)

Dabei hätten Sie auch eine andere steile Karriere
vor sich haben können. Wie ich gehört habe, haben
Sie sich vor gut 30 Jahren als Jurist bei der Bremi-
schen  Bürgerschaft  beworben.  Nachdem  bekannt
geworden war, dass Sie mit anderen Sozis zusam-
men in irgendwelchen Zirkeln politische Gedanken
entwickelten, ist in diesem Haus entschieden wor-
den, dass Sie für diesen Job als Parlamentsjurist, ich
glaube, es ging damals um den Petitionsausschuss,
möglicherweise zu politisch, zu engagiert sind. So
haben Sie ihn nicht bekommen. Wir können aber
alle bestätigen, dass auch so noch etwas aus Ihnen
geworden ist, wenn Sie es auch „nur“ zum Staatsrat
gebracht haben!

Wir danken Ihnen für alle politischen und persön-
lichen Erfahrungen, die wir mit Ihnen in den ver-
gangenen 21 Jahren machen durften. Dabei sind 21
Jahre Senatsdirektor beziehungsweise Staatsrat in
der heutigen politisch schnelllebigen Zeit ehrlich ge-
sagt ein nahezu biblisches Dienstalter.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich glaube, ich kann sagen, dass Sie über alle Par-
teigrenzen hinweg fachlich nur Akzeptanz und per-
sönliche Wertschätzung erfahren haben.

Sehr geehrter Herr Staatsrat Dr. Hoppensack, lie-
ber Hans-Christoph oder, was noch das Netteste ist,
lieber Hoppi, wir wünschen Ihnen alles Gute und
einen fröhlichen Unruhestand!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, der Abgeordnete Wer-
ner Hoyer hatte das Präsidium heute Morgen gebe-
ten, am Ende unserer Sitzung eine Erklärung abge-
ben zu dürfen, was nach der Geschäftsordnung, wir
haben es geprüft, erlaubt und möglich ist.

Bitte, Herr Hoyer!

Abg. Hoyer (SPD): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Wir haben gestern über Viehfutter dis-
kutiert. Da ist aufgrund einer Fehlinformation von
mir etwas Falsches gesagt worden. Ich habe behaup-
tet, dass die Fraktion der Grünen in der Bremerha-
vener Stadtverordnetenversammlung einem Antrag
zur Aufhebung des Verfütterungsverbotes für Fisch-
mehl zugestimmt hat. Das ist falsch! Richtig ist, dass
die Grünen diesen Antrag in der Stadtverordneten-
versammlung abgelehnt haben. – Ich hoffe, jetzt sind
Sie zufrieden!

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, es
ist, glaube ich, zwischen den Fraktionen vereinbart
worden, dass wir den nächsten Tagesordnungspunkt
nicht mehr aufrufen. Hier war eine Redezeit von zehn
Minuten vereinbart worden. Wir würden dann über
unsere vereinbarte Sitzungszeit weit hinauskommen.
Deswegen rufen wir diesen Tagesordnungspunkt
nicht mehr auf.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich, be-
vor ich die Sitzung schließe, Ihnen zum Jahresab-
schluss – dies war ja die letzte Sitzungswoche, die
von Lebhaftigkeit und großer Kontroverse geprägt
war – sagen: Wir fragen uns oft zum Jahresende, wo
die Zeit geblieben ist. Unser Berufsstand jagt von
Sitzung zu Sitzung, von Termin zu Termin. Ich wün-
sche Ihnen jedenfalls ein friedliches Weihnachtsfest,
ein besinnliches, gutes, gesundes neues Jahr, und
ich hoffe, dass wir uns im nächsten Jahr, im Jahr
2001, ausgeruht und gesund wiedersehen.

Ich danke Ihnen und schließe die Sitzung.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

(Schluss der Sitzung 17.30 Uhr)
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